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Einführung 
 

Mit Beginn der 18. Legislaturperiode hat der Senat in den Richtlinien der Regierungspolitik 

2016-2021 festgelegt, ein umfassendes Konzept zur Integration und Partizipation 

Geflüchteter zu erarbeiten. Das Gesamtkonzept wurde nach einem intensiven Austausch mit 

der Stadtgesellschaft entwickelt und stellt die flüchtlingspolitischen Leitlinien des Senats dar. 

Es widmet sich der Lebenssituation Geflüchteter mit besonderem Fokus auf die Zeit des 

Ankommens und die ersten Jahre in Berlin. Am 11. Dezember 2018 hat der Senat das 

Gesamtkonzept zur Integration und Partizipation Geflüchteter (in Folge: Gesamtkonzept) 

beschlossen. 

Im Gesamtkonzept wurde festgelegt, dass der Senat dem Abgeordnetenhaus zweijährlich, 

erstmals zum 30. September 2020 über die Umsetzung und die Fortentwicklung des 

Gesamtkonzepts berichtet. Wegen der durch die Pandemie bedingten Krisensituation musste 

dieser Termin bis zum April 2021 verschoben werden. Dieser Pflicht kommt der Senat mit 

Vorlage dieses Berichts nach. Die Darstellung der Plan- und Zielwerte für 2020 sind zur 

Vervollständigung aufgeführt und können aufgrund der pandemischen Situation und realen 

Entwicklung seit 2020 stark abweichen. 

Dieser Bericht befasst sich mit dem Umsetzungsstand für das Jahr 2019. Er beinhaltet 

ressortübergreifende Auswertungen der Tätigkeiten der Senatsverwaltungen, die durch die 

Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und Migration auf der Basis der 

Zulieferungen der Senatsverwaltungen und der Bezirke in ihrer Funktion als Koordinatorin der 

Umsetzung des Gesamtkonzepts erstellt wurden. Im Anhang werden darüber hinaus die 

konkreten Umsetzstände der jeweiligen Maßnahmen abgebildet.  

Die Handlungsfelder und Querschnittsbereiche bearbeiten die Senatsverwaltungen und 

nachgeordneten Behörden sowie die Bezirke gemeinsam. Folgende Senatsverwaltungen 

koordinieren die Umsetzung der Maßnahmen und die Berichtserstattung für die 

entsprechenden Handlungsfelder und Querschnittsbereiche: 

 

Handlungsfelder Ressorts 

Ankommen und Bleiben  Senatsverwaltung für Inneres und Sport – 

Abteilung Staats- und Verwaltungsrecht 

Unterkunft, Wohnen und Soziales  Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 

Soziales, Abteilung Soziales 

Gesundheit Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und 

Gleichstellung, Abteilung Gesundheit 

Kinder, Jugendliche und Familie und 

unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, 

inklusive vorschulische Bildung sowie 

Berufsorientierung und -vorbereitung  

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 

Familie 

Arbeitsmarktintegration, Erwerbsleben 

und Ausbildung Geflüchteter 

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 

Soziales, Abteilung Arbeit und berufliche 

Bildung 

Hochschulbildung und Wissenschaft Der Regierende Bürgermeister von Berlin, 

Senatskanzlei, Abteilung Wissenschaft 

Sozialräumliche Integration, Kultur und 

Sport 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 

Wohnen, Abteilung Wohnungswesen, 

Stadterneuerung, Städtebauförderung  

Partizipation Die Beauftragte des Senats von Berlin für 

Integration und Migration 

Sicherheit und Demokratieförderung Senatsverwaltung für Inneres und Sport, 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt, 

Berliner Landeszentrale für politische Bildung  
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Querschnittsbereich Frauen Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und 

Gleichstellung, Abteilung Frauen und 

Gleichstellung 

Querschnittsbereich LSBTI Geflüchtete 

und Antidiskriminierung  

Senatsverwaltung für Justiz, 

Verbraucherschutz und Antidiskriminierung, 

Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen 

Diskriminierung  

Querschnittsbereich Ehrenamt Der Regierende Bürgermeister, 

Senatskanzlei, Abteilung 

Bundesangelegenheiten, Medien und 

Bürgerschaftliches Engagement  

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 

Soziales, Abteilung Soziales 

 

Die Berliner Politik für Geflüchtete 
 

Akteure der Geflüchtetenpolitik in Berlin 

Das Erreichen der gesellschaftlichen Teilhabe für Geflüchtete, um ihnen in Berlin ein 

selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen, ist eine gesamtstädtische Aufgabe, die nur in 

Zusammenarbeit der Senatsverwaltungen, der Bezirke und der Stadtgesellschaft möglich ist. 

Dabei sind für die Koordinierung der Maßnahmen auf bezirklicher und auf gesamtstädtischer 

Ebene insbesondere die bezirklichen Integrationsbeauftragten, die Beauftragte des Senats 

von Berlin für Integration und Migration und die Koordinierungsstelle Flüchtlingsmanagement 

bei der Senatorin für Integration, Arbeit und Soziales verantwortlich. Die fachliche 

Durchführung flüchtlingspolitischer Maßnahmen liegt wiederum bei den Senatsverwaltungen, 

ihren nachgeordneten Behörden und den Bezirksämtern.  

 
Hauptaufgabe der Beauftragten des Senats von Berlin für Migration und Integration besteht 

darin, die Migrations- und Integrationspolitik des Senats mitzugestalten und mit anderen 

Verwaltungen im Land Berlin abzustimmen. In diesem Zusammenhang koordiniert sie die 

Umsetzung des Gesamtkonzepts. Sie fördert die Partizipation der Geflüchteten in der 

Stadtgesellschaft bei der Umsetzung der Maßnahmen des Gesamtkonzepts. 2019 wurden 

unter ihrer Federführung Informationsveranstaltungen für Geflüchtete im Abgeordnetenhaus 

und im Bundestag durchgeführt. Sie koordiniert auch das Monitoring und die Berichterstattung 

zu der Umsetzung der Maßnahmen des Gesamtkonzepts sowie die Arbeit des 

Lenkungsgremiums.  

 

Die Koordinierungsstelle Flüchtlingsmanagement ist eine Stabsstelle bei der Senatorin für 

Integration, Arbeit und Soziales. Sie wurde im Oktober 2017 eingerichtet, um ressort- und 

themenübergreifend die Teilhabe der Geflüchteten in die Berliner Stadtgesellschaft zu 

begleiten und koordinierend zu fördern. Die Koordinierungsstelle steht im ständigen 

Austausch mit den Netzwerken und Organisationen zur Unterstützung der Geflüchteten, mit 

den Flüchtlingskoordinatorinnen und -koordinatoren in den Bezirken und mit den zuständigen 

Senatsverwaltungen. Insbesondere begleitet und beteiligt sich die Koordinierungsstelle 

Flüchtlingsmanagement an der Erarbeitung von strategischen Lösungsvorschlägen und 

arbeitet hier, insbesondere in Bezug auf die Unterbringung von Geflüchteten, mit dem 

Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten eng zusammen. Des Weiteren entwickelt die 

Stabsstelle Formate zur themenspezifischen Partizipation von im Flüchtlingsmanagement 

beteiligten Akteurinnen und Akteuren sowie Geflüchteten als Expertinnen und Experten ihrer 

Selbst. Sie initiiert bedarfsbezogene Pilotprojekte, Runde Tische und Expert*innenrunden zur 

Umsetzung ihres Auftrages, bspw. zur Errichtung einer unabhängigen Beschwerdestelle für 

Geflüchtete, im Zugang zu Wohnraum, zur Versorgung von besonderen Zielgruppen, und 

informiert die Öffentlichkeit im Newsletter und in Publikationen über die aktuellen, 

berlinweiten Prozesse. 
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Die bezirklichen Integrationsbeauftragten und die bezirklichen Flüchtlingskoordinatorinnen 

und -koordinatoren unterstützen die Geflüchteten dabei, Zugang zu der Regelstruktur, z. B. 

im Bereich Soziales, Gesundheit, Bildung und Wohnen, zu erhalten. Darüber hinaus nehmen 

sie Bürgerinformation, Fortbildungen oder die Organisation von Ehrenamtsnetzwerken wahr. 

Der Senat verstärkt über den Integrationsfonds, vereinzelt auch bezirkliches 

Nachbarschaftsprogramm genannt (in Folge: Integrationsfonds), die bezirklichen 

integrationspolitischen Schwerpunkte. Unter fachlicher Begleitung durch die Beauftragte des 

Senats von Berlin für Migration und Integration können Projekte gefördert werden, die einen 

niederschwelligen Zugang zu Leistungen der Daseinsvorsorge schaffen und Teilhabe 

Geflüchteter in der Stadtgesellschaft stärken. Eine wesentliche Rolle, den Zugang zu den 

Leistungen der Daseinsvorsorge zu gewähren, übernehmen hierbei die Berliner Bezirksämter, 

vor allem die Sozial-, Jugend- und Gesundheitsämter.  

 

Die Umsetzungsmechanismen des Gesamtkonzepts 

Um die Umsetzung des Gesamtkonzepts zu begleiten, hat die Staatssekretärskonferenz ein 

Lenkungsgremium eingesetzt. Das Lenkungsgremium soll die Umsetzung des Gesamtkonzepts 

begleiten und Empfehlungen zu dessen Weiterentwicklung erarbeiten. Im Lenkungsgremium 

nehmen Vertreterinnen und Vertreter der Senatsverwaltungen, der Bezirke und des 

Landesbeirats für Integration und Migration teil. 2019 hat das Lenkungsgremium die 

gemeinsame Arbeit aufgenommen und vor allem die für die Jahre 2020 / 2021 geplanten 

Partizipationsformate der Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und Migration 

(öffentliche Dialogveranstaltungen und Workshops für die Hauptverwaltung, die Bezirke und 

die Stadtgesellschaft) eruiert. 

 

Die Umsetzung des Gesamtkonzepts wird durch ein Monitoring begleitet. Die inhaltlichen 

Umsetzungsstände zu allen Maßnahmen des Gesamtkonzepts und den Ressourceneinsatz 

werden dokumentiert. Die Ergebnisse der inhaltlichen Umsetzungsstände werden im Anhang 

zu diesem Umsetzungsbericht wiedergegeben.  

 

Geflüchtete Frauen sichtbar machen: Begleitende Studie zum Gesamtkonzept Partizipation 

und Integration Geflüchteter 

Im Rahmen eines berlinweiten Wettbewerbs für Gender-Budgeting-Verfahren der 

Senatsverwaltung für Finanzen wurde die Integrationsabteilung der Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales mit einer Geldprämie prämiert, um die die Wirksamkeit der 

Indikatoren zur Messung des Umsetzungserfolges der Maßnahmen für geflüchtete Frauen in 

Berlin zu untersuchen.  

 
Im Auftrag der Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und Migration haben Dr. 

Ingar Abels, Emily Erdman, Dr. Christine Kurmeyer und Verena Mörath eine wissenschaftliche 

Studie zu dem Thema „Geflüchtete Frauen sichtbar machen! Studie zum Gesamtkonzept zur 

Integration und Partizipation Geflüchteter“ erstellt1, um aufbauend auf ihrer Auswertung des 

Indikatoren-Sets des Gesamtkonzepts allgemeine Empfehlungen zur Nachbesserung dieses 

Sets zu formulieren. Ein weiterer inhaltlicher Fokus der Studie liegt auf dem Erwerb von 

Deutschkenntnissen, da diese ein wesentlicher Faktor für die gesellschaftliche Teilhabe 

darstellen. Für die Durchführung ihrer Studie haben die Autorinnen 26 qualitative, 

leitfadengestützte Interviews mit geflüchteten Frauen durchgeführt.  

 

Im Ergebnis empfehlen die Autorinnen beim Monitoring des Gesamtkonzepts qualitative 

neben quantitativen Indikatoren zu verwenden, da reine quantitative Messwerte allein nicht 

aussagekräftig sind, um die Realität der geflüchteten Frauen widerzuspiegeln. Daher 

entwickeln die Autorinnen sieben Qualitätsmerkmale für Maßnahmen, die bei den Indikatoren 

beachtet werden sollen, um die Situation von geflüchteten Frauen besser zu erfassen und 

abzubilden. Diese Qualitätsmerkmale sind:  

                                                             
1 Wird noch veröffentlicht. 
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 die Sensibilisierung der Beteiligten schon beim Erstellen von Maßnahmen,  

 geschützte Räume,  

 Beteiligungsformate und Selbstbestimmung,  

 Kinderbetreuung,  

 barrierearme Informationen,  

 Gesundheit und Familie.  

Als Ausgangspunkt betonen die Autorinnen die Vielfältigkeit der geflüchteten Frauen. Die 

Diversität der Frauen muss sich in entsprechend vielfältigen Unterstützungsangeboten 

widerspiegeln. Als besonderer Gelingensfaktor für den Spracherwerb durch geflüchtete 

Frauen stellt die wissenschaftliche Studie die Schaffung von geschützten Räumen und die 

Bereitstellung von Kinderbetreuung dar. 

 

Zahlen und Fakten zur Situation von Geflüchteten in 
Berlin 
  

Als Oberbegriff für die unterschiedlichen Zielgruppen verwendet das Gesamtkonzept die 

Begriffe „Geflüchtete“ oder „geflüchtete Menschen“. Diese Begriffe stellen keine rechtlich 

begründeten Begriffe dar, sondern bezeichnen alle Personen, die aus völkerrechtlichen, 

humanitären oder persönlichen Gründen Schutz in Deutschland suchen. Eine Person, deren 

Asylverfahren durchgeführt wird, deren Asylgesuch abgelehnt wurde, die ihrer vollziehbaren 

Ausreisepflicht nicht nachkommt oder die im Anschluss an ein Asylverfahren ein Bleiberecht 

erhalten hat, wird demzufolge ebenfalls als geflüchteter Menschbezeichnet. Der mit einer 

rechtskräftigen Ablehnung eines Asylantrags einhergehenden Ausreisepflicht oder Antrags auf 

einer Aufenthaltserlaubnis kann aus verschiedenen Gründen nicht immer oder jedenfalls nicht 

zeitnah nachgekommen werden. In vielen Fällen ergeben sich lebensbiographische 

Veränderungen, die dann in ein Bleiberecht begründen. Der Senat hält es daher für 

folgerichtig, den in Berlin verbleibenden Menschen ein an ihren Rechten und Bedürfnissen 

orientiertes Teilhabeangebot zu unterbreiten. 

 
Von 2015 bis 2019 sind laut der Zugangsstatistiken des Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge (BAMF) in Berlin 93.751 Geflüchtete angekommen2. Im gleichen Zeitraum wurden 

1.842.850 Geflüchtete bundesweit registriert. Im Jahr 2019 hat sich die Anzahl von 

Menschen, die weltweit auf der Flucht sind, weiterhin erhöht und ein Rekordhoch erreicht. 

2019 waren nach Angaben des UN-Flüchtlingswerks (United Nation High Commissioner for 

Refugees, UNHCR) ca. 79,5 Mio. Menschen auf der Flucht3. 29,6 Millionen Menschen mussten 

in ein anderes Land fliehen. 45,7 Mio. Menschen befanden sich innerhalb ihres eigenen Lands 

auf der Flucht. Bei 4,2 Mio. Menschen wurde über die Anerkennung eines Flüchtlingsstatus 

noch nicht entschieden. In Europa leben weniger als zehn Prozent der Geflüchteten, die 

außerhalb ihres eigenen Landes Schutz suchen. Trotz der Tatsache, dass Deutschland das 

fünftgrößte Aufnahmeland für Geflüchtete nach der Türkei, Kolumbien, Pakistan und Uganda 

ist, zeigen diese Zahlen, dass nur ein Bruchteil der Geflüchteten Schutz in Deutschland findet.  

Laut der Kennzahlen des Landesamtes für Einwanderung (LEA) lebten 2019 insgesamt 

108.527 Geflüchtete in Berlin4. Im Vorjahr waren 105.303 Geflüchtete in der Zuständigkeit 

des LEA.  

 

Seit 2017 sind in Berlin jährlich unter 9.000 Geflüchtete neu aufgenommen worden. (2017: 

8.285, 2018: 7.260, 2019: 6.316). Im Vergleich dazu waren es 2016 ingsamt 16.889 und 

2015 insgesamt 55.001 Geflüchtete. Auch innerhalb der europäischen Union ist eine solche 

Entwicklung festzustellen. 2015 und 2016 lag die Zahl der Antragstellerinnen und –steller über 

1.000.000 (2015: 1.282.690, 2016:1.221.185). Seit 2017 liegt die Zahl unter 700.000 (2017: 

677.470, 2018: 608.335, 2019: 676.250)5. 

                                                             
2 Quelle: LAF, https://www.berlin.de/laf/ankommen/aktuelle-ankunftszahlen/artikel.625503.php 
3 UNCHR, Global Trends Forced Displacement in 2019, S. 7 
4 Quelle: Kennzahlen des LEA vom 12.10.2020 
5 Quelle: Eurostats, https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Asylum_statistics/de 
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Am 31. Dezember 2019 lebten laut Ausländerzentralregisters (AZR) in Berlin insgesamt ca. 

88.270 Menschen entweder mit einem zeitlich befristeten Aufenthaltstitel aus 

völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen oder mit einer 

Niederlassungserlaubnis, die auf einem Aufenthaltstitel aus völkerrechtlichen, humanitären 

oder politischen Gründen beruht6. Insbesondere die Anzahl von Menschen mit einer zeitlich 

befristeten Aufenthaltserlaubnis hat sich zwischen dem 30. September 2018 und dem 31. 

Dezember 2019 um ca. 6.000 erhöht. Das ist hauptsächlich auf die Erhöhung der Anzahl an 

Anerkennungen der Flüchtlingseigenschaft (+ 3.375) und der Gewährung des subsidiären 

Schutzes (+ 1.065) zurückzuführen. Daneben lebten im Dezember 2019 12.784 Personen mit 

einer Aufenthaltsgestattung in Berlin7. Es sind ca. 1.000 Asylsuchende weniger gegenüber 

dem Jahr 20188. Darüber hinaus lebten in Berlin im Oktober 2019 12.690 Ausreisepflichtige, 

davon 11.694 mit Duldung9. Bei Geduldeten ist der Vollzug der Abschiebung aufgrund von 

rechtlichen oder tatsächlichen Abschiebungshindernissen ausgesetzt. Ein solches Hindernis 

kann vorliegen, weil die betroffene Person eine Ausbildung absolviert, keinen Pass besitzt 

oder aber, weil dringende humanitäre, persönliche oder familiäre Gründe vorliegen oder ein 

öffentliches Interesse am Verbleib der Person besteht, so beispielsweise, wenn ihre 

Anwesenheit zur Aufklärung einer Straftat erforderlich ist.  

 

2019 waren 5.767 Personen freiwillig ausgereist. Diese Zahl lässt sich nicht mit den 

vorherigen Zahlen des LEA vergleichen, da seit dem 1. Januar 2019 eine neue 

Erhebungsmethode von dem Bund vorgegeben wurde. Der betrachtete Personenkreis umfasst 

neben ausgereisten Geduldeten, Gestatteten sowie Inhaberinnen und Inhabern einer 

Grenzübertrittsbescheinigung nunmehr auch ausgereiste Inhaberinnen und Inhaber von 

humanitären Aufenthaltstiteln.  

 

Verteilung der Geflüchteten in den Unterkünften des LAF 

Am 2. Januar 2020 weist die Belegungsstatistik des LAF 20.938 Geflüchtete in den 

Unterkünften des LAF aus. 1.524 Geflüchtete wurden in einer Aufnahmeeinrichtung 

untergebracht, 19.414 Geflüchtete in einer Gemeinschaftsunterkunft10.  
 

Bezirk Belegte Plätze 

Charlottenburg-Wilmersdorf 1.128 

Friedrichshain-Kreuzberg 658 

Lichtenberg 3.409 

Marzahn-Hellersdorf 2.776 

Mitte 706 

Neukölln 948 

Pankow 2.904 

Reinickendorf 966 

Spandau 1.774 

Steglitz-Zehlendorf 1.897 

Tempelhof-Schöneberg 2.276 

Treptow-Köpenick 1.496 

Total 20.938 

 

Wie viele Geflüchtete in welchem Bezirk von den Bezirken selbst untergebracht sind, wird 

statistisch nicht erfasst. 
 

                                                             
6 Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, AZR-Statistik zum Stichtag 31.12.2019 
7 Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, AZR-Statistik zum Stichtag 31.12.2019 
8 Quelle: Kennzahlen des LEA vom 08.04.2020 
9 Quelle: Kennzahlen des LEA vom 12.11.2019 
10 Quelle: Belegungsmeldung des LAF zum Stichtag 02.01.2020 
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Die Entwicklung der Bundesmigrationspolitik und ihre 
Auswirkung auf die Berliner Migrationspolitik 
 

Mit dem Migrationspaket wurden im Sommer 2019 neun Gesetze und eine Verordnung auf 

Bundesebene verabschiedet[1]. Diese betreffen die Beschäftigung und die Ausbildung 

Geflüchteter sowie die Erwerbsmigration. Neben punktuellen Erleichterungen wurden mit dem 

Geordnete-Rückehr-Gesetz und dem Dritten Gesetz zur Änderung des 

Asylbewerberleistungsgesetzes auch aufenthaltsrechtliche und sozialrechtliche 

Verschärfungen getroffen, die sich auf die Lebensverhältnisse Geflüchteter einschränkend 

auswirken. 

 
Beschränkung des Zugangs in den Arbeitsmarkt 

Die gesetzlichen Neuerungen haben zur Folge, dass ein hoher Anteil von Geflüchteten an der 

Arbeitsaufnahme und späteren Verfestigung ihres Aufenthaltes gehindert wird. Weiterhin ist 

Asylsuchenden für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, 

grundsätzlich eine Erwerbstätigkeit nicht erlaubt. Jedoch wurde mit dem sogenannten 

Geordnete- Rückkehr-Gesetz ab dem 16. August 2019 die maximale Regelaufenthaltsdauer 

in Aufnahmeeinrichtungen erheblich ausgeweitet, von sechs Monaten auf bis zu 18 Monaten. 

Eine Ausnahme wird nur zugelassen, wenn das Asylverfahren nicht innerhalb von neun 

Monaten nach Stellung des Asylantrages unanfechtbar abgeschlossen ist, die Asylsuchenden 

nicht aus einem sogenannten sicheren Herkunftsstaat stammten, der Asylantrag nicht als 

offensichtlich unbegründet oder als unzulässig abgelehnt wurde und die Bundesagentur für 

Arbeit ihre Zustimmung für die angebotene Stelle erklärt. Eine weitere Ausnahme gilt für 

Familien mit minderjährigen Kindern: Die maximale Dauer ihrer Verpflichtung, in einer 

Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, beträgt sechs Monate, sodass eine Beschäftigung ab dem 

siebten Monat möglich ist.  

 

In bestimmten Ausnahmefällen lässt das Asylgesetz allerdings eine vorzeitige Entlassung aus 

der Wohnverpflichtung zu. Zur Umsetzung dieser Regelungen hat die die Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales in einer Arbeitsanweisung für das LAF (Fassung vom 14. 

Oktober 2019 ) festgelegt, dass die durch unbestimmte Rechtsbegriffe und Ermessensnormen 

im Asylgesetz für die Länder eröffneten gesetzlichen Spielräume bei der Rechtsauslegung und 

–anwendung mit der Zielsetzung konsequent ausgeschöpft werden, dass die 

Wohnverpflichtung in der Aufnahmeeinrichtung verkürzt und die damit einher gehenden 

Beschränkungen vorzeitig aufgehoben werden können. Im vierten Quartal 2019 konnte 

dadurch in rd. 400 Fällen (Bedarfsgemeinschaften) eine vorzeitige Entlassung aus der 

Wohnverpflichtung erzielt werden. Dadurch wird auch die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 

ermöglicht. 

 

Zu einer weiteren Einschränkung des Zugangs in den Arbeitsmarkt führte die Einführung einer 

„Duldung für Personen mit ungeklärter Identität“. Diese Art der Duldung erhalten Menschen, 

die das Abschiebungshindernis selbst zu vertreten haben oder zumutbare Handlungen zur 

Identitätsklärung nicht vornehmen. Rechtsfolgen sind ein absolutes Beschäftigungsverbot und 

erschwerte Bedingungen der Aufenthaltsfestigung über Bleiberechtsregelungen, da u. a. 

Aufenthaltszeiten mit der „Duldung für Personen mit ungeklärter Identität“ nicht als 

Vorduldungszeiten angerechnet werden. In Berlin könnten ca. 6.000 Geduldete von dieser 

Duldung betroffen sein. 

 

                                                             
[1] Fachkräfteeinwanderungsgesetz vom 15. August 2019, BGBl. 1307ff.; Gesetz über Duldung bei Ausbildung und 

Beschäftigung vom 8. Juli 2019, BGBl. 1021 ff.; Gesetz zur Entfristung des Integrationsgesetzes vom 4. Juli 2019, BGBl. 914 
ff.; Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern vom 8. Juli 2019, BGBl. 
1029 ff.; Zweites Gesetz zur Verbesserung der Registrierung und des Datenaustausches zu aufenthalts- und asylrechtlichen 
Zwecken vom 4. August 2019, BGBl. 1131 ff.; Zweites Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht vom 15. August 
2019, BGBl. 1294; Drittes Gesetz zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom 13. August 2019, BGBl. 1290; 
Gesetz gegen illegale Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019, BGBl. 1066 ff.; Drittes Gesetz zur 
Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 4. August 2019, BGBl. 1124 ff.; Verordnung zur Änderung der Verordnung 
zum Integrationsgesetz und der Beschäftigungsverordnung vom 22. Juli 2019, BGBl. 1109 
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Eine ebenfalls nennenswerte Verschärfung stellen die neuen, vom „Gesetz über Duldung bei 

Ausbildung und Beschäftigung“ eingeführten Fristenregelungen bei der Ausbildungsduldung 

dar. Hiernach besteht ein Anspruch auf Ausbildungsduldung nur, wenn bis zu einem 

bestimmten Stichtag die Identität geklärt wurde. Der Zeitraum innerhalb dessen dies erfolgt 

sein muss, hängt vom Einreisedatum ab. 

 

Verschlechterung der sozialrechtlichen Situation Geflüchteter 

Mit der Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes durch das Zweite Gesetz zur besseren 

Durchsetzung der Ausreisepflicht erfolgt der Übergang von den Grundleistungen des 

Asylbewerberleistungsgesetzes zu den sogenannten Analogleistungen, d.h. den Leistungen 

entsprechend dem zwölften Buch Sozialgesetzbuch in Höhe der Sozialhilfe, nach 18 Monaten 

statt früher 15 Monaten. Eine Vermittlung in Maßnahmen der Eingliederungshilfe (neuntes 

Buch Sozialgesetzbuch) ist daher in der Regel erst nach 18 Monaten möglich. Aufgrund der 

Änderungen im Rahmen des Dritten Gesetzes zur Änderung des 

Asylbewerberleistungsgesetzes erhalten insbesondere alleinstehende erwachsene Personen, 

die in einer Gemeinschaftsunterkunft oder Aufnahmeeinrichtung mit ihnen fremden Personen 

untergebracht sind, und erwachsene Personen unter 25, die mit einem Elternteil 

zusammenwohnen, geringere Leistungen. Diese zwei Gruppen wurden in andere Bedarfssätze 

eingestuft und erhalten somit weniger Geld. Dies gilt sinngemäß auch für Menschen, die 

bereits Anspruch auf Analogleistungen haben. Daneben sind verschiedene 

Leistungseinschränkungen eingeführt worden, mit denen Verstöße gegen aufenthalts- bzw. 

asylrechtliche Mitwirkungspflichten geahndet werden. 

 

Da es sich um bundesrechtliche Änderungen handelt, sind auch die Berliner 

Leistungsbehörden an diese Vorgaben gebunden. Versuche verschiedener Bundesländer, zu 

denen auch Berlin gehört, die Leistungseinschränkungen für gemeinschaftlich untergebrachte 

Menschen zu verhindern, waren bisher nicht durchsetzbar. 

 

 

Schutz und Beratung von LSBTI Geflüchteten 

Die Pflicht der Asylsuchenden, bis zur Entscheidung des BAMF über den Asylantrag und im 

Falle der Ablehnung des Asylantrages bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug der 

Abschiebungsandrohung oder -anordnung in einer Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen, hat 

negative Auswirkung auf den Schutz und die Beratung von besonders schutzbedürftigen 

Geflüchteten, wie zum Beispiel geflüchteten Frauen oder LSBTI Geflüchteten. Die 

Lesbenberatung Berlin e. V. berichtet exemplarisch, dass es aufgrund der 

Wohnsitzverpflichtung nicht gelungen ist, eine gewünschte Umverteilung von geflüchteten 

(zumeist) lesbischen und trans*geschlechtlich Klientinnen und Klienten aus Unterkünften in 

Brandenburg nach Berlin zu erzielen. Dies führt für diese Personengruppe zu einer 

Verschlechterung ihres psychosozialen Befindens bis hin zu suizidalen Gedanken und 

Handlungen. Die Verschlechterung der finanziellen Situation erschwerte zudem eine 

kontinuierliche Beratung zur Stabilisierung der betroffenen Personen (z. B. fehlendes Fahrgeld 

zu den Berliner Beratungsstellen).  
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Hauptergebnisse 
 

Im Berichtszeitraum haben der Senat und die Bezirksämter die Teilhabe Geflüchteter in der 

Stadtgesellschaft erhöht. Dabei geht Berlin über die Regelangebote des Bundes hinaus 

und verfolgt den Ansatz, Zugänge in allen Lebensbereichen von Beginn an zu 

ermöglichen. So wurde beispielsweise Geflüchteten, die keinen Zugang zu 

Integrationskursen haben, die Möglichkeit geboten, Deutschkurse zu belegen. Seit Juni 

2019 können Geflüchtete in den Berliner Volkshochschulen statt an zuvor 400 nunmehr an 

bis zu 1.000 Unterrichtseinheiten Deutschunterricht teilnehmen und somit ihre 

Sprachkenntnisse bis zum Sprachniveau B2 GER erweitern. 

 
Der Senat und die Bezirke leiteten ein oder förderten unter Mitwirkung von Akteuren der 

Stadtgesellschaft und der Geflüchteten selbst sozial innovative Lösung für die Teilhabe 

Geflüchteter. Der „Runde Tisch Alternativen zur öffentlichen Unterbringung Geflüchteter“ 

ist ein gutes Beispiel für eine partizipative Maßnahme. 2019 beteiligten sich daran etwa 

60 Akteurinnen und Akteure relevanter Fachbereiche der Senatsverwaltungen und der 

Bezirke, der Wohnungswirtschaft sowie von Initiativen und Projekten.  

 

Die Bezirke leisteten auch 2019 einen großen Beitrag zur Partizipation Geflüchteter. Ein 

Beispiel für ihre wichtige Arbeit ist, dass sie im Rahmen des Integrationsfonds 322 Projekte 

förderten. Diese ergänzten die Regelversorgung von Geflüchteten durch lokal angepasste 

und flexible Ansätze, beispielsweise im Bereich der Hilfe bei der Wohnungssuche.  

 

Die Förderung der Teilhabe Geflüchteter verpflichtet nicht nur den Senat oder die Bezirke, 

sondern wird als eine gesamtstädtische Aufgabe gesehen. Sie wäre ohne den Einsatz der 

Organisationen der Stadtgesellschaft, der ehrenamtlich engagierten Berlinerinnen und 

Berliner, nicht zu erreichen. Der Senat unterstützte finanziell deren Einsatz, ermöglicht 

Weiterbildungen und baute erfolgsbringende Kooperationen auf – so z. B. über das 

Beratungsforum Engagement für Geflüchtete.  

 

Der Senat unterstützte das Ankommen Geflüchteter durch eigene Beratungsangebote und 

durch Kooperationen mit nichtstaatlichen Beratungsstellen. Er bemühte sich, die Verfahren 

und die Kundenorientierung der Migrationsbehörden zu optimieren. Ebenso nutzte der 

Senat die vom Bundesgesetzgeber eingeräumten Spielräume für die Schaffung von 

Bleibeperspektiven. Unter Beteiligung der Stadtgesellschaft wurden in einer Kommission 

Empfehlungen zur integrationsfreundlichen Auslegung des Migrationsrechts erarbeitet. 

 

Der Senat hat seine Anstrengungen weitergeführt, die Unterbringung der Geflüchteten zu 

verbessern und den Zugang zur eigenen Wohnung zu erleichtern. Beispielhaft wurde in 

einem Pilotprojekt ein unabhängiges Beschwerdemanagement in Berliner 

Flüchtlingsunterkünften aufgebaut. Seit 2019 betreibt das LAF keine Notunterkünfte mehr.  

 

Die niedrigschwellige psychosoziale Versorgungsstruktur wurde ausgebaut. Die aufsuchende 

psychosoziale Beratung für geflüchtete Menschen innerhalb des 

Psychiatrieentwicklungsprogramms trägt maßgeblich dazu bei. Die 

migrationsgesellschaftliche Ausrichtung der gesundheitlichen Regelversorgung wurde u. a. 

durch die Einrichtung des Runden Tisches „Interkulturelle Öffnung der psychosozialen und 

psychiatrischen Versorgung“ vorangetrieben.  

 

Die Angebote für Kinder und Familien innerhalb und außerhalb der Unterkünfte sind 

gestiegen. Im Jahr 2019 wurden 6.270 Schülerinnen und Schüler in 540 

Willkommensklassen beschult (Stichtag November 2019). Außerschulische und 

ergänzende Bildungsangebote unterstützten Schülerinnen und Schüler mit 

Fluchtgeschichte beim Erlernen der deutschen Sprache. 
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Die Integration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt hat im Berichtszeitraum gute Fortschritte 

gemacht. In Berlin waren zum Jahresende 2019 23,9% mehr Personen aus den 

Hauptasylherkunftsländern11 in einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung als im 

Vorjahresmonat. Ebenso haben mehr geflüchtete Menschen eine berufliche Ausbildung 

aufgenommen. Hierzu haben insbesondere auch die zahlreichen Beratungs- und 

Coaching-Angebote beigetragen. 

 

Durch die sozialräumlich wirkenden Programme und Maßnahmen, die aufgebauten und 

gestärkten Strukturen des freiwilligen Engagements sowie die Sport- und 

Kulturförderungen wurden Begegnung und Interaktion und damit die gesellschaftliche 

Teilhabe Geflüchteter aktiv gefördert. Unterstützend für diese Zielerreichung haben u. a. 

die landesweiten Programme BENN – Berlin Entwickelt Nachbarschaften, FEIN – 

Freiwilliges Engagement in Nachbarschaften-, WiKoKu – Willkommenskultur- und LeNA – 

Lebendige Nachbarschaft, durch die Förderung von nachbarschaftlichen Projekten 

beigetragen. 

  

Berlin ist eine Stadt der Vielfalt. Für den Senat bedeutete dies insbesondere, in allen 

Politikfeldern Migration mitzudenken, sich anhand der Bedarfe der Migrationsgesellschaft 

auszurichten sowie Rassismus entschieden entgegenzutreten. Die 2019 geplante 

Novellierung des Partizipations- und Integrationsgesetzes und das Diversity-Leitbild 

„Weltoffenes Berlin – chancengerechte Verwaltung“ und das Diversity Landesprogramm 

waren wichtige Schritte für eine migrationsgesellschaftlich kompetente Verwaltung. 

  

Die Vermittlung von Grundsatzthemen des deutschen Rechtssystems und der 

Vertrauensaufbau in staatliche Institutionen konnte vorangetrieben werden. Das 

Programm „Wir im Rechtstaat“ war so erfolgreich, dass es für nicht geflüchtete 

Schülerinnen und Schüler geöffnet wurde. 

  

Die Situation geflüchteter Frauen hat sich seit 2016 deutlich und nachhaltig verbessert. 

Behörden und Institutionen wurden für die spezifischen Bedarfe geflüchteter Frauen weiter 

sensibilisiert. Geflüchtete Frauen kennen die Versorgungsangebote und die tatsächlichen 

Möglichkeiten der Partizipation besser. 

 

Am 23. Juli 2019 beschloss der Senat die Initiative „Berlin tritt ein für Selbstbestimmung und 

Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt“, die neben weiteren Handlungsfeldern 

auch Maßnahmen zugunsten LSBTI Geflüchteter weiterentwickelte.  

  

Die Sprachmittlung stellt einen wichtigen Bestandteil für den Zugang Geflüchteter zu der 

Regelversorgung und zu den Betreuungsangeboten dar. Der Senat entwickelte deshalb 

innovative Lösungen, wie zum Beispiel telefonische oder audiovisuelle Sprachmittlung, um 

den Einsatz der Sprachmittlung zu vereinfachen.  
 

  

                                                             
11 Personen aus den acht herkunftsstärksten nichteuropäischen Asylherkunftsländern Eritrea, Nigeria, Somalia, Afghanistan, Irak, 

Iran, Pakistan, Syrien. 
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Ergebnisse des Finanzmonitorings 
 

Das Gesamtkonzept sieht vor, dass die Umsetzung der Maßnahmen durch ein 

Finanzmonitoring begleitet wird. Die jeweils für die Durchführung der Maßnahmen 

zuständigen Senatsverwaltungen erheben die finanziellen Daten (veranschlagte 

Haushaltsmittel und tatsächlich ausgegebene Haushaltsmittel/Mitteleinsätze) und übermitteln 

diese an die Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und Migration zur 

Berichterstattung. Die Abfragen erfolgen halbjährlich. Auch die Bezirke berichten regelmäßig 

über ihre Ausgaben im Rahmen des Integrationsfonds (Nachbarschaftsprogramm). 

 
Für das Jahr 2019 wurden insgesamt 74.129.300,90 € von den Senatsverwaltungen als Mittel 

für die Umsetzung der Maßnahmen des Gesamtkonzepts ausgegeben. Zur Finanzierung von 

flüchtlingsspezifischen bezirklichen Maßnahmen wurden den Bezirken über den 

Integrationsfonds zudem zusätzlich 9.200.000 € bereitgestellt.  

 

Die gemeldeten Haushaltsmittel stellen allein nicht vollständig das Handeln der 

Senatsverwaltungen dar und können nur als Indiz für die Schwerpunktsetzungen der 

Maßnahmen verwendet werden. Insbesondere in den Handlungsfeldern „Unterkunft, Wohnen 

und Soziales“ und „Sicherheit und Demokratieförderung“ wurden zahlreiche nicht unmittelbar 

finanzwirksame Maßnahmen vorgenommen, so zum Beispiel die Implementierung von 

Gewaltschutzkonzepten in den Unterkünften, die Benennung von Ansprechpersonen der 

Polizei Berlin für Unterkünfte für Geflüchtete oder die Umsetzung von 

radikalisierungspräventiven und resilienzstärkenden Schulworkshops aus dem Themenfeld 

religiös begründeter Extremismus. Zudem werden zahlreiche nicht geflüchtetenspezifische 

Maßnahmen umgesetzt, die hier nicht aufgeführt werden, jedoch gleichermaßen auch 

Geflüchteten zur Verfügung stehen.   

 

2019 bestand weiterhin ein Bedarf an flüchtlingsspezifischen Strukturen und Projekten.  
Im Jahr 2019 wurden von den im Rahmen des Monitorings erhobenen 267 Maßnahmen 191 

laufend durchführt. 35 wurden abgeschlossen und die Umsetzung von 41 Maßnahmen stand 

noch bevor.  

 

Die vorhandenen Regelangebote sind noch nicht durchgängig auf die Teilhabe von 

Geflüchteten eingestellt, so dass die Versorgung Geflüchteter nicht ohne 

zielgruppenorientierte ergänzende Maßnahmen erfolgen konnte. Sprachmittlung und 

niederschwellige Betreuungsangebote, wie zum Beispiel durch den Einsatz von 

Integrationslotsinnen und –lotsen, haben einen wesentlichen Beitrag dargestellt, um die 

Partizipation Geflüchteter zu fördern.  

 

Ein Vergleich der Ausgaben, die mit der Umsetzung des Gesamtkonzepts verbunden sind, mit 

den Ausgaben, die seinerzeit durch den „Masterplan Integration und Sicherheit“ (in Folge 

Masterplan genannt) für die Jahre 2016 bis 2018 getätigt wurden, kann nicht unternommen 

werden. Mit dem Masterplan hatte der Senat aufgrund der hohen Anzahl von 

neuankommenden Asylbegehrenden in den Jahren 2015/2016 zusätzlich zu den 

ursprünglichen Haushaltsansätze Finanzmittel in Höhe von ca. 60 Mio. € bereitgestellt. Zwar 

wurden seit 2018 auch die zur Umsetzung des Masterplans zusätzlich bereitgestellten Mitteln 

dezentral in den Haushaltsansätzen der Fachverwaltungen abgebildet. Allerdings wurden im 

Rahmen des Monitorings seinerzeit nur die zusätzlichen Maßnahmen beobachtet, nicht aber 

die Gesamtausgaben. Die sowie die Finanzberichterstattung zum Gesamtkonzept bezieht sich 

hingegen auf die vollständigen Ausgaben für die Maßnahmen des Gesamtkonzepts. Somit 

beruht die Darstellung der Finanzmittel auf unterschiedlichen Monitoringverfahren und 

Zahlengrundlagen. 
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Tabelle 1: Verteilung der Gesamtansätze für die Jahre 2019, 2020 und 2021, der Gesamteinsätze und der Anzahl von Maßnahmen für das Jahr 2019 nach Handlungsfeldern und 

Querschnittsbereichen 

Handlungsfelder/ 
Querschnittsbereich 

Gesamtansatz im 
Haushalt 2019  

Gesamteinsatz 
2019 (tats. 
ausgegeben) 

Gesamtansatz im 
Haushalt 2020 

Gesamtansatz im 
Haushalt 2021 

Anzahl 
Finanzwirksamer 
Maßnahmen 

Anzahl nicht 
finanzwirksamer 
Maßnahmen  

Ankommen und Bleiben 1.984.200,00 €  1.631.000,00 €  2.869.000,00 €  2.895.000,00 €  7 2 

Unterkunft, Wohnen und Soziales 573.000,00 €  585.188,27 €  2.637.425,00 €  3.321.940,00 €  21 36 

Gesundheit 8.652.327,00 €  6.997.225,53 €  5.392.280,00 €  6.425.000,00 €  14 7 

Bildung, Sprachförderung 18.487.493,00 €  17.522.069,97 €  18.796.367,00 €  19.088.420,88 €  29 19 

Kinder, Jugendliche und Familien 
 

20.862.429,00 €  20.517.163,85 €  22.649.586,00 €  24.325.441,74 €  15 5 

Arbeitsmarktintegration, Erwerbsleben und 
Ausbildung 

9.008.800,00 €  7.530.239,24 €  8.678.000,00 €  8.644.000,00 €  9 5 

Hochschulbildung und Wissenschaft 780.000,00 €  780.000,00 €  780.000,00 €  780.000,00 €  4 0 

Sozialräumliche Integration, Kultur und Sport 8.688.492,00 €  8.582.427,13 €  10.838.574,20 €  10.821.000,00 €  12 4 

Partizipation 7.063.000,00 €  7.104.899,76 €  8.004.000,00 €  8.381.000,00 €  1 1 

Sicherheit und Demokratieförderung 1.136.969,55 €  1.075.590,34 €  629.339,00 €  325.000,00 €  26 20 

Querschnittsbereich Antidiskriminierung 170.000,00 €  164.414,35 €  75.000,00 €  55.000,00 €  2 0 

Querschnittsbereich Bürgerschaftliches 
Engagement 

206.540,07 €  157.227,75 €  40.000,00 €  40.000,00 €  2 0 

Querschnittsbereich Frauen 
 

1.011.257,62€ 1.039.054,71€ 996.233,17€ 983.102,00€ 18 0 

Querschnittsbereich LSBTI Geflüchtete 388.800,00 €  442.800,00 €  388.800,00 €  388.800,00 €  10 2 

Gesamt 79.013.308,24 € 74.129.300,90 € 82.774.604,37 € 86.473.704,62 € 170 101 
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Ergebnisse des Integrationsfonds  
 

Durch den Integrationsfonds, auch bezirkliches Nachbarschaftsprogramm genannt, stellt der 

Senat den Bezirken Mittel für flüchtlingsspezifische Projekte zur Verfügung. 

 
Die Besonderheit des Programms besteht in der flexiblen und an den Bedarfen des jeweiligen 

Bezirks ausgerichteten Umsetzung. Die geförderten Maßnahmen sollen gezielt für oder mit 

Geflüchteten konzipiert werden und nachhaltig sein. Darüber hinaus sollen sie Begegnungen 

fördern und/ oder Inhalte vermitteln, die ein Ankommen sowie langfristige 

Integrationsprozesse im Bezirk und in der Berliner Stadtgesellschaft erleichtern und einen 

besseren Zugang zu den bezirklichen Regelstrukturen fördern. 

 

Der Integrationsfonds hat auch im Berichtszeitraum 2019 einen signifikanten Beitrag zur 

finanziellen Absicherung der bezirklichen Geflüchtetenarbeit geleistet. 

 

Bezirksübergreifende Schwerpunkte bei der Umsetzung 

Die Schwerpunkte für die Unterstützung von Geflüchteten in den Bezirken, insbesondere die 

Förderung des Empowerments und der Teilhabe Geflüchteter, Beratung in Sozial- oder 

Rechtsfragen, die Hilfe bei der Wohnungssuche und bei der Suche nach Angeboten zum 

Spracherwerb mit integrierter Kinderbetreuung sowie die Begleitung und Sprachmittlung 

blieben im Jahr 2019 gegenüber dem Jahr 2018 wenig verändert. Zugleich ist festzustellen, 

dass die Fachdienste vermehrt auf Sprachmittlungsangebote und Lotsendienste 

zurückgegriffen haben und damit der Zugang zur Regelstruktur erleichtert wurde. Um den 

bestehenden Bedarfen nachzukommen, wurden den Bezirken für das Jahr 2019 für die 

Umsetzung der Maßnahmen Mittel in Höhe von 9.2 Mio. EUR bereitgestellt. 

 

Tabelle 2: Verteilung der aufgewendeten Mittel und Anzahl der unterstützten Projekte nach Bezirke 

für das Berichtsjahr 2019 

Bezirk12 Verfügbare Mittel 
aus dem 
Integrationsfonds 

Summe der 
aufgewendeten 
Mittel 

Anzahl der 
unterstützten 
Projekte 

Charlottenburg-
Wilmersdorf 

599.163 € 575.353,46 

 

37 

Friedrichshain-
Kreuzberg 

371.496 € 356.422,52 

 

22 

Lichtenberg 985.964 € 988.186,99 

 

34 

Marzahn-Hellersdorf 924.876 € 912.237,22 

 

19 

Mitte 421.667 € 501.174,97 

 

17 

Neukölln 521.368 € 553.272,95 

 

17 

Pankow 1.133.474 € 1.119.834,05 

 

44 

Reinickendorf 565.270 € 518.612,16 

 

39 

Spandau 940.236 € 930.998,59 

 

29 

                                                             
12 Das Bezirksamt kann über die ihm zur Verfügung gestellten Mittel des Integrationsfonds weitere Mittel verausgaben. Hier ist 

zu beachten, dass er diese Mittel dann aus anderen, ihm zur Verfügung stehenden Mitteln, finanzieren muss. 
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Tempelhof-
Schöneberg 

1.021.254 € 990.066,45 

 

13 

Treptow-Köpenick 894.865 € 743.780,43 

 

27 

Steglitz-Zehlendorf 820.356 € 814.891,74 

 

25 

Insgesamt  9.199.989 € 9.004.831,52 

 

322 

 

 

Aus den Mitteln des Integrationsfonds wurden im Jahr 2019 berlinweit 322 Maßnahmen 

umgesetzt, davon richteten sich 31 Projekte explizit an Frauen und drei Projekte explizit an 

Männer. Berlinweit teilten sich die Projekte summarisch auf folgende Themenfelder: 

 

Tabelle 3: Verteilung der durch den Integrationsfonds geförderten Projekte nach 

Handlungsfelder für den Berichtszeitraum 2019 

 

Handlungsfelder Anzahl umgesetzter Maßnahmen 

2016 2017 2018 2019 

Begegnung vor Ort 51 110 79 82 

Bildung 46 89 53 63 

Qualifizierung 26 31 22 16 

Sprache 24 32 24 22 

Kultur 18 31 29 25 

Empowerment  13 29 20 32 

Mentoring wurde 2016/17 nicht erfasst 8 2 

Gesundheit 18 41 36 31 

Sport 11 16 10 7 

Wohnen 2 13 10 9 

Öffentlichkeitsarbeit – 7 4 5 

Sonstiges (oftmals Beratung) 14 51 12 28 

Insgesamt 223 450 307 322 
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Ressortübergreifende Auswertung  
Die Förderung der sozialen Innovation und die migrationsgesellschaftliche Kompetenz der 

Berliner Verwaltung stellen wichtige ressortübergreifende Themen für die Umsetzung des 

Gesamtkonzepts dar und sind aus diesem Grund Gegenstand der Berichterstattung 2019.  
 

Soziale Innovation  
 

Der Begriff der „sozialen Innovation“ wird hier verwendet, um die Anstrengungen 

unterschiedlicher öffentlicher und privater Akteure zu beschreiben, neue Ideen, Dienste und 

Modelle zur besseren Bewältigung gesellschaftlicher Probleme zu entwickeln. Das 

Gesamtkonzept beinhaltet sowohl traditionelle Maßnahmen als auch innovative Ansätze, um 

die Integration und Partizipation Geflüchteter in allen Lebensbereichen zu fördern. Im Bericht 

werden insbesondere die Weiterentwicklung von ganzheitlichen Angeboten, die Entwicklung 

von Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zu Wohnungen für Geflüchtete, die 

Weiterentwicklung von Maßnahmen zur Stärkung des Empowerments und der Partizipation 

von Geflüchteten in das Verwaltungshandeln sowie die Förderung des ehrenamtlichen 

Einsatzes als Aspekte der sozialen Innovation behandelt.  
 

Entwicklung von ganzheitlichen Angeboten  
 

Ganzheitliche Angebote oder Dienste beschreiben solche Angebote, die nicht an die 

traditionellen Verwaltungs- oder Arbeitsstrukturen anknüpfen, sondern sich nach einer 

Zielgruppe richten, wie zum Beispiel LSBTI Geflüchtete, Frauen oder Familien. 

 
Es besteht die Notwendigkeit der Entwicklung von ganzheitlicher Angeboten, da viele Projekte 

und Beratungseinrichtungen mit komplexen Fragestellungen konfrontiert werden. Ein Beispiel 

für eine aktuelle Herausforderung ist, dass auftretende Beratungsthemen zunehmend 

komplexer werden. Neben dem eigentlichen Anlass für das Aufsuchen der in Berlin 

agierenden Projekte werden weitere Themen wie bspw. Aufenthaltsstatus, Wohnungssuche, 

Ausbildung und Beruf sowie die gesundheitlichen Folgen von komplexen Traumata und 

Diskriminierungserfahrungen zum Gegenstand der Konsultation bzw. der Beratung. 

Ganzheitliche Angebote nehmen sich dieser Komplexität an, indem ein Projekt über mehrere 

Themen berät oder diverse Projekte physisch nah zusammenarbeiten. 

 

Der Senat unterstützte auch 2019 zahlreiche Projekte, die ganzheitliche Beratungen anbieten. 

Das Willkommenszentrum Berlin bei der Beauftragten des Senats von Berlin für Integration 

und Migration13 bietet allen Neuzugewanderten und damit auch Geflüchteten eine 

umfassende Erstorientierung, unterstützt sie bei allen Aspekten des Ankommens und verweist 

gegebenenfalls an spezialisierte Beratungsangebote weiter. Darüber hinaus dient das 

Willkommenszentrum als zentrale Erstorientierung für Geflüchtete zu Aus- und 

Weiterbildungsmöglichkeiten und zum Arbeitsmarktzugang. Dabei arbeitetet das 

Willkommenszentrum mit diversen Partnern der Zivilgesellschaft zusammen, die Geflüchteten 

im Willkommenszentrum beraten können. Im Berichtszeitraum konnten neun Partner die 

Angebote des Willkommenszentrums ergänzen14. Zum Beispiel hat das vom Berliner IQ 

Netzwerk geförderte Projekt „Faire Integration“ durch den Träger Arbeit und Leben e. V. 

Beratung für Geflüchtete zu ihren Rechten auf dem deutschen Arbeitsmarkt angeboten. Nach 

mehreren Jahren der Steigerung ist die Zahl der beantwortenden Beratungsfragen 

(persönlich, telefonisch, E-Mail) im Berichtszeitraum bei ca. 5.308 Beratungen (2018: 5.643) 

                                                             
13 Vgl. Maßnahmen 5.14.2.,1.1.,8.2. des Anhangs. Alle in den Fußnoten dargestellten Maßnahmen sind aus dem Anhang zu 

entnehmen.  
14 Eine Auflistung der Partner des Willkommenszentrums Berlin und ihre Tätigkeit finden sie unter: 

https://www.berlin.de/willkommenszentrum/ueber-uns/unsere-partner/ 
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stabil geblieben. Die Anzahl von beantwortenden Anliegen ratsuchender Geflüchteter lag bei 

1.554 (2018: 1.833). 

Seit 2019 wurde ein Informationsportal, das Berliner Beratungsnetz für Zugewanderte, 

eingerichtet15. Das Berliner Beratungsnetz für Zugewanderte ist eine online-Datenbank für 

eingewanderte Menschen sowie für Beratungsstellen. Die Datenbank umfasst Informationen 

über Angebote in verschiedenen Themenfeldern, wie zum Beispiel die Migrationsberatung 

oder Angebote für Begleitung und Sprachmittlung. Die in den letzten Jahren entwickelten 

Angebote für geflüchtete Menschen wurden einbezogen. Das Berliner Beratungsnetz für 

Zugewanderte wird durch den Verband für interkulturelle Arbeit (VIA) und GANGWAY – 

Straßensozialarbeit in Berlin e. V. durchgeführt. Es umfasste zum 31.12.2019 367 

Projekte/Einrichtungen und wurde im Berichtszeitraum von 21.888 Personen 320.331 Mal 

aufgerufen. Das entspricht einer monatlichen Nutzerzahl von 3.531 Personen und 53.388 

Aufrufen. Das Berliner Beratungsnetz wird durch die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit 

und Soziales im Rahmen des Interkulturellen Kompetenzzentrums für 

Migrant*innenorganisationen (IKMO) in Berlin finanziert und wurde Mai 2019 konzeptionell in 

enger Kooperation mit dem Willkommenszentrum Berlin fertiggestellt16. 

 

Auch im Bereich der Arbeitsmarktintegration wurden ganzheitliche Angebote entwickelt. 

Hintergrund ist die Komplexität der Beratung, da neben der Arbeitsvermittlung auch 

aufenthaltsrechtliche und sozialrechtliche Elemente sowie Aspekte der Sprachförderung und 

der Berufsabschlussanerkennung mitgedacht werden müssen. 

 

Das Projekt „bridge – Berliner Netzwerke für Bleiberecht“17 unterstützt bereits seit 2005 

Geflüchtete bei ihrer beruflichen Teilhabe. Im Jahr 2019 wurden 657 Geflüchtete im Projekt 

aufgenommen und über ein Drittel erfolgreich in Beschäftigung, Ausbildung oder Schule 

vermittelt. Der Zusammenschluss aus nichtstaatlichen Organisationen und der Beauftragten 

des Berliner Senats für Integration und Migration hat dabei einen besonderen Fokus auf die 

Förderung von Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus (Aufenthaltsgestattung oder 

Duldung) gelegt, da diese nur über einen begrenzten Zugang zum Regelangebot der 

Arbeitsmarktförderung verfügen. Mit Berufsorientierung, Vermittlung in geeignete Deutschkurs- 

und Qualifizierungsangebote, Angebote zum Nachholen eines Schulabschlusses, Praktika, 

Berufsausbildung und Beschäftigung bieten die bridge-Träger eine breite Palette an 

Angeboten auf dem Weg zur nachhaltigen Arbeitsmarktintegration an. Die Unterstützung ist 

langfristig angelegt, so dass Teilnehmende bei Bedarf auch nach der Vermittlung in 

Ausbildung oder andere Beschäftigung weiter unterstützt werden können, u. a. durch 

Nachhilfeangebote oder Unterstützung bei Konflikten im Betrieb. Aufgrund der 

aufenthaltsrechtlichen Beschränkungen der Zielgruppe ist die Verzahnung mit der ins 

Netzwerk integrierten Rechtsberatung essentiell. bridge verfolgt dabei als Querschnittsziel die 

Gleichstellung der Geschlechter. Durch eine intensive Vernetzung, gezielte Ansprache und 

Schaffung spezialisierter Angebote konnten im Jahr 2019 228 geflüchtete Frauen als 

Teilnehmerinnen aufgenommen werden.  

 

Die Willkommen-in-Arbeit-Büros verfolgen einen ganzheitlichen Ansatz, um die 

Zugangsmöglichkeiten von geflüchteten Menschen in Bildung und Beruf und den Einstieg in 

das Berufsleben zu unterstützten und zu verbessern18. Unter einem gemeinsamen Dach bieten 

mehrere Träger eine serviceübergreifende Beratung an, die zum Beispiel die Bildung, die 

Ausbildung sowie das Studium, sprachliche oder sozialpädagogische Aspekte oder eine 

praktische Unterstützung für die Bewerbungsverfahren zum Inhalt haben. 2019 wurden in 

3.438 Beratungsgesprächen, bzw. Konsultationen 2.262 Personen beraten.  

 

Auch berät die Fachstelle für erwachsene LSBTI Geflüchtete der Schwulenberatung gGmbH 

Geflüchtete zu sozialen, rechtlichen, medizinischen und psychosozialen Themen. Sie vermittelt 

                                                             
15 Maßnahme 8.2. 
16 https://www.beratungsnetz-migration.de/list/c/migration_counseling 
17 Maßnahme 5.14.3. 
18 Maßnahme 5.4. 
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die Hilfssuchenden in das Berliner Versorgungssystem19. 2019 wurden 537 Beratungen 

durchgeführt. Es erfolgten 506 Weitervermittlungen. Der Träger Lara e. V. bietet als eines von 

drei mobilen Beratungsangeboten von geschlechtsspezifischer Gewalt betroffenen Frauen 

Beratung und Begleitung mit Sprachmittlung an. In Kooperation mit anderen Trägern der 

gesundheitlichen Versorgung wird ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt, um die Komplexität und 

den Umfang der Anliegen und Bedarfe der Frauen zu bewältigen, insbesondere bei 

alleinerziehenden Müttern.20 

 

Auch die Familienberatung wird durch ganzheitliche Ansätze geprägt. Beispielhaft dafür ist 

die aufsuchende Elternhilfe in Unterkünften für Geflüchtete, die 2019 in allen 12 Bezirken 

umgesetzt wurde21. 2019 haben 125 Mütter und Familien die Elternhilfe in Anspruch 

genommen. Die Elternhilfe bietet u. a. eine Vielzahl von Beratungsangeboten, wie zum 

Beispiel die Unterstützung bei der gesundheitlichen Versorgung (Suche nach Hebamme, 

Suche nach einer Kinderärztin oder nach einem Kinderarzt), Hilfe bei der Anbindung an die 

Institutionen im Sozialraum, Hilfe bei Sicherstellung der materiellen Versorgung oder 

Unterstützung bei aufenthaltsrechtlichen, sozialrechtlichen oder familienrechtlichen Fragen.  

 

Richtig ankommen: Zugang zu Wohnungen für 
Geflüchtete verbessern  
 

Die Angebote im Bereich Wohnraum umfassen zwei Ebenen. Auf der einen Seite geht es 

darum, Wohnraum für Geflüchtete zu schaffen und ihnen den Zugang zu ermöglichen. Auf der 

anderen Seite sollen die Geflüchteten dabei unterstützt werden, sich bei der Wohnungssuche 

zu oder nach dem Umzug zu orientieren.  

 
Der Zugang zu Wohnungen ist wegen der hohen Nachfrage an Wohnungen insgesamt, 

insbesondere jedoch an kostengünstigem Wohnraum, in Berlin eine große Herausforderung 

für die gesamte Stadtbevölkerung. Sprachbarrieren, fehlende Kenntnisse zur Wohnungssuche, 

komplizierte, bürokratische Hürden, Vorurteile in Bezug auf Herkunft und Religion führen zu 

besonders hohen Hürden und einem Diskriminierungsrisiko für Geflüchtete. Eine Wohnung 

selbst anmieten zu können, stellt aber ein wesentlicher Schritt zu mehr Teilhabe dar, da sie 

mehr Sicherheit und Selbstbestimmung vermittelt. Darüber hinaus erleichtert das Leben in 

einer Wohnung auch die Suche nach einer Beschäftigung oder nach einem Bildungsangebot.  

 

Bereits im Juni 2018 wurden daher alle wohnungspolitischen Akteurinnen und Akteure an 

einen Tisch geholt, um dem daraus folgendem Unterstützungsbedarf nachzukommen. Es 

gelang, Vertretungen der Senats- und Bezirksverwaltungen, der Wohnungswirtschaft und 

Initiativen und Projekten zusammenzubringen.  

 

Der Runde Tisch „Alternativen zur öffentlichen Unterbringung Geflüchteter“ wurde 2019 

fortgeführt und abgeschlossen. Er wurde von der Fachstelle „Fair Mieten – Fair Wohnen“ 

moderiert und hat sich mit der Frage beschäftigt, welche Herausforderungen in der 

Anmietung einer eigenen privaten Wohnung bzw. Zimmers für die Zielgruppe bestehen und 

welcher Handlungsbedarf daraus folgt, um den Übergang geflüchteter Menschen aus den 

Unterkünften in Mietwohnungen zu erleichtern und Diskriminierung präventiv entgegen zu 

wirken. Am Runden Tisch beteiligten sich etwa 60 Akteurinnen und Akteure relevanter 

Fachbereiche der Senatsverwaltungen und der Bezirke, der Wohnungswirtschaft und von 

Initiativen und Projekten. Von Juni 2018 bis März 2019 haben die Teilnehmenden im Verlauf 

von vier Sitzungen Vorschläge zur Verbesserung der Situation geflüchteter Menschen auf dem 

Wohnungsmarkt erarbeitet. Der aktuelle Stand der Umsetzungen der jeweiligen 

Selbstverpflichtungen, der sogenannten Commitments, durch die Teilnehmenden wurden auf 

                                                             
19 Maßnahme 1.3.  
20 Maßnahme B 1.9. 
21 Maßnahme 4.4.2. 
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der Abschlussveranstaltung noch einmal öffentlich vorgestellt22. Die Commitments umfassen 

vier Lebensbereiche:  

 

‒ die Optimierung von Informationsangeboten, Stärkung von Beratungs-, Begleitungs- 

und Vermittlungsangeboten für Geflüchtete sowie Vermieterinnen und Vermieter, 

‒ die Erleichterung des Zugangs Geflüchteter zum regulären Wohnungsmarkt, 

‒ Weiterbildung/Kompetenzbildung und 

‒ Interkulturelle Kommunikation.  

 

Ein Schwerpunkt des Rundes Tisches war die Frage der Ansprache und Sensibilisierung von 

privaten Vermieterinnen und Vermietern zur Erhöhung der Bereitschaft, Wohnungen an 

Geflüchteten zu vermieten. Es wurde angeregt, zum Abbau der anfangs beschriebenen 

Hürden für Geflüchtete am Wohnungsmarkt ein Projekt zu initiieren, dass in erster Linie die 

Aufgabe übernimmt, potenzielle Vermieterinnen und Vermieter zu beraten, um mögliche 

Fragen bei der Vermietung an Geflüchtete zu beantworten und für die Wohnungsvermittlung 

an Geflüchtete zu werben. Infolgedessen wurde von der Senatsverwaltung für Integration, 

Arbeit und Soziales im Jahr 2020 das Pilotprojekt „Wohnhelden“ auf den Weg gebracht, das 

Akteurinnen und Akteure der Wohnungswirtschaft, insbesondere private Vermieterinnen und 

Vermieter, erreichen, ansprechen und serviceorientiert bei der Vermietung an geflüchtete 

Menschen unterstützen soll. Die Vermittlung von Wohnungen an Geflüchtete selbst soll über 

die bezirklichen vorhandenen Strukturen und Projekte erfolgen23. Damit stellt die zentrale 

Anlaufstelle für Vermietende eine wichtige Ergänzung der vorhandenen Strukturen dar.  

 

Im Mietsachgebiet des LAF konnten 2019 insgesamt 1.984 Geflüchtete in Wohnungen 

vermittelt werden24. Dabei lag ein besonderer Schwerpunkt auf der Zusammenarbeit mit 

landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften (WBG’en). Im Rahmen der 

Kooperationsvereinbarung „Wohnungen für Flüchtlinge“ haben sich die sechs WBG‘en 

freiwillig verpflichtet, jährlich eine Anzahl von 275 Wohnungen für Geflüchtete zu vermieten. 

Dieses Kontingent wurde bei einer Anzahl der Neuvermietungen über das LAF im Segment der 

Wohnungen für Flüchtlinge im Jahr 2019 bei 303 Wohnungen, die an 677 Personen vergeben 

wurden, überschritten. 

 

Die landeseigenen Wohnungsunternehmen haben sich darüber hinaus innerhalb der 

Kooperationsvereinbarung „Leistbare Mieten, Wohnungsneubau und soziale 

Wohnraumversorgung“25 mit dem Land Berlin dazu verpflichtet, eine soziale 

Bestandsbewirtschaftung umzusetzen. Dementsprechend sollen 60% der jährlich zur 

Wiedervermietung kommenden Wohnungen an WBS-berechtigte Haushalte maximal zur 

ortsüblichen Vergleichsmiete vermietet werden. Von diesen 60 % zur Wiedervermietung 

kommenden Wohnungen werden wiederum 25 % an Wohnberechtigte besonderer 

Bedarfsgruppen vermietet, hierzu gehören neben Transferleistungsbeziehenden ebenso 

geflüchtete Menschen. Dabei wird gewährleistet, dass die Mietbelastung des jeweiligen 

Haushalts nicht mehr als 30 % des Nettohaushaltseinkommens beträgt. So haben die 

landeseigenen Wohnungsbauunternehmen in eigener Zuständigkeit im Berichtszeitraum 

weitere 480 Wohnungen an Geflüchtete vermietet. 

 

Die Schaffung neuer Wohnräume für Geflüchtete in der Form des integrativen Wohnens stellt 

ein wichtiges und innovatives Vorhaben des Senats26 dar. „Unter einem gemeinsamen Dach“ 

können damit Geflüchtete mit anderen Personengruppen, wie zum Beispiel Studierenden 

zusammenwohnen. Auf diese Weise wird die soziale Integration von Geflüchteten gefördert. 

Ferner sollen die geförderten Modellprojekte die besonderen Bedarfe der Zielgruppen (zum 

                                                             
22 Fair mieten – Fair Wohnen, Alternative zur öffentlichen Unterbringung Geflüchteter, Ergebnisse des Runden Tisches und der 

Thementische 2018/2019, 2019, abrufbar unter https://fairmieten-fairwohnen.de/wp-
content/uploads/2020/06/FMFW_Alternativen-zur-Unterbringung-Gefluechteter.pdf 

23 Maßnahme 2.14. 
24 Diese Zahl setzt sich aus dem WfF-Vertrag und selbst gefundenem Wohnraum zusammen. 
25https://www.stadtentwicklung.berlin.de/wohnen/wohnraum/wohnungsbaugesellschaften/download/kooperationsvereinbarun

g.pdf 
26 Maßnahme 2.10. 
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Beispiel: Betreuung durch soziale Träger, Gemeinschaftsräume oder größere Wohnungen für 

Familien) in ihrem Raumprogramm integrieren. Im Berichtszeitraum konnten somit sechs neue 

Bauvorhaben fertiggestellt und 221 Wohneinheiten geschaffen werden.  

 

Bei der Begleitung der Geflüchteten bei dem Prozess, eine eigene Wohnung zu beziehen, 

spielen die Bezirke eine wesentliche Rolle. Auch mit Mitteln des Integrationsfonds haben die 

Bezirke neun Projekte im Bereich Wohnen im Jahr 2019 gefördert. Hierbei variieren die 

Projekte von aktiver Akquise, über die Beratung bis hin zur Unterstützung der Geflüchteten 

nach ihrem Einzug in eine Wohnung. 

 

Bei der Vermittlung von Wohnraum für Personen, deren Asylverfahren abgeschlossen wurde 

unterstützen das Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf durch das Projekt „Wohnraumvermittlung“ in 

Trägerschaft des Caritasverbands für das Erzbistum Berlin und die Soziale Wohnhilfe des 

Bezirksamtes Tempelhof-Schöneberg. In beiden Fällen spielt das Bezirksamt eine 

koordinierende oder vermittelnde Rolle zwischen den Geflüchteten und den 

Wohnungsunternehmen bzw. den bezirklichen Unterkünften und betreibt die Akquise von 

Wohnungen. Auch vermittelt beispielweise das Bezirksamt Lotsendienste, die die Geflüchteten 

für die Behördengänge oder für Wege im Zusammenhang mit der Wohnungssuche bzw. des 

Wohnungsbezugs begleiten. Ferner erfolgt auch eine Beratung zu den alltäglichen 

Problemen, wie zum Beispiel die Anmeldung beim Stromanbieter.  

 

Über das vom Bezirksamt Mitte (Integrationsbüro) umgesetzte Wohnraumakquiseprojekt 

konnten im Jahr 2019 insgesamt 98 Personen, davon 28 Kinder, in Wohnraum vermittelt 

werden. Es ist somit gelungen, im Durchschnitt zwei Wohnungen pro Monat zu akquirieren. 

Das Projekt zeichnet sich dadurch aus, dass die Wohnungssuchenden nicht nur zum 

Bewerbungsprozess beraten werden, sondern tatsächlich Wohnungen für sie gesucht und 

gefunden werden. Zielgruppe sind vor allem Geflüchtete mit besonderem Schutzbedarf, die 

in einer Unterkunft im Bezirk Mitte leben, sich im SGB-Leistungsbezug befinden sowie über 

eine gute und längere Anbindung im Sozialraum verfügen (Schule, Kita, ärztliche Versorgung 

etc.). 

 

Mit Mitteln des Integrationsfonds wird in Pankow eine „Wohnraumberatung für Geflüchtete 

und Menschen mit Migrationshintergrund“ des Trägers WIB gefördert. Ziel der 

Wohnraumberatung ist, zur selbstständigen Wohnungssuche zu befähigen und dazu, sich auf 

dem Wohnungsmarkt orientieren zu können. Teilnehmende werden über 4,5 Monate innerhalb 

eines im Konzept festgelegten Beratungszyklus betreut und bei der Wohnungssuche 

unterstützt. Die Beratung teilt sich in Beratungsschwerpunkte auf, auf die je nach individuellen 

Bedarfen tiefer und gezielter eingegangen werden kann. Die Nachfrage nach einer solchen 

Beratung ist so groß, dass eine Warteliste eingerichtet werden musste. Um die langen 

Wartezeiten auf der Warteliste zu überbrücken und der starken Nachfrage nachzukommen, 

können Klientinnen und Klienten auf der Warteliste über vier Termine die Wohnungssuche im 

Internet erlernen und eigenständig durchführen.  

 

Die Bezirksämter Reinickendorf und Marzahn-Hellersdorf haben gemeinsam mit dem Projekt 

InterAxion aus Treptow-Köpenick die Broschüren „Willkommen im eigenen Zuhause“ neu 

aufgelegt und in über acht Sprachen veröffentlicht. Die Broschüren erklären niedrigschwellig 

in jeweils zweisprachig die ersten Schritte nach dem Einzug in den eigenen Wohnraum und 

wurden von Menschen mit Fluchterfahrung gemeinsam konzipiert.  

 

In Steglitz-Zehlendorf werden in den Kontaktstellen Steglitz und Zehlendorf Geflüchtete u. a. 

zum Thema Wohnraumanmietung beraten. Im Bezirk werden ebenfalls zwei 

Wohnraumprojekte gefördert, die Geflüchtete darin unterstützen, eigenen Wohnraum zu 

finden. Wo möglich werden die Geflüchteten in diesen Projekten auch nach Einzug für einen 

gewissen Zeitraum begleitet, um beim Abschluss von Verträgen mit Dienstleistenden zu 

beraten oder bei der Übernahme der Mietkosten zu unterstützen.  
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Empowerment von Geflüchteten stärken  
 

Empowerment-Projekte haben den Anspruch, existierende Potenziale und Ressourcen ihrer 

Zielgruppen zu sehen und schließlich zu heben. Geflüchtete sollen ihre Möglichkeiten kennen 

und eigenständig handlungsfähig sein. Dazu gehören das Kennen der eigenen Rechte und 

das Wissen darüber, diese einzufordern sowie die Stärkung von Selbstwirksamkeitsempfinden, 

Selbstbewusstsein und Selbsthilfekompetenz. Ziel ist, die Teilnehmenden zu bestärken, sodass 

sie nicht in Abhängigkeitsverhältnisse zu Hilfestrukturen leben, sondern selbstständig aktiv 

sind27. Des Weiteren wird Empowerment als Grundlage für die erfolgreiche Partizipation an 

Beteiligungsprozessen gesehen. Die von dem Senat und den Bezirken durchgeführten oder 

unterstützten Beratungsangeboten tragen selbst zum Empowerment Geflüchteter bei, indem 

sie Geflüchtete über ihre Rechte aufklären.  

 
In Berlin werden durch die Bezirke und Senatsverwaltungen zahlreichen Maßnahmen zum 

Empowerment Geflüchteter durchgeführt. Beispielhaft werden im Folgenden zentrale Projekte 

benannt: 

 

In Zusammenarbeit zwischen dem Bezirksamt Pankow und der Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales wurde im Juni 2018 ein Pilotprojekt zu einem unabhängigen 

Beschwerdemanagement in Flüchtlingsunterkünften28 eingeleitet, das 2019 abgeschlossen 

wurde29. Das Pilotprojekt ging auf die Initiative einer Gruppe von vierzig geflüchteten Frauen 

in Pankow zurück, die sich seit mehreren Jahren für ein unabhängiges Beschwerdesystem 

engagiert und sowohl auf Bezirks- als auch auf Senatsebene konzeptionell an dem Projekt 

mitgearbeitet haben. Zwölf Unterkünfte in neun Bezirken nahmen an dem Projekt teil. Das 

Pilotprojekt ist besonders innovativ, da es auf einem Peer-to-Peer Ansatz beruht. Das heißt 

mehrsprachige Vertrauenspersonen mit Migrationsgeschichte nehmen in vertraulichen 

Sprechstunden in den Unterkünften Beschwerden der Bewohnenden entgegen. Die 

Beschwerden können mündlich und anonym vorgetragen werden. Diese werden dann durch 

eine Koordinierungsstelle geklärt. Aus den Erfahrungen des Pilotprojekts wird eine berlinweite 

unabhängige Beschwerdestelle aufgebaut, die voraussichtlich ihre Arbeit im Jahr 2021 

beginnen wird. 

 

Wie das beschriebene Beispiel des Pilotprojekts zu einem unabhängigen 

Beschwerdemanagement in Flüchtlingsunterkünften verdeutlicht, spielen die Bezirksämter 

eine wichtige Rolle in der Förderung des Empowerments Geflüchteter. Im Berichtszeitraum 

haben die Bezirke aus Mitteln des Integrationsfonds 23 Projekte zum Empowerment gefördert. 

Zum Beispiel unterstützte das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf das Alseiada Forum, 

ein Gesprächszirkel für Frauen über gesellschaftliche relevante Themen, wie zum Beispiel 

ihres Körpers, ihres Glaubens oder ihrer Sexualität und ein Bewusstsein über neue Themen zu 

entwickeln. Die Teilnehmenden wurden ermutigt, sich mit anderen über sensible Themen 

auszutauschen, sie zu verarbeiten und neue Horizonte zu erschließen. Die Diskussionen 

inspirierten die Teilnehmenden, sodass sie diese auch an anderen Orten und in anderen 

Diskussionsrunden weitergeführt haben. So wurde beispielsweise ein Round-Table in Berlin 

zum Thema Kinderrechte ins Leben gerufen. Das Bezirksamt Pankow unterstützte das Projekt 

„Be Visible“. Es handelt sich um eine einjährige Schulungsreihe, in der Geflüchtete und 

Menschen mit Fluchtgeschichte ausgebildet werden, damit sie für die Arbeit in 

zivilgesellschaftlichen Initiativen beraten, Mediationen durchführen oder Empowerment-

Training anbieten können. Geflüchtete können damit ihre vielfältigen persönlichen 

Kompetenzen und Erfahrungen in die Arbeit der Zivilgesellschaft einbringen und zu einer 

Sensibilisierung u. a. in den Bereichen Diversity, Fluchtursachen, antirassistische und 

Antidiskriminierungsarbeit und transkulturelle Kompetenz beitragen. Die Schulung umfasst 

sieben Module mit insgesamt 100 Theorie-Stunden. Im Anschluss an die Module absolvieren 

                                                             
27 Phineo, Geflüchtete Frauen in Deutschland stärken, 2018, S. 41. 
28 Maßnahme 2.9. 
29 Der Abschlussbericht ist unter 

https://www.berlin.de/koordfm/themen/qualitaetsmanagement/beschwerdemanagement/2019_beschwerdemanagement-
sen-ias.pdf abrufbar. 

https://www.berlin.de/koordfm/themen/qualitaetsmanagement/beschwerdemanagement/2019_beschwerdemanagement-sen-ias.pdf
https://www.berlin.de/koordfm/themen/qualitaetsmanagement/beschwerdemanagement/2019_beschwerdemanagement-sen-ias.pdf
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die Teilnehmenden ein Praktikum in einer zivilgesellschaftlichen Organisation, die im Bereich 

Flucht & Asyl, Beratung oder politische Bildung aktiv ist. Die Arbeitszeiten werden mit der 

jeweiligen Organisation abgestimmt, das Praktikum umfasst insgesamt 100 Stunden. Es 

werden bis zu 20 Teilnehmenden mit Fluchtgeschichte pro Jahr ausgebildet. Diese erreichen 

im Rahmen der Workshops (Phase 2) und Praktikum (Phase 3) sowie in der 

Öffentlichkeitsarbeit zwischen 250 bis 500 Teilnehmenden mit und ohne Fluchterfahrung. 

 

Beratungsangebote der Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und Migration30  

Der Senat unterstützt auch den Aufbau von Netzwerken, die durch einen Peer-to-Peer Ansatz 

die Selbsthilfe Geflüchteter fördern. Die Abteilung Frauen und Gleichstellung der 

Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung hat mit „WOMEN’S WELCOME 

BRIDGE“ (WWB) ein Projekt von Frauen für Frauen, geschaffen31. Die Idee von WWB ist, 

geflüchtete Frauen durch ein niedrigschwelliges Angebot mit ehrenamtlich engagierten 

Frauen und Fraueninitiativen – also Neu- und Alt-Berlinerinnen – zusammenzubringen und sie 

zu vernetzen. Im Jahr 2019 konnte das Projekt die Anzahl der Nutzerinnen von 400 auf 485 

Nutzerinnen erhöhen.  

 

Die Landestelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung bei der Senatsverwaltung für 

Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung unterstützte im Berichtszeitraum 

Empowerment-Maßnahmen für LSBTI Geflüchtete. Im Rahmen des Projekts Tapesh des 

Antigewalt- und Antidiskriminierungsbereichs der Lesbenberatung e. V. LesMigraS werden 

geflüchtete LSBTI Menschen unterstützt, sowohl auf der persönlichen Ebene als auch auf der 

kollektiven Ebene durch Selbsthilfegruppen, Handlungsstrategien gegen Gewalt und 

Diskriminierung zu entwickeln32. In wöchentlichen oder monatlichen Gruppenangeboten 

vernetzen, informieren und stärken sich LSBTI Geflüchtete gegenseitig. 2019 fanden 63 

Selbsthilfegruppen mit 623 Teilnehmenden statt. 

  

Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien unterstützt auch Maßnahmen für das 

Empowerment von Kindern und Jugendlichen. Im Jahr 2019 fanden 70 Projekte in 

Unterkünften für geflüchtete Menschen statt, in denen Kenntnisse zum Kinderschutz und 

Kinderrechten spielerisch und altersgerecht vermittelt wurden33. Die Angebote, die an Kinder 

und auch Eltern (in Form von Informationsveranstaltungen) adressiert waren, wurden gut 

angenommen. Weiterhin wird berlinweit von Unterkünften signalisiert, dass Empowerment-

Angebote der Kinder- und Jugendhilfe in und im Umfeld von Unterkünften benötigt werden.  

 

Eine wichtige Rolle beim Empowerment Geflüchteter spielt die Diversityentwicklung im 

kulturellen Bereich34. Ziel des Berliner Projektbüros „Diversity Arts Culture“ (DAC) ist es, die 

Förderung von Zugängen für unterrepräsentierte Kunst- und Kulturschaffende zu stärken. Das 

DAC berät Berliner Kultureinrichtungen, Akteurinnen und Akteure der freien Szene und die 

Kulturverwaltung auf Anfrage zu Diskriminierungsthemen. Ein Fokus liegt dabei auf den 

Diskriminierungserfahrungen von Menschen of Color und Schwarzen Menschen, die 

überproportional häufig auch von anderen Ausschlussformen, insbesondere 

sozioökonomischen, betroffen sind. Hierbei sind insbesondere die Mentoring- und 

Empowerment-Angebote des Projektbüros zu erwähnen, die z. B. in Form von Workshops für 

unterrepräsentierte Künstlerinnen und Künstler oder dem Aufbau von Netzwerken stattfinden. 

Im Rahmen der Grundlagenforschung wird diese Zielgruppe zu ihren spezifischen 

Erfahrungen befragt; wobei diese Befragung grundsätzlich zielgruppenspezifisch durchgeführt 

wird. DAC thematisiert zudem die Relevanz von Kolonialität im Zusammenhang mit 

Kulturproduktion und Erinnerungskultur. 2019 fanden 13 Austausch- und 

Fortbildungsveranstaltungen für unterrepräsentierte Künstlerinnen und Künstler des Berliner 

Projektbüros für Diversitätsentwicklung statt (2018: 14).  

                                                             
30 Maßnahme 1.1. 
31 Maßnahme B.1.6. 
32 Maßnahme 8.10. 
33 Maßnahme 4.2.2. 
34 Maßnahme 7.3.4. 
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Von der Polizei Berlin werden Fahrradkurse für geflüchtete Frauen angeboten35. Bei diesen 

Kursen werden den geflüchteten Frauen in einem theoretischen Teil (teilweise in englischer 

Sprache und durch Dolmetschende) verkehrsrechtliche Kenntnisse vermittelt, die 

anschließend im Verkehrsschonraum praktisch geübt werden. Die motorischen Fähigkeiten 

beim Radfahren variieren. Daher werden die Frauen entsprechend ihres Leistungsstandes 

geschult. Dabei ist es Ziel, dass sich die geflüchteten Frauen mit dem Verkehrsraum vertraut 

machen, in der Regelkunde fortgebildet werden und motorische Sicherheit auf dem Fahrrad 

erlangen.  

 

Die Partizipation Geflüchteter im Verwaltungshandeln 
wird gestärkt 
 

Die Förderung der Partizipation Geflüchteter im Verwaltungshandeln stellt ein wichtiges 

Vorhaben des Senats dar. Geflüchtete sollen nicht länger als eine passive Zielgruppe des 

Verwaltungshandelns gesehen werden, sondern ihnen soll eine aktive Rolle bei der 

Gestaltung der Politik, die über die verwaltungsverfahrensrechtliche Anhörung hinausgeht, 

eingeräumt werden. Damit Partizipationsmöglichkeiten erfolgreich angenommen werden 

können, sind die im Abschnitt zuvor aufgezählten zahlreichen Empowerment-Maßnahmen der 

Berliner Stadtgesellschaft essenziell. 
 

Die Senatsverwaltungen und die Bezirke haben zu verschiedenen Fragen Geflüchtete in ihr 

Verwaltungshandeln als mitgestaltende Teilnehmende beteiligt. Zum Beispiel werden in 

einigen Bezirken Geflüchtete aktiv in die bezirklichen Integrationsbeiräte einbezogen. 

Exemplarisch kann der Integrationsbeirat im Bezirk Marzahn-Hellersdorf genannt werden, in 

dessen Reihen vier ordentlich berufenen Beiratsmitglieder mit Fluchterfahrung mitarbeiten.  

 

Ein anderes Beispiel ist die Entwicklung der Antidiskriminierungs-App „AnDi“ durch die 

Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung der Senatsverwaltung für Justiz, 

Verbraucherschutz und Antidiskriminierung36. Die App hilft den Nutzenden dabei, 

Informationen rund um das Thema Diskriminierung zu erhalten und eine passende 

Beratungsstelle zu finden. Die Nutzenden können auch Vorfälle bei Monitoringstellen melden. 

Monitoringstellen sind direkt über die ANDI-App und je nach Diskriminierungsart aufzufinden. 

Meist handelt es sich um die Vereine, die im Beratungsnetzwerk der Landesstelle für 

Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung seit langem bei Diskriminierungsvorfällen 

unterstützen. Im Rahmen der Entwicklung der Antidiskriminierungs-App wurden mehrere 

Testing-Runden durchgeführt. An diesen haben u. a. Geflüchtete mit unterschiedlicher 

Wohndauer in Deutschland teilgenommen. Mittels ihrer Expertisen und Erfahrungen wurde 

sichergestellt, dass die App zielführend und niedrigschwellig gestaltet wurde. Die App 

funktioniert derzeit in sieben Sprachen (Deutsch, Russisch, Türkisch, Englisch, Farsi, 

Französisch und Arabisch). Darüber hinaus hat ein Vernetzungstreffen von Beratungs- und 

Monitoringstellen zur Nutzung der App stattgefunden. Die langjährige Erfahrung der 

Beratungs- und Monitoringstellen konnte auf diese Weise miteinbezogen werden. Gleichzeitig 

diente dieses Format der Vernetzung und dem Austausch zwischen Verwaltung und 

Zivilgesellschaft. 2020 soll dieses Format weitergeführt werden.  

 

Im Bereich der Unterbringung geflüchteter Menschen gibt es ebenso diverse partizipative 

Ansätze. Bei der Gestaltung der Hausordnung wurden aktiv Geflüchtete durch das LAF in 

Zusammenarbeit mit der Koordinierungsstelle für Flüchtlingsmanagement und der 

Sozialverwaltung einbezogen. Zum Beispiel wurde auf Initiative von Bewohnerinnen und 

Bewohnern sowie der Betreiberin der Gemeinschaftsunterkunft Dingolfinger Straße die Bitte 

an das LAF herangetragen, die geltenden Besuchsregeln für Gäste gemäß Betreibervertrag 

zu erweitern. Die bisherigen Besuchszeiten und das generelle Übernachtungsverbot führten 

                                                             
35 Maßnahme 9.1.8. 
36 Maßnahme 9.1.64. 
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oft zu Unverständnis und Beschwerden. Im Rahmen eines Pilotprojekts wurde den 

Bewohnenden die Möglichkeit eingeräumt, Besuch auch während Nachstunden zu 

empfangen. Die Evaluierung des Pilotprojekts dient als Grundlage, um eine neue 

Besuchsregelung allgemeingültig für die Unterkünfte des LAF zu erstellen und umzusetzen, die 

unter bestimmten Voraussetzungen auch die Ausweitung der Besuchszeiten auf die 

Nachtstunden vorsieht. Darüber hinaus wurde mittels zahlreicher Partizipationsformate, wie 

zum Beispiel drei Fokusgruppen, eine Vielzahl von Anregungen aufgenommen, ausgewertet 

und hinsichtlich ihrer Überführung in die Verwaltungspraxis geprüft. So wurde geprüft, in 

wieweit die Bedarfe besonders schutzbedürftiger Personengruppen bei der Registrierung und 

Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften sowie hinsichtlich der Etablierung eines 

behördenunabhängigen Beschwerdemanagements besser abgedeckt werden können.  

 

Auch in den durch die Senatsverwaltung und die Bezirke geförderten Projekten nehmen die 

Geflüchteten eine aktive Rolle bei der Gestaltung der Angebote ein. So waren bei den 

Planungen von Maßnahmen an den Hochschulen (z. B. Sprach- Fach- und Brückenkurse) 

Geflüchtete direkt als Teilnehmende (insbesondere als Lernende) eingebunden. Die 

Hochschulen haben ihre Maßnahmen stetig an die erforderlichen Bedarfe angepasst und 

dabei die Rückmeldungen der Geflüchteten einbezogen. Die Senatskanzlei hat bei der 

Veranstaltung der Runden Tische mit Vertreterinnen und Vertretern der Stadtgesellschaft 

Rückmeldungen aufgenommen und gemeinsam mit den staatlichen Berliner Hochschulen 

diskutiert.  

 

Die Partizipation Geflüchteter in die Nachbarschaft wird auch im Rahmen der 

sozialräumlichen Programme des Senats gefördert. Ziel des Programms BENN-Berlin 

Entwickelt Neue Nachbarschaften37 der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen 

ist es, Geflüchteten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen und das soziale 

Miteinander in den Stadtteilen zu fördern. An allen Standorten des Programms konnten 

Beteiligungsformate mit Geflüchteten aufgebaut werden. 2019 ist der Anteil der lokalen 

Beteiligungsgremien wie Nachbarschaftsforen oder Stadtteilwerkstätten mit Beteiligung von 

Migrantinnen und Migranten mit Fluchterfahrung auf 14 (2018: 10) ebenso wie die Initiierung 

und Umsetzung von Maßnahmen durch Geflüchtete gestiegen. In vielen 

beteiligungsorientierten Formaten und Settings sind Geflüchtete beteiligt und treten als 

Ideengeberinnen und Ideengeber für Maßnahmen auf. Durch die organisatorische und 

finanzielle Unterstützung von BENN konnte auch das freiwillige Engagement für Geflüchtete 

und von Menschen mit Fluchterfahrung gefördert werden. Dafür wurden insgesamt 81 

Maßnahmen und Aktionen durch die bereitgestellten Sachmittel gefördert. Das zunehmende 

Engagement Geflüchteter zeigt sich insbesondere in der Mithilfe/-organisation von Festen und 

Veranstaltungen, im Sport, bei Gartenprojekten und in der Sprachmittlung und -vermittlung.  

 

Auch das Projekt bridge38 des Handlungsfelds Arbeitsmarktintegration stärkt die Partizipation 

im Verwaltungshandeln, da die eng kooperierenden Netzwerke aus neun 

Nichtregierungsorganisationen und der Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und 

Migration bestehen und regelmäßige Netzwerksitzungen stattfinden. Bei der Hälfte der zehn 

beteiligten Träger waren 2019 Mitarbeitende mit eigener Fluchtgeschichte beschäftigt. 

 

Auf Bezirksebene gab es ebenfalls Aktivitäten, um die Partizipation im Verwaltungshandeln zu 

erhöhen. So hat das Bezirksamt Mitte beispielsweise bei der Erstellung seiner Förderleitlinien 

für die Ausschreibung der Integrationsfondsmittel für die Jahre 2020/2021 die 

Stellungnahmen geflüchteter Menschen, sowie des Migrationsbeirates eingeholt und bei der 

Erstellung der Förderschwerpunkte einbezogen.  

 

Ehrenamtlicher Einsatz wird nicht nur finanziell unterstützt  
 

                                                             
37 Maßnahme 7.1.1. 
38 Maßnahme 5.14.3. 
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Das ehrenamtliche Engagement der Akteurinnen und Akteure der Stadtgesellschaft ist ein 

wichtiger Motor für die Teilhabe Geflüchteter. In den Jahren 2015 und 2016 haben die 

Ehrenamtlichen und Helfenden viel aufgefangen, da die öffentlichen Strukturen durch die 

Steigerung der Anzahl Neuankommender stark angespannt waren.  

 

Im Berichtszeitraum haben die ehrenamtlichen Unterstützerinnen und Unterstützer weiterhin 

mittels ihrer Netzwerke und Initiativen Geflüchteten den Zugang zu Angeboten der Teilhabe, 

Beratung und Betreuung außerhalb der Verwaltungslogik geöffnet und damit die Angebote 

der Verwaltung ergänzt. Durch dieses ehrenamtliche Engagement wurde vielerorts eine 

soziale Verbundenheit zwischen neuen und bereits länger angesiedelten Nachbarn 

geschaffen und gestärkt. Diese ehrenamtliche Arbeit wurde durch die Senatsverwaltungen 

und Bezirke vielerorts fachlich begleitet und unterstützt.  

 

Die Stärkung des Ehrenamts  

Ein wichtiger Bestandteil der Förderung des ehrenamtlichen Einsatzes stellt das 

Beratungsforum Engagement für Geflüchtete (BfE) dar39. Das von der 

Landesfreiwilligenagentur geleitete Forum verfolgt die Aufgabe, die Arbeit des LAF, im Sinne 

eines ergänzenden zivilgesellschaftlichen Projekts – durch den Einsatz von Ehrenamtlichen in 

Unterkünften zu unterstützen. Insbesondere unterstützt und begleitet das BfE die dortigen 

Ehrenamtskoordinierenden, schafft Gelegenheiten für Information und Austausch und stärkt 

die fachliche Arbeit bzw. die Vernetzung unter den Ehrenamtskoordinierenden. 

 

Die Durchführung von Qualifikationsveranstaltungen sowie die Fortsetzung der etablierten 

Austauschformate wie beispielsweise die inhaltliche und strukturelle Vorbereitung von 

Austauschrunden mit Berliner Behörden, insbesondere Treffen der Willkommensinitiativen mit 

dem Staatssekretär für Integration, der Aufbau und die Durchführung von strukturierten 

Austauschtreffen der Berliner Initiativen, die Durchführung von Veranstaltungen und 

Schulungen zum Asylrecht sind wichtige Angebote auf stadträumlicher und landesweiter 

Ebene mit fachpolitischen und zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren.  

 

Im Jahr 2019 wurden durch das BfE zwölf berlinweite und sechs regionale Veranstaltungen 

zur fachlichen Qualifizierung und zum Austausch und zur Reflexion von Arbeitsmethoden, 

Arbeitsumständen und guter Praxis durchgeführt. Weiterhin wurden vier Werkstätten, acht 

Module zur tätigkeitsbegleitenden Qualifizierung „Freiwilligenkoordination BfE“40 und jeweils 

fünf bis sechs Jour Fixe pro Region41 durchgeführt. Thematisch wurden durch das BfE im Jahr 

2019 insbesondere die Felder Qualität der Arbeit, Partizipation von Geflüchteten und 

Beschwerdemanagement sowie demokratisches Engagement und Herausforderung in der 

Arbeit mit Ehrenamtlichen aufgegriffen. Damit bietet das BfE eine fachliche Unterstützung für 

Freiwillige, die sich engagieren.  

 

Neuen Zielgruppen Zugänge zum Engagement zu eröffnen - auch für geflüchtete Menschen - 

ist ein wichtiger Aspekt der Berliner Engagementpolitik. Die Senatskanzlei fördert den 

flächendeckenden Aufbau einer engagementfördernden Infrastruktur. Durch diese sollen 

Informationen zum freiwilligen Engagement weiter verteilt werden, Personen, die an einem 

Engagement Interesse haben, sollen ausreichend Beratung erhalten und bereits freiwillig 

Engagierte sollen bei ihrem Engagement besser begleitet werden. Eine wichtige Säule der 

engagementfördernden Infrastruktur ist hierbei der Auf- und Ausbau von Freiwilligenagenturen 

in den Bezirken42. Im Jahr 2019 riefen elf von zwölf Bezirken Gelder bei der Senatskanzlei 

zum Auf- oder Ausbau einer Freiwilligenagentur ab. Ab dem Jahr 2021 sind die Mittel für die 

Förderung einer Freiwilligenagentur in die Globalsumme der Bezirke überführt worden. 

 

                                                             
39 Maßnahme 7.1.7. 
40 127 Teilnehmende, davon 12 mit Abschlusszertifikat zum Jahresende 2019, wurde zu 47% von Neueinsteigenden und zu 53% 

von Ehrenamtskoordinierenden besucht. 
41 Davon zwei ohne thematische Vorgaben, insgesamt 126 Teilnehmende, durchschnittlich acht Teilnehmende. 
42 Zu den anderen Säulen gehören zum Beispiel die Stadtteilzentren, Mehrgenerationenhäuser, Seniorentreffpunkte usw.  



UMSETZUNGSBERICHT GESAMTKONZEPT INTEGRATION UND PARTIZIPATION GEFLÜCHTETER 2019 

 

26 
 

Auch die Bezirksämter leisten einen wichtigen Beitrag zur Förderung und zur Stärkung 

Ehrenamtlicher. Im Berichtszeitraum haben die Bezirksämter acht Projekte mit diesem Ziel 

finanziert. So unterstützt zum Beispiel das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf ein Beratungsprojekt 

zugunsten ehrenamtlicher Engagierter zu den Themen des Asyl- und Aufenthaltsrechts. 

Ebenso wird mit dem Projekt „Zukunftstage“ die Vernetzung der Haupt- und Ehrenamtlichen 

sowie der unterschiedlichen Fachbereiche auf Bezirks- und Senatsebene in Charlottenburg-

Wilmersdorf unterstützt.  

 

Ein weiteres Beispiel für die fachliche Begleitung von Ehrenamtlichen ist im Landesprogramm 

Mentoring zu finden43. In dem von der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 

geförderten Landesprogramm Mentoring unterstützen ehrenamtlich tätige Mentorinnen und 

Mentoren, darunter 236 Personen mit Migrationshintergrund, Auszubildende dabei, die 

Herausforderungen in Betrieb und Berufsschulen zu meistern, eigene Fähigkeiten 

weiterzuentwickeln und gesteckte Ziele zu verfolgen. Eine Reihe der unterstützten 

Auszubildenden (Mentees) haben einen Fluchthintergrund44. Diese haben weitreichende 

Unterstützungsbedarfe, welche die Kapazitäten ehrenamtlich tätiger Mentorinnen und 

Mentoren zum Teil übersteigen und nicht von den Akteuren im dualen System aufgefangen 

werden können. Hierzu gehören z. B. der Bedarf an zusätzlicher (berufsbezogener) 

Sprachförderung, asyl- und aufenthaltsrechtliche Fragestellungen oder soziale und 

psychische Probleme (z. B. psychische Belastungen, Wohnsituation). Um dieser Situation 

besser gerecht zu werden, wurde im Landesprogramm Mentoring ermöglicht, Mentees mit 

besonderen Unterstützungsbedarfen durch zwei Mentoren bzw. Mentorinnen zu begleiten. Des 

Weiteren haben sich projektübergreifende Arbeitsgruppen gebildet. Auf diese Weise wird in 

der Arbeitsgemeinschaft Sprachförderung an einem Leitfaden für Mentorinnen und Mentoren 

zum Umgang mit Sprachproblemen in den Mentoraten gearbeitet. Die Arbeitsgemeinschaft 

Digitalisierung erarbeitet wiederum, wie digitale Medien im Mentoring stärker genutzt werden 

können. Zusatzmodule zu den Themen „Konflikte kultursensibel und konstruktiv lösen“, 

psychische Probleme während der Ausbildung oder Umgang mit traumatisierten Menschen 

werden angeboten.  

 

Auch das Projekt „Wertedialog“ der Stiftung SPI/Mobiles Beratungsteam hilft mit Beratungen 

und Fortbildungen ehrenamtlich engagierten Bürgerinnen und Bürgern, die mit Geflüchteten 

arbeiten45. Beim Projekt MILES des Bildungs- und Sozialwerk des Lesben- und 

Schwulenverbandes Berlin-Brandenburg (BLSB) liegt der Fokus auf der Unterstützung von 

LSBTI - Geflüchteten46. Neben dem unmittelbaren hauptamtlichen Wirken steht die 

Qualifizierung und Koordinierung von zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren im 

Rahmen des „Mentor*innenprogramms“ im Mittelpunkt. 

 

Das Engagement von Geflüchteten 

Das ehrenamtliche Engagement geflüchteter Menschen ist ein wichtiger Schritt zur 

gesellschaftlichen Teilhabe, weshalb die Förderung des Ehrenamts ein Fokus des Senats und 

der Bezirke ist. 

 
Im Rahmen des #FARBENBEKENNEN- Awards zeichnet die Senatskanzlei gesellschaftlich 

besonders engagierte geflüchtete Menschen mit dem Schwerpunkt unternehmerisches 

Engagement aus47. 2019 wurde der Jurypreis an das Projekt Lawrence verliehen. Lawrence ist 

ein Restaurant und Kulturzentrum, das sich für die Begegnungen über die Sprache der Kunst 

engagiert. Neuankommende werden aktiv in das Geschehen eingebunden. So arbeiten in der 

Küche und im Service vor allem Geflüchtete oder Menschen mit Migrationshintergrund. 

 

                                                             
43 Maßnahme 5.2. 
44 Der Fluchthintergrund wird dabei in der regulären Statistik nicht direkt erhoben und ist lediglich über die Herkunftsländer der 

Mentees indirekt zu erschließen. Deshalb wurde im Mai 2019 eine Befragung der Projekte durchgeführt, die ergab, dass von 
den 362 Mentees im Landesprogramm Mentoring 239 (66 %) einen Migrationshintergrund und 119 (33 %) einen 
Fluchthintergrund hatten. 

45 Vgl. auch Seite 56. 
46 Maßnahme 8.11. 
47 Die Liste der Preisträgerinnen und -träger ist unter https://farbenbekennen.de/ abrufbar. 

https://farbenbekennen.de/
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Das Engagement geflüchteter Menschen bietet die Möglichkeit, dass sie ihre eigene 

Erfahrung bei ihrer Arbeit einfließen lassen können, um z. B. als Multiplikatorinnen und 

Multiplikatoren andere Geflüchtete zu betreuen. Ein Beispiel für die erfolgreiche Arbeit mit 

Geflüchteten als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren ist das Projekt „Family Guides“ des 

Bezirksamts Pankow. Im Rahmen des Projekts beraten Ehrenamtliche mit Fluchterfahrung 

geflüchtete Familie im Bezirk. Die kultursensible und mehrsprachige Beratung umfasst die 

Themen Erziehung, Bildung und Gesundheit, Qualifizierung der Teilnehmenden mit dem Ziel, 

Kenntnisse über die Angebote und Leistungen des Regelsystems zu vermitteln und die 

Integration im Sozialraum zu ermöglichen.  

 

Auch im Rahmen der Umsetzung der Maßnahmen der Gesundheitsverwaltung erfolgt der 

Einsatz von geflüchteten Menschen als Ehrenamtliche und Multiplizierende. Sie haben zum 

Beispiel bei Informationsständen oder bei der Verteilung von Flyern unterstützt. Besonders der 

Einsatz von Geflüchteten als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren hat dazu geführt, dass die 

Zahl der Nutzenden zum Teil stark gestiegen ist. Das von der für Frauen und Gleichstellung 

zuständigen Verwaltung geförderte Projekt Space2Grow48 (Träger: Lila Offensive e.V.) bietet 

so speziell für geflüchtete Frauen Workshops zu den Themenbereichen Familienplanung und 

Frauengesundheit an. Eine Besonderheit des Ansatzes dieses Projektes ist die Tatsache, dass 

die Angebote von Frauen mit eigener Fluchterfahrung durchgeführt werden, und somit eine 

klientinnennahe Perspektive der Unterstützung verfolgen. Inzwischen konnte der Trainerinnen-

Pool auf 12 Frauen erweitert werden.  

 

Engagement im Sport 

Im Bereich Sport engagieren sich proportional viele Geflüchtete. Wenn man die regelmäßig 

an den Projekten teilnehmenden Personen als Basis heranzieht, so haben 6,9% der dort 

sportlich aktiven Geflüchteten sich entsprechend in den Vereinsstrukturen engagiert. Hierbei 

handelt es sich um ein sehr gutes Ergebnis, wenn man dies mit dem Anteil Engagierter im 

gesamten deutschen Sport vergleicht. Dieser liegt bei ca. 6,1% der Vereinsmitglieder49. Die 

Qualifizierung für das Ehrenamt findet z. B. über Angebote zur Ausbildung als Übungsleiterin 

bzw. als Übungsleiter sowie zur Schiedsrichterin bzw. zum Schiedsrichter statt. Der 

Landessportbund Berlin und der Berliner Fußball-Verband haben 2019 insgesamt fünf Kurse 

angeboten. An den Qualifizierungsangeboten des Landessportbundes nahmen 26 Personen, 

an den Angeboten des Fußball-Verbandes ca. 65 Personen teil.  

 
2019 unterstützten fünf Integrations-Coaches Sportvereine bei der Integration von 

Geflüchteten und berieten Geflüchtete zu den Angeboten des Berliner Sports50. Da 

Geflüchtete nicht mehr in dem Maße wie in den vergangenen Jahren in 

Gemeinschaftsunterkünften leben, hat die aufsuchende Arbeit einen höheren Stellenwert bei 

den Sportvereinen erhalten. Dies erfordert seitens der Projektträger im Bereich Sport ein 

größeres Engagement, damit weiterhin viele Geflüchtete aktive Mitglieder der Vereine 

werden. Zur Öffentlichkeitsarbeit für alle Berliner Integrationsprojekte und um Geflüchtete und 

Sportvereine zusammenzubringen, wurde die Seite www.sportbunt.de weiterentwickelt. Die 

Internetseite bietet verschiedene Informationen zum Sport in Berlin, Videos zur Erklärung des 

Vereinssports in Deutschland, Interviews mit Trainerinnen und Trainern und Sportlerinnen und 

Sportlern sowie aktuelle Nachrichten in verschiedenen Sprachen an. Über eine interaktive 

Karte können interessierte Geflüchtete passende Angebote finden. Die Online-Plattform wird 

durch mehrere Broschüren ergänzt. 

 

 

                                                             
48 Maßnahme B. 1.2.  
49 Im Jahr 2016 lag der Anteil bei 6,1% (1.684.400 Ehrenamtliche bei ca. 27.520.141 Vereinsmitgliedern). 
50 Maßnahme 7.2.2. 
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Die interkulturelle Öffnung bzw. 
migrationsgesellschaftliche 
Ausrichtung der Verwaltung 
 

Die migrationsgesellschaftliche Ausrichtung der Berliner Verwaltung stellt eine 

ressortübergreifende Aufgabe der Verwaltung bei der Umsetzung des Gesamtkonzepts dar. 

Die migrationsgesellschaftliche Ausrichtung ist von besonderer Bedeutung für die Integration 

und die Partizipation Geflüchteter. Die Berliner Behörden sollen ihre Aufgabenwahrnehmung 

bedarfs- und zielgruppengerecht ausrichten und dabei sensibel für die Perspektiven und 

Anliegen Geflüchteter sein. Dies kann u. a. bei der Einstellung von neuem Personal, der 

Verwendung verständlicher Sprache sowie der Berücksichtigung der Bedarfe der Zielgruppe 

bei der Konzeption von Maßnahmen und Programmen erfolgen. Im folgenden Abschnitt 

werden verschiedene Maßnahmen des Landes Berlins zur migrationsgesellschaftlichen 

Ausrichtung der Verwaltung dargelegt, in denen Geflüchtete als Zielgruppe mitgedacht, aber 

nicht immer explizit genannt werden. 
 

Die Novellierung des Partizipations- und 
Integrationsgesetz des Landes Berlin 
 

Im Jahr 2019 hat die Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und Migration auf 

Basis einer externen Evaluation der Gesetzesumsetzung einen Prozess der Novellierung des 

Partizipations- und Integrationsgesetzes des Landes Berlin (PartIntG) begonnen. Daraus ist 

ein überarbeiteter Gesetzesentwurf mit dem Namen „Gesetz zur Förderung der Partizipation 

in der Migrationsgesellschaft“ (PartMigG) entstanden, welcher die Partizipation und 

Durchsetzung der Teilhabe aller Berlinerinnen und Berliner mit Migrationsgeschichte – 

darunter auch Geflüchtete – verbessern soll. Das PartMigG verfolgt drei Hauptziele: 

 

‒ der öffentliche Dienst des Landes Berlin richtet sich auf die Gegebenheiten der 

Berliner Migrationsgesellschaft aus; 
‒ die Repräsentanz von Beschäftigten mit Migrationshintergrund im öffentlichen Dienst 

soll gemäß ihrem Anteil an der Berliner Bevölkerung erhöht werden und 

‒ die die Partizipation fördernden Strukturen auf Landes- und Bezirksebene werden 

gesichert und weiterentwickelt und Personen mit Migrationsgeschichte und ihre 

zivilgesellschaftlichen Organisationen werden gefördert, eingebunden und unterstützt. 

 

Durch die Überarbeitung des Gesetzes werden Instrumente und Begrifflichkeiten eingeführt, 

um die genannten Ziele des Gesetzes besser zu erreichen. 

 

So soll beispielsweise im Berliner „Landesbeirat für Integrations- und Migrationsfragen“, der 

u. a. Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Berliner Partizipations- und Teilhabepolitik 

erarbeitet, ein Sitz für eine Selbstvertretung Geflüchteter eingerichtet werden. Dadurch 

können die Anliegen, Perspektiven und Bedarfe geflüchteter Menschen besser in die 

Landespolitik und Verwaltung eingebracht werden. Auch in den durch die Novelle verankerten 

bezirklichen Beiräten können und sollen Geflüchtete vertreten sein und sich beteiligen können. 

 

Diversity Leitbild des Landes Berlin  
 

Am 13. August 2019 wurde das in Federführung der Senatsverwaltungen für Justiz, 

Verbraucherschutz und Antidiskriminierung, für Integration, Arbeit und Soziales und für 

Finanzen vorgelegte Leitbild „Weltoffenes Berlin – chancengerechte Verwaltung“ durch den 

Senat zur Kenntnis genommen. Ziel des Leitbildes ist es, die Vielfalt in der Berliner Verwaltung 

aktiv zu gestalten und jeglicher Diskriminierung in der Berliner Verwaltung entschieden 
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entgegenzutreten. Das Leitbild regt folgende Maßnahmen an, um das Leitbild innerhalb der 

Verwaltung und des Landes Berlin bekannt zu machen und dieses mit Leben zu füllen: 

  

‒ Angebote der LADS-Akademie und der Verwaltungsakademie, um die 

Verwaltungsmitarbeitenden zu sensibilisieren und die Verwaltungsstrukturen zu 

verändern, werden ausgeweitet sowie Stärkung der Angebote zur Sensibilisierung für 

Vielfalt im Rahmen der Ausbildung oder des Praktikums von Mitarbeitenden. 

‒ die Sprache, in der Stellenausschreibungen verfasst sind, wird mit dem Ziel geprüft, 

diese inklusiv und ansprechend für verschiedene Gruppe zu machen. 

‒ es wird geprüft, ob die gewünschten Zielgruppen tatsächlich von den 

Verwaltungsangeboten erreicht werden und ggf. werden die Angebote oder die 

Ansprachen angepasst (z. B. allgemeine Verständlichkeit von Verwaltungssprache in 

Schreiben und Bekanntmachungen; diversitätsgerechte Bildsprache bei Angeboten, 

Programmen, Kampagnen; Berücksichtigung verschiedener Ausgangslagen beim 

Zugang zu Verwaltungsangeboten). 

 

Die Landesstelle für Gleichbehandlung – Gegen Diskriminierung und die Beauftragte des 

Senats von Berlin für Integration und Migration unterstützen gemeinsam die Mitarbeitenden 

der Berliner Verwaltung mit Schulungen, Beratungen und Begleitung von Prozessen zu den 

Themen Diversity / Interkulturelle Öffnung. 

 

2019 hat das Referat „Diversity und Chancengleichheit“ der Abteilung Antidiskriminierung 

der Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung einen neuen 

Schwerpunkt auf den Bereich Geflüchtete in Berlin gelegt. Mit Blick auf die Bedarfe 

Geflüchteter wurde ein Vorhaben konzipiert, das sowohl die Sensibilisierung von 

Mitarbeitenden in der Berliner Verwaltung für die besonderen Bedarfslagen Geflüchteter als 

auch das Empowerment der Geflüchteten vorsieht. Darin soll der Fokus auf die Diversity-

Kompetenz in den Berliner Sozialämtern im Hinblick auf die besonderen Bedarfe Geflüchteter 

gelegt werden.  

 

Das bereits 2014 im Kontext des 2. Gleichstellungspolitischen Rahmenprogramms von der für 

Frauen und Gleichstellung zuständigen Senatsverwaltung entwickelte und beschlossene 

Leitbild „Gleichstellung im Land Berlin“ regelte auch 2019 als Orientierungsrahmen die 

Berücksichtigung von Frauen- und Gleichstellungspolitik als Querschnittsaufgabe in allen 

Ressorts der Hauptverwaltung und in den Bezirken Berlins. Die gleichstellungspolitische 

Perspektive des Leitbilds ist somit für den intersektionalen Ansatz der gleichberechtigten 

Teilhabe geflüchteter Menschen relevant, da hierdurch gerade auch geflüchtete Frauen 

unterstützt werden.51 

 

Die Förderung der interkulturellen Öffnung in der 
allgemeinbildenden Schule 
 

Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Berliner Schule ist in § 12 Abs. 4 des 

Schulgesetzes für Berlin als eine besondere Bildungs- und Erziehungsaufgabe der Schule 

verbindlich festgeschrieben. Dabei handelt sich um eine Querschnittsaufgabe, die deshalb 

Teil der Philosophie jeder Schulgemeinschaft ist52. 
 

Anteil des pädagogischen Personals mit Migrationshintergrund erhöhen 

Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie hat im Jahr 2010 das Berliner Netz- 

werk für Lehrkräfte mit Migrationshintergrund „VIELFALT BILDET BERLIN“ initiiert53. Das 

Netzwerk unterstützt und berät Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund bei ihrer 

                                                             
51 Weitere Informationen: https://www.berlin.de/gleichstellung-weiter-denken/leitbild/ 
52 Kultusministerkonferenz, „Interkulturelle Bildung und Erziehung in der Schule“, Berichte der Länder über die Umsetzung des 

Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 25. Oktober 1996 in der Fassung vom 5. Dezember 2013, Stand 11. Mai 2017, 
S. 10. 

53 Maßnahme 4.7.5. 
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Studienwahl, beim Studium, im Vorbereitungsdienst und begleitet ihre Tätigkeit als Lehrkraft. 

Neben seinen Beratungstätigkeiten z. B. bei Berufs- und Orientierungstagen an Schulen sowie 

auf Studienmessen richtet es in Kooperation mit den vier lehrkräftebildenden Berliner 

Universitäten den jährlich stattfindenden „Zukunftscampus. Neue Lehrkräfte für Berlin“ aus. 

Die Veranstaltung bietet Schülerinnen und Schülern die Möglichkeit, sich mit dem 

Lehramtsstudium und dem Berufsfeld Lehrkraft vertraut zu machen und sich über 

Zulassungsmodalitäten sowie Studienfinanzierungsmöglichkeiten zu informieren54. Am 

Zukunftscampus 2019 nahmen über 150 Schülerinnen und Schüler teil. Das Netzwerk hat 

zudem das „Become-A-Teacher-Programm“ eingerichtet. Im Rahmen dieses Projekts 

informiert es die am Programm teilnehmenden Schülerinnen und Schüler mit 

Migrationshintergrund ab Klasse 10 ein Jahr lang über das Lehramtsstudium an den Berliner 

Universitäten und den Beruf Lehrerin oder Lehrer.  

 

Qualifizierung des pädagogischen Personals zu den Themen der interkulturellen Bildung 

und Erziehung 

Für die Lehrkräfte an Berliner Schulen steht seit 2019 die Handreichung für das übergreifende 

Thema Interkulturelle Bildung und Erziehung zur Verfügung, die Unterstützung und 

Anregungen für die Gestaltung einer Schulkultur bietet, die Vielfalt einbezieht. Diese wurde 

zusammen mit dem Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg und dem 

Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg erarbeitet55. In der 

Handreichung werden Beispiele aus Berliner und Brandenburger Schulen vorgestellt. 

Erläuterungen und Ergänzungen durch aktuelle Beispiele und Angebote erfolgen durch den 

Fachbrief Interkulturelle Bildung und Erziehung, der zudem Anregungen für eine 

migrationsgesellschaftlich ausgerichtete Unterrichts- und Schulentwicklung gibt. Diese 

Fachbriefe veröffentlicht die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie bereits seit 

September 2009.56 

 

Aus einer Initiative der Länder ist 2017 die Handreichung „Neue Nachbarinnen und Nachbarn 

– Wie kann unsere Schule auf die Herausforderungen der weltweiten Flucht reagieren“ 

entstanden57. Sie bietet Schulen eine Orientierung, wie eine Auseinandersetzung mit dem 

Thema Flucht in der Schule aussehen kann und gibt eine strukturierte Grundlage für die 

Moderation einer Gesamtkonferenz an Schulen.  

 

Neben weiteren speziellen Angeboten für die Lehrkräfte, die in den Willkommensklassen 

eingesetzt sind, stehen Lehrkräften auch Fortbildungsangebote u. a. zu den Themen Politische 

Bildung, Diversity/Interkulturelle Bildung, Umgang mit traumatisierten Kindern und 

Jugendlichen, Spracherwerb, Sprachsensibler Unterricht zur Verfügung58. Diese werden vor 

allem durch die regionale Fortbildung und durch das Zentrum für Sprachbildung angeboten. 

 

2019 konnten 113 Ausbilderinnen und Ausbilder des Vorbereitungsdienstes im Bereich 

interkulturelle Bildung und Erziehung qualifiziert werden. Dies ist ein Anstieg gegenüber 2018, 

wo 78 Personen qualifiziert wurden. Das Angebot richtet sich an Seminarleitungen und 

Fachseminarleitungen. Während die Fachseminarleitungen als Lehrkräfte auch das Angebot 

der Fortbildung nutzen können, steht den Seminarleitungen nur dieses Angebot zur Verfügung. 

Organisiert wird das Qualifizierungsangebot von der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 

und Familie. Die Mittel reichen i. d. R. für 5 verschiedene Qualifizierungsmaßnahmen pro 

Jahr. Diese richten sich überwiegend am Bedarf der Seminarleitungen aus. Dazu gibt es gibt 

eine Zusammenarbeit mit verschiedenen externen Experten. Bezogen auf die 

                                                             
54 https://www.zukunftscampus-berlin.de/  
55 https://bildungsserver.berlin-

brandenburg.de/fileadmin/bbb/themen/interkulturelle_bildung/Handreichungen/Handreichung_Interkulturelle_Bildung_und_
Erziehung_2019.pdf 

56 https://www.berlin.de/sen/bildung/schule/foerderung/sprachfoerderung/fachinfo/ 
57 https://bildungsserver.berlin-

brandenburg.de/fileadmin/bbb/themen/interkulturelle_bildung/Gesamtkonferenz_Flucht_Moderationsheft_2017.pdf 
58 Maßnahme 4.7.4.  

https://www.zukunftscampus-berlin.de/
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Seminarleitungen haben 2019 alle (100 %) an einer Qualifizierungsmaßnahme im Bereich 

interkultureller Bildung und Erziehung teilgenommen. 

 

Service-Stelle für Diversity, Integration und Inklusion im Servicezentrum der Berliner 

Volkshochschulen / Verbund der Berliner Volkshochschulen 

Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie bietet für alle Dozentinnen und 

Dozenten der Berliner Erwachsenenbildung Fortbildungen an, u. a. zum Themenkomplex 

„interkulturellen Bildung und Erziehung“. Im Jahr 2019 haben Fortbildungen mit folgenden 

Titeln stattgefunden: „Eine Frage der Haltung – Partizipation in der Bildungsarbeit“, 

„Teilnehmeraktivierende Lehrmethoden“, „Diversitätsbewusste Antidiskriminierungsarbeit“, 

„DaZ geht alle an! Unterricht sprachsensibel gestalten“, „Interkulturell-didaktische 

Fortbildung zu einem gelassenen und produktiven Umgang mit alltäglichen und besonderen 

Kurssituationen“, „Interkulturelle Kompetenz: Ressourcen des interkulturellen Dialogs 

entdecken und für den Unterricht aufbereiten“.  

 

Seit 2018 gibt es die Materialien: „Vielfalt leben“ welche gemeinsam von den Berliner 

Volkshochschulen und dem Hueber Verlag erarbeitet wurde: das erste professionell 

entwickelte Material, das Fragen und Antworten zu (Anti-) Diskriminierung, LSBTI, (Anti)-

Rassismus für die Niveaustufen A1 - A2 in DaZ Kursen (Deutsch als Zweitsprache) aufbereitet.  

2019 hat die (damalige) Geschäftsstelle Integration, Inklusion und Diversität (seit 2020 

Bereich Diversität, Integration und Inklusion im Servicezentrum der Berliner Volkshochschulen) 

vier Fortbildungen zur Anwendung der Materialien „Vielfalt Leben“ angeboten- zwei für 

DaZ/DaF Kursleitungen und zwei für Ehrenamtliche, die Deutsch unterrichten oder beim 

Deutschlernen unterstützten. Die Fortbildung für Ehrenamtliche wurde in Kooperation mit den 

jeweiligen Integrationsbüros (Bezirksamt Mitte und Bezirksamt Treptow-Köpenick) angeboten. 

Die Fortbildungen richteten sich an alle DaZ-Dozentinnen und -Dozenten, waren 

praxisorientiert und teilnehmendenzentriert. Ziel der Fortbildungen war es, die Dozentinnen 

und Dozenten für unterschiedliche Diskriminierungsformen zu sensibilisieren, auf 

Unsicherheiten und Fragen in Bezug auf die Themen im Heft einzugehen und sich in 

praktischer Auseinandersetzung mit einzelnen Einheiten des Heftes auf dessen Einsatz im 

Unterricht vorzubereiten. Außerdem hat die Geschäftsstelle in Zusammenarbeit mit der 

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales und in Kooperation mit der 

Volkshochschule Berlin Mitte eine zweitägige praxisorientierte Fortbildung für Ehrenamtliche 

organisiert. In der Fortbildung ging es um eine Einführung in die Methodik und Didaktik des 

Deutschunterrichts. 

 

Zusammen mit „Arbeit und Leben e.V.“ hat die Geschäftsstelle zudem eine 

„Multiplikator*innenschulung“ für DaZ/DaF-Lehrkräfte an den Berliner Volkshochschulen zu 

„Gute Arbeit für geflüchtete Menschen“ konzipiert, wo es um Arbeitsausbeutung und 

Arbeitsschutz für geflüchtete Menschen ging. Die Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle haben 

auf der Bundesfachkonferenz Kulturelle Bildung, „Ich sehe was Du nicht siehst“ zum Thema, 

„Inklusion an der Berliner Volkshochschulen“ vorgetragen und Erfahrungen aus dem Berliner 

Raum bundesweit weitergegeben. An der Tagung haben hauptpädagogische Mitarbeitende 

aus Volkshochschulen bundesweit teilgenommen. 

 

Gewährleistung und Erhöhung der 
migrationsgesellschaftlichen, interkulturellen und 
Diversitykompetenz der Dienstkräfte der Polizei Berlin  
 

Die Polizei Berlin ist einer der größten Arbeitgeber der Stadt. Die Polizei wird von der 

Bevölkerung als Vertreterin des Staates wahrgenommen, differenziert beobachtet und 

bewertet. Das Handeln und die Wertvorstellungen der einzelnen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter werden dabei nicht selten mit der Einstellung der vermeintlichen 

Mehrheitsgesellschaft gleichgesetzt. Unter diesem Gesichtspunkt kommt dem Erkennen und 
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Berücksichtigen migrationsgesellschaftlicher Belange im Einsatzgeschehen und im Kontakt mit 

den Bürgerinnen und Bürgern eine vorbildhafte Bedeutung zu59. 
 

Es ist für die Polizei Berlin seit vielen Jahren ein wichtiges Anliegen, die Themen Interkulturelle 

Kompetenz, Prävention, Netzwerkarbeit und Diversity voranzutreiben. Mit dem Beginn deutlich 

steigender Flüchtlingszahlen wurde diese Arbeit ausgeweitet. Geflüchtete Menschen sind 

besonders von Hasskriminalität betroffen. Den Betroffenen muss Unterstützung und 

Verbundenheit gezeigt werden, zugleich muss den Tätern klar und unmissverständlich die 

Strafbarkeit ihres Handelns verdeutlicht werden. Diese Straftaten werden von den unmittelbar 

Geschädigten als besonders gravierend empfunden und gefährden das friedliche 

Zusammenleben aller Bevölkerungsteile. Die Verhinderung und Aufklärung dieser Taten 

erfordern von der Polizei ein hohes Maß an migrationsgesellschaftlichem Fachwissen und 

Einfühlungsvermögen. 

 

Die Polizei Berlin entwickelte auf die Bedarfe der Geflüchteten zugeschnittene Maßnahmen 

und begann bereits Ende 2015/Anfang 2016 mit deren Umsetzung. Im Rahmen des 

Monitorings zum Masterplan für Integration und Sicherheit erfolgte die stetige Fortentwicklung 

der migrationsgesellschaftlichen Kompetenz der Polizei und eine ressortübergreifende 

Abstimmung zu den Maßnahmen der Polizei.  

 

Ein wesentliches Element stellen spezielle Veranstaltungen in der Aus- und Fortbildung dar60. 

Diese werden angeboten, um das Wissen über Herkunft der Geflüchteten, Fluchtursachen und 

den Ablauf des Asylverfahrens zu vermitteln. Damit soll möglichen Vorurteilen und 

Ressentiments vorgebeugt werden. Das Thema Sensibilisierung und Professionalisierung des 

Umgangs von Dienstkräften der Polizei mit Geflüchteten wird im Rahmen der 

Lehrveranstaltung „Viktimologie“ bearbeitet. Im Bereich der Ausbildung des mittleren 

Polizeivollzugsdienstes ist dieses Modul verpflichtend für die Absolventen des ersten 

Semesters. Das Themenfeld Interkulturelle Kompetenz im Polizeidienst findet sowohl als 

dreitägiges Seminar im Lehrplan des mittleren Dienstes als auch im Rahmen der Fortbildung 

seinen Niederschlag. 

 

Im Rahmen des Studiums an der Hochschule für Wirtschaft und Recht erfolgt im Fach 

Berufsethik eine Sensibilisierung zum Thema Diversity. Dies beinhaltet auch den Umgang mit 

Geflüchteten. Weiter wird das Wertesystem des Grundgesetzes aus gesellschaftlicher und 

rechtlicher Perspektive behandelt. Hier werden neben der Pflicht zur Gleichbehandlung auch 

berufsethische Aspekte thematisiert wie das Rechtsstaatsprinzip im Wertekontext des 

Grundgesetzes und die Bedeutung für das polizeiliche Handeln. Darüber hinaus ist das 

Thema Migration und Integration ein Bestandteil des Studiums, in dem die Diversität in der 

Gesellschaft unter Berücksichtigung aktueller Diskriminierungsphänomene besprochen wurde. 

Ebenso wurde die Problematik des „Racial Profiling“ kritisch diskutiert und präventive 

Maßnahmen besprochen. 

 

In der Fortbildung wurden in den zurückliegenden Jahren praxisnahe Seminare, 

Begegnungsveranstaltungen sowie Projekttage in Zusammenarbeit mit der Beauftragten des 

Berliner Senats für Integration und Migration, der Landesstelle für Gleichbehandlung - gegen 

Diskriminierung und in Kooperation mit Migrationsorganisationen durchgeführt. 

 

Das Lernen von Fremdsprachen ist fester Bestandteil in der Aus- und Fortbildung. Es wird auf 

die Einstellung von mehrsprachigen Mitarbeitenden, insbesondere Muttersprachlerinnen und 

Muttersprachlern geachtet. Außerdem werden Formulare in verschiedene Sprachen übersetzt. 

Als interne Maßnahme wurde eine AG Prävention und Flüchtlinge unter Federführung des 

Landeskriminalamtes eingerichtet61. Von dieser werden Informationsangebote zur 

Verhinderung von Gewalt und Kriminalität entwickelt. Neun teils mehrsprachige 

                                                             
59 Landeskriminalamt – Zentralstelle für Prävention, Ansprechpartner der Polizei Berlin für interkulturelle Aufgaben, Konzept und 

Aufgabenbeschreibung, Mai 2014, S.3. 
60 Maßnahme 9.1.3. 
61 Maßnahme 9.1.8. 
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Präventionspublikationen der Polizei Berlin und weitere Informationsangebote des Programms 

Polizeiliche Kriminalprävention (ProPK) sowie anderer Behörden, Institutionen und NGO-

Netzwerkpartnern wurden regelmäßig zur Verteilung genutzt.  

 

Anpassungen der gesundheitlichen Regelversorgung  
 

Die gesundheitliche Versorgung in der Migrationsgesellschaft Berlins hat sich bereits in vielen 

Bereichen auf die Vielfalt und die Mehrsprachigkeit der Stadt Berlin eingestellt. Die 

Beschäftigten im Berliner Gesundheitssystem zeichnen sich durch eine hohe Diversität aus; 

auch die Sprachkompetenzen von niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten sowie 

Psychotherapeutinnen und –therapeuten konnten ausgebaut werden62. Gleichwohl sind die 

vielfältigen gesundheitlichen Akteure auch weiterhin dazu aufgerufen, die Partizipation von 

Menschen mit Flucht- und Migrationsgeschichte im Rahmen ihrer Leistungserbringung sowie 

als Beschäftigte in den Einrichtungen zu verbessern. 

 

Die Inklusion der geflüchteten Menschen in die Versorgungsstrukturen des 

Gesundheitssystems ist ein komplexer und vielschichtiger Prozess. Einrichtungen stehen vor 

der Herausforderung, sich auf die zunehmende Komplexität und Sprachenvielfalt einzustellen. 

Geflüchtete, gerade neu Ankommende, finden sich oftmals ohne entsprechende 

Unterstützung noch nicht gesundheitlichen Versorgungssystem zurecht.  

 

Durch den Anstieg neu ankommender Asylbegehrender in Berlin seit Ende des Jahres 2014 

wurde deutlich, dass die Inklusion in die Strukturen der gesundheitlichen Versorgung von 

geflüchteten Menschen und Menschen mit Migrationserfahrung weiterhin verbessert werden 

muss, um den Bedarfen in der migrationsgesellschaftlichen Realität Berlins angemessen zu 

begegnen. Maßgebliche Verbesserungen hat es diesbezüglich in den letzten Jahren 

gegeben. Allerdings ist die Frequentierung der Angebote der Maßnahmen des 

Gesamtkonzepts weiterhin sehr hoch und eine Vermittlung in weiterführende Hilfen teils 

erschwert, weshalb die Weiterentwicklung der migrationsgesellschaftlichen Ausrichtung des 

Versorgungssystems auch für die kommenden Jahre eine wichtige Aufgabe bleibt.  

Der Bedarf an professioneller Sprachmittlung im Gesundheitsbereich war auch 2019 

weiterhin hoch. Eine bundesweit einheitliche Regelung für die Übernahme von 

Sprachmittlungskosten gibt es bisher nicht. Herausforderungen bestehen insbesondere 

hinsichtlich der Abrechnungsmodalitäten für Sprachmittlungsleistungen bei geflüchteten 

Menschen fort. Die für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung ermöglicht über den Träger 

SprInt geG kostenfreie Sprachmittlung – auch per Video oder Telefon – zur Nutzung in 

bezirklichen Gesundheitsämtern, durch ausgewählte Zuwendungsempfänger der 

Gesundheitsverwaltung sowie durch die Unterkünfte des LAF. Ergänzend dazu vermittelt der 

Gemeindedolmetschdienst kostenpflichtige Honorardolmetschende in bis zu 50 Sprachen und 

Dialekten. 

 
Das psychosoziale und psychiatrische Versorgungssystem, das in besonderer Weise auf die 

sprachliche Kommunikation angewiesen ist, hat in seinen Regelstrukturen besondere Expertise 

im Hinblick auf die Versorgung von Menschen mit Migrations- und Fluchtgeschichte 

aufgebaut. Zu nennen sind hier beispielsweise spezialisierte transkulturelle Einrichtungen wie 

das Zentrum für interkulturelle Psychiatrie und Psychotherapie der Charité (ZIPP), das 

Zentrum für transkulturelle Psychiatrie (ZtP – Vivantes Humboldt-Klinikum) und die 

Psychiatrische Institutsambulanz der Charité im St. Hedwig-Krankenhaus sowie eine Vielzahl 

von Kliniken und Psychiatrischen Institutsambulanzen, die kultursensible Angebote inklusive 

Sprachmittlung oder in der Muttersprache anbieten. Um den Herausforderungen gemeinsam 

zu begegnen, wurde bereits 2016 die Arbeitsgemeinschaft der Psychiatrischen 

Institutsambulanzen zur Versorgung geflüchteter Menschen mit dem Ziel gegründet, 

Erfahrungen bei der Versorgung geflüchteter Menschen organisationsübergreifend 

                                                             
62 Vgl. im Anhang die Teilziele 2.1 und 2.2 des Handlungsfelds Gesundheit. 
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auszutauschen und Synergieeffekte beispielsweise bei der Erstellung mehrsprachiger 

Arbeitsmaterialien zu nutzen. 

 

Darüber hinaus sind weitere Einrichtungen innerhalb der Regelversorgung entstanden. Zu 

nennen ist hier insbesondere das Gesundheitszentrum für Geflüchtete (GZF), das eine vom 

Zulassungsausschuss für Ärztinnen und Ärzte und Psychotherapeutinnen und 

Psychotherapeuten in Berlin ermächtigte Einrichtung zur ambulanten psychotherapeutischen 

und psychiatrischen Versorgung ist (www.gzf-berlin.org). Das GZF wurde Anfang 2016 als 

gGmbH durch den gemeinnützigen Verein XENION e. V. und die PIBB–Psychiatrie Initiative 

Berlin BrandenburgFehler! Linkreferenz ungültig.) gegründet. Zielgruppe des GZF sind 

traumatisierte und /oder psychisch erkrankte Menschen, die nach der Flucht aus ihren 

Heimatländern in Deutschland Asyl beantragt haben. Das GZF ermöglicht für diese 

Menschen eine psychiatrische und psychotherapeutische Behandlung, die sich an einem 

ganzheitlich ausgerichteten Krankheitsverständnis und an Kriterien kultursensibler Behandlung 

orientiert. Dabei soll die Zusammenarbeit mit allen Einrichtungen der psychiatrischen 

Regelversorgung im integrierenden Sinne befördert werden. Im GZF werden die langjährige 

Erfahrung von XENION als spezialisiertem psychosozialem Beratungs- und 

Behandlungszentrum für traumatisierte Flüchtlinge und Überlebende von Folter und anderen 

schweren Menschenrechtsverletzungen sowie die in der Integrierten Versorgung erprobten 

Strukturen des PIBB-Versorgungsnetzes zusammengeführt. Der Erfolg dieses innovativen 

Ansatzes wird durch seine zunehmende Bedeutung bei der Versorgung von geflüchteten 

Menschen belegt. Im Rahmen seiner Institutsermächtigung wurde in den letzten Jahren sowohl 

die Anzahl der Behandelnden als auch die durchschnittliche Zahl der Patientinnen und 

Patienten gesteigert63. 

 

Mit Guidance, Perspektive 3 D und TransVer – Kompetenzzentrum Ressourcen-Netzwerk zur 

interkulturellen Öffnung haben sich in den letzten Jahren Angebote etabliert, die auf eine 

verstärkte migrationsgesellschaftliche Ausrichtung der Suchthilfe bzw. des psychosozialen und 

psychiatrischen Versorgungssystems hinwirken. Durch Fortbildungen und Fallcoachings für 

Fachkräfte und Multiplikator*innen erhöhen sie einerseits die migrationsgesellschaftliche 

Kompetenz von Mitarbeitenden der gesundheitlichen Versorgung und andererseits die 

Kompetenz von Mitarbeitenden in der Migrations- und Geflüchtetenarbeit, auf Bedarfe von 

suchtmittelkonsumierenden bzw. psychisch erkrankten Menschen besser eingehen und auf 

entsprechende Hilfestrukturen verweisen zu können. Durch die Organisation von 

Fachaustauschen und diversen Vernetzungsangeboten leisten die Angebote einen wichtigen 

Beitrag zur bereichsübergreifenden Zusammenarbeit. 

 

Die psychosozialen Fachkräfte (24 Fachkräfte für die Kontakt- und Beratungsstellen, 12 

Fachkräfte für die Alkohol- und Medikamentenberatungsstellen, 6 Fachkräfte für die 

psychiatrischen Zuverdienstfirmen) sind ein wichtiger Teil der Versorgungsstruktur für 

geflüchtete Menschen im niedrigschwelligen außerklinischen und klinischen Bereich und 

ermöglichen u. a. eine frühzeitige Identifizierung von psychischen Auffälligkeiten und/oder 

Suchtverhalten sowie die Heranführung an die Regelversorgungsstrukturen. Als Bestandteil 

der niedrigschwelligen Angebote nach § 5 PsychKG besitzen sie damit einen 

Vorbildcharakter für eine sektorenübergreifende psychosoziale und psychiatrische 

Versorgung. Durch ihre aufsuchende Arbeitsweise haben sie die bisher von den Einrichtungen 

gelebte „Komm-Struktur“ transformiert. Auf die migrationsgesellschaftliche Ausrichtung der 

Versorgung hatten sie gerade dadurch einen katalysierenden Effekt: Die fachlichen Standards 

der niedrigschwelligen Angebote wurden um die Möglichkeit der aufsuchenden Arbeit 

ergänzt, damit vermehrt auf Zielgruppen, die andere Formen der Ansprache erfordern, 

zugegangen werden kann. Des Weiteren hat die Heranführung an die Regelversorgung zu 

neuen Arrangements in Angeboten der Eingliederungshilfe geführt; so sind bspw. inklusive 

Wohnformen, in denen Diversität gelebt wird, entstanden. 

 

                                                             
63 Maßnahme 3.2. 
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Spezialisierte Akteure, wie das Berliner Netzwerk für besonders Schutzbedürftige oder 

Zentrum Überleben e.V., haben über die Jahre weitereichende Expertisen aufgebaut und 

unterstützen die Regeldienste bei ihrer Aufgabenerfüllung, beispielsweise bei der 

Identifikation von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten oder dem Erstellen von 

Leitfäden64. 

 

Mit der Etablierung des Runden Tischs interkulturelle Öffnung der psychosozialen und 

psychiatrischen Versorgung im Berichtsjahr 2019 konnte schließlich eine Struktur auf 

Landesebene institutionalisiert werden, um die interkulturelle Öffnung gesamtstädtisch zu 

koordinieren und nachhaltig zu befördern65. Als offenes Dialogforum konzipiert beschreibt der 

Runde Tisch Probleme und sucht gemeinsam nach Lösungen. Bisherige Themen waren: 

‒ wie nach Schließung der Clearingstelle für Geflüchtete die Überführung der 

geflüchteten Menschen in die Regelversorgung gelingen und wie die Versorgung 

respektive die weitere interkulturelle Öffnung ab 2020 gestaltet werden kann 

‒ die Sprachmittlung beziehungsweise die Abrechnung von Sprachmittlungsleistungen.  

 

2019 wurden insgesamt drei Sitzungen abgehalten. 28 verschiedene Organisationen mit 73 

Teilnehmenden (davon 33 Frauen) wurden daran beteiligt.  

  

                                                             
64 Für weitere Erläuterungen vgl. auch Handlungsfeld 1 „Ankommen und Bleiben“ und Handlungsfeld 3 „Gesundheit“.  
65 Maßnahme 3.13. 



UMSETZUNGSBERICHT GESAMTKONZEPT INTEGRATION UND PARTIZIPATION GEFLÜCHTETER 2019 

 

36 
 

Ergebnisse der einzelnen 

Handlungsfelder 
 

Handlungsfeld 1: Ankommen und Bleiben 
 

Das Handlungsfeld „Ankommen und Bleiben” umfasst Fragen der Aufnahme von 

Asylbegehrenden und ihrer Erstorientierung. Dazu gehören die Verfahrensweisen in den 

Migrationsbehörden sowie die Frage, in welchem Umfang und zu welchem Zeitpunkt 

Asylbegehrende Zugang zu einer Asylverfahrensberatung sowie zu anderen 

Beratungsangeboten haben. Einen weiteren Schwerpunkt stellt die aufenthaltsrechtliche 

Perspektiventwicklung dar.  

 

Optimierung der Beratungsstrukturen für Geflüchtete in Berlin 

Die Beratungsarbeit im Willkommenszentrum als auch in der Beratungsstelle der Beauftragten 

des Senats von Berlin für Integration und Migration zugunsten Migrantinnen und Migranten 

wird erfolgreich fortgeführt66. Das „Willkommenszentrum- Beratungsstelle bei der 

Integrationsbeauftragten“ bietet kostenlose Rechts- Sozial- und Härtefallberatung sowie 

Beratung zur Arbeitsmarktintegration, zur Ausbildungsplatzsuche, zu Deutschkursen, zur 

Anerkennung von Berufsqualifikationen aus dem Ausland und zur Existenzgründung 

mehrsprachig an, die Geflüchteten als Orientierung beim Ankommen in Berlin sowie laufend 

bei der Statusverbesserung und der Integration in diversen Lebensbereichen unterstützt. 

Ebenso fördert und koordiniert die für Integration zuständige Senatsverwaltung diverse 

Beratungsstellen in Berlin über das Förderprogramm „Migrationsrechts- und 

Flüchtlingsberatung". Daneben bietet das Landesamt für Einwanderung einen 

Beratungsservice rund um die Fragen zum Aufenthalt an67. 

 

Auch die Zusammenarbeit zwischen den Beratungsangeboten der Beauftragten des Senats 

von Berlin für Integration und Migration und nichtstaatlicher Organisationen wurde im 

Berichtszeitraum fortgesetzt, um ein insgesamt abgestimmtes und qualitativ hochwertiges 

Angebot zur Rechtsberatung in Berlin vorzuhalten. Im Jahr 2019 erfolgten vier Austausch- und 

Informationsangebote zwischen der Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und 

Migration und nichtstaatlichen Beratungsstellen, um eine gemeinsame Zusammenarbeit zu 

erörtern. Im Rahmen des Förderprogramms Migrationsrechts- und Flüchtlingsberatung fanden 

darüber hinaus drei Netzwerktreffen statt, die der Qualitätssicherung als auch dem fachlichen 

Austausch dienten. Ferner fanden im Jahr 2019 für Mitarbeitende von 

Migrationsberatungsstellen elf Schulungen zum Migrationsrecht statt, die der Erhöhung der 

Beratungsqualität der nichtstaatlichen Migrationsberatungsstellen und der Vernetzung der 

Beratungsstellen untereinander und mit den Beratungsangeboten der 

Integrationsbeauftragten dienten. 

 

Optimierung der Verfahrensstrukturen und der Kundenorientierung in den 

Migrationsbehörden 

Die Verfahrensstrukturen und die Kundenorientierung in den Berliner Migrationsbehörden, 

darunter das LEA, das LAF, sowie in der Berliner Außenstelle des Bundesamtes für Migration 

und Flüchtlinge, werden weiterhin optimiert68. Damit die Geflüchteten möglichst zeitnah nach 

Ankunft die für sie relevanten Informationen über ihre Rechte und Pflichten erhalten, hängen in 

den Berliner Migrationsbehörden mehrsprachige Informationen aus, die auf verschiedene 

Beratungsangebote verweisen, wie z. B. auf die Beratungsstelle bei der Beauftragten des 

                                                             
66 Maßnahme 1.1. 
67 beratung@lea.berlin.de; https://www.berlin.de/einwanderung/service/beratung/artikel.939879.php 
68 Maßnahme 1.2. 
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Berliner Senats für Integration und Migration oder den Sozialdienst des Landesamtes für 

Flüchtlingsangelegenheiten. Darüber hinaus findet für Asylsuchende seit 2019 eine 

unabhängige Asylverfahrensberatung im Ankunftszentrum, umgesetzt durch die AWO KV 

Berlin-Mitte e.V., statt.  

 

Erweiterte Unterstützung für besonders schutzbedürftige Geflüchtete 

Für den Senat hat die erweiterte Unterstützung geflüchteter Personen mit besonderem 

Schutzbedarf weiterhin einen besonderen Stellenwert69. Besonders schutzbedürftige 

Geflüchtete sollen frühzeitig identifiziert werden, um die entsprechenden Angebote und 

Betreuung zu erhalten. Hinsichtlich der Erfassung der besonderen Schutzbedürftigkeit ist 

zwischen offensichtlicher Schutzbedürftigkeit, z. B. wegen körperlichen Behinderungen, 

Minderjährigkeit oder fortgeschrittener Schwangerschaft, und weniger erkennbarer 

Schutzbedürftigkeit, z. B. wegen Traumatisierung, Gewalterfahrungen, geistiger Behinderung 

oder LSBTI Zugehörigkeit zu unterscheiden. Die möglichst frühzeitige Identifizierung ist 

notwendig, um insbesondere während des Asylverfahrens eine bedarfsgerechte Unterstützung 

zu gewährleisten. 

 

Um eine möglichst frühzeitige und qualifizierte Beurteilung besonderer Bedarfe bei der 

Unterbringung und Versorgung von Geflüchteten angemessen berücksichtigen zu können, 

wurde behördenübergreifend und unter Einbeziehung externer Fachstellen der „Leitfaden zur 

Identifizierung von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten in Berlin“ entwickelt. Der 

Leitfaden wurde im Berichtszeitraum sukzessive in die Verwaltungspraxis eingeführt70. Der 

Sozialdienst des LAF nutzt diesen Leitfaden zur Identifizierung besonders schutzbedürftiger 

Geflüchteter gemäß der EU-Aufnahme-Richtlinie71 an den Standorten AkuZ und Bundesallee. 

Das Berliner Netzwerk für besonders schutzbedürftige Geflüchtete (BNS) mit seinen 

unterschiedlichen Fachstellen ist ein wichtiger Baustein in der Beratung und Betreuung von 

besonders schutzbedürftigen Geflüchteten und bietet zudem Schulungen zur Sensibilisierung 

von Behördenmitarbeitenden zum Erkennen von Schutzbedarfen an. Auch wurde im 

Berichtszeitraum der Start einer niedrigschwelligen Erstdiagnostik- und 

Verweisberatungsstelle für Geflüchtete mit akutem psychosozialem Unterstützungsbedarf 

direkt im AkuZ vorbereitet.  

 

Um die Sensibilisierung von Behördenmitarbeitenden für die besonderen Bedürfnisse 

besonders schutzbedürftiger Personengruppen zu realisieren, wurden außerdem im Jahr 

2019 30 Beschäftigte des LEA in interkultureller Öffnung und dem Umgang mit vulnerablen 

Personen geschult. Daneben wird auch der Austausch zwischen dem LEA und der 

Zivilgesellschaft weiter fortgeführt und ausgebaut.  

Sichtgeschützte Bereiche zum Stillen und Wickeln von Kindern in einzelnen Wartebereichen im 

LEA am Hauptstandort Friedrich-Krause-Ufer wurden eingerichtet. Es wurden des Weiteren 

444 Heimmitarbeitende im Umgang mit besonders schutzbedürftigen Personengruppen, 

insbesondere LSBTI Geflüchtete, geschult.72 Für die Umsetzung des oben beschriebenen 

Leitfadens ist die umgesetzte kontinuierliche Fortbildung der Mitarbeitenden des LAF relevant. 

 

Schaffung von Bleibeperspektiven 

Ein gesichertes Aufenthaltsrecht stellt die Grundlage zur Teilhabe der Geflüchteten am 

gesellschaftlichen Leben dar. Langjährig aufenthaltsrechtlich geduldete Personen sollen 

vermehrt eine Bleibeperspektive in Berlin erhalten73. Die Berliner Härtefallkommission ist ein 

möglicher Anknüpfungspunkt zur Schaffung von Bleibeperspektiven auch für Personen, deren 

Aufenthaltsrecht bislang ungelöst ist. Menschen, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, können 

                                                             
69 Maßnahme 1.3. 
70 Zu den näheren Einzelheiten wird auf die im Internet unter der Adresse 

https://www.berlin.de/sen/ias/presse/pressemitteilungen/2018/pressemitteilung.748202.php veröffentlichte 
Presseerklärung der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales vom 12. Oktober 2018 verwiesen. Er ist auch auf 
der Homepage des LAF verlinkt: https://www.berlin.de/laf/leistungen/sozialdienst/. Vergleich auch Maßnahme 2.3. 

71 Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von Normen für die 
Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen.  

72 Maßnahme 1.3. 
73 Maßnahme 1.5. 

https://www.berlin.de/sen/ias/presse/pressemitteilungen/2018/pressemitteilung.748202.php
https://www.berlin.de/laf/leistungen/sozialdienst/
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sich an die Mitglieder der Berliner Härtefallkommission wenden und um Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis für Härtefälle gemäß § 23a Aufenthaltsgesetz ersuchen. Voraussetzung 

sind dringende humanitäre oder persönliche Gründe, die eine weitere Anwesenheit im 

Bundesgebiet rechtfertigen. Das Verfahren regelt die Berliner 

Härtefallkommissionsverordnung, die an aktuelle gesetzliche Änderungen angepasst und 

unter Berücksichtigung der verschiedenen Interessen bei der Durchführung von 

Härtefallverfahren überarbeitet wurde. Sie ist am 20. September 2020 in Kraft getreten. Im 

Jahr 2019 wurde über 192 Fälle beraten und seitens der HFK-Mitglieder wurden 188 Ersuche 

gestellt. In 74,5 % der Fälle hat der Senator für Inneres und Sport positiv entschieden und 

damit das Ersuchen nach § 23a Aufenthaltsgesetz aufgegriffen. 

 

Die Verfahrenshinweisen zum Aufenthaltsrecht Berlin (VAB) werden in der breit aufgestellten 

VAB-Kommission diskutiert. Mit der VAB-Kommission wird ein integrationspolitisch zentrales 

Anliegen des Koalitionsvertrags umgesetzt und in bundesweit einmaliger Form umfasst die 

Kommission Expertinnen- und Experten des LEA, des Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge, der Bundesagentur für Arbeit, der Handwerkskammer, der Industrie- und 

Handelskammer, Berlin Partner, dem LAF, den Senatsverwaltungen, Arbeitgebervertretern 

und der Zivilgesellschaft. Die Aufgabe der VAB-Kommission ist es, Vorschläge für eine noch 

bleiberechtsfreundlichere Auslegung und Anwendung des Ausländerrechts zu prüfen und 

Empfehlungen zur Umsetzung auszusprechen. Am 2. Juli 2018 fand die konstituierende 

Sitzung der VAB-Kommission statt. Insgesamt haben bislang acht Sitzungen stattgefunden. 

Dass die Empfehlungen fachlich aufwendig und wohlwollend geprüft wurden, spiegelt sich in 

der hohen Zahl der Stattgaben zu den Empfehlungen der Kommission (über 60 %) wieder. Es 

zeigt sich damit deutlich, dass das Land Berlinsehr tatkräftig eine noch 

integrationsfreundlichere Auslegung der aufenthaltsrechtlichen Vorschriften vorantreibt. 

Im Jahr 2019 standen thematisch die Themen Familiennachzug, Ausbildungsduldung und 

Beschäftigungserlaubnisse im Vordergrund74. 

 

Handlungsfeld 2: Unterkunft, Wohnen und Soziales 
 

Übergeordnete Zielsetzung im Berichtsjahr 2019 war die konsequente Fortführung der bereits 

in den Vorjahren begonnenen Ansätze, die Lebenssituation der Geflüchteten in 

Aufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften durch ein Bündel von Maßnahmen 

sukzessive zu verbessern, den Zugang zum Wohnungsmarkt zu erleichtern und dadurch den 

die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu fördern sowie ein selbstbestimmtes Leben zu 

ermöglichen. 

 
Bei der Umsetzung der Zielsetzungen wurde neben der fachlichen Expertise der zuständigen 

Senatsverwaltungen und der in der Unterstützung für Geflüchtete tätigen Organisationen und 

Initiativen, die Stadtgesellschaft, insbesondere auch Geflüchtete selbst einbezogen. 

Exemplarisch sei auf drei Fokusgruppen zu den Themen (neue) Hausordnung in den 

Unterkünften des LAF, bedarfsgerechte Aufnahme besonders schutzbedürftiger 

Personengruppen sowie ein erweitertes unabhängiges Qualitäts- und 

Beschwerdemanagement verwiesen.  

 

Ein weiterer partizipativer Ansatz wurde mit dem Format „Runder Tisch ‚Alternativen zur 

öffentlichen Unterbringung geflüchteter Menschen‘“ mit dem Ziel, bestehende Hürden für 

Geflüchtete am Wohnungsmarkt abzubauen und den Zugang zu Wohnungen zu verbessern, 

geöffnet. Weiterhin wurde ein dem Workshop zum Erfahrungsaustausch in der Arbeit mit LSBTI 

Geflüchteten mit dem Ziel, die bedarfsgerechte Unterbringung dieser Personengruppe zu 

optimieren, durchgeführt. 

 

Ein hoher Stellenwert lag hierbei auf der Öffentlichkeitsarbeit des LAF und der für Integration 

und Soziales zuständigen Senatsverwaltung, die Prozesse zur Verbesserung der 

                                                             
74 Siehe auch 5.1.5. „Partnerschaften mit Organisationen der Stadtgesellschaften werden ausgebaut“. 
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Lebenssituation der Geflüchteten begleitet und im Sinne einer größtmöglichen Transparenz 

über den Verlauf und die Ergebnisse der beschriebenen Prozesse informiert hat.  

 

Als Öffentlichkeit werden dabei sämtliche Akteure der Stadtgesellschaft gesehen, seien es 

einzelne Bürgerinnen und Bürger oder Vertreterinnen und Vertreter von Interessengruppen 

und Parteien, Geflüchtete selbst, Akteure aus Politik, Medien, Verwaltung und Wissenschaft. 

Die Maßnahmen zur transparenten Informationsweitergabe reichen von standardisierten und 

aktuellen Meldungen auf der Intranetseite wie auch der Homepage des LAF, ergänzt durch 

Informationen in den sozialen Medien (Facebook, Twitter) über Pressemitteilungen und Flyer 

bis hin zur Beantwortung direkter Anfragen der o.g. Stakeholder.  

 

Basierend auf der oben genannten Zielsetzung ist das Berichtsjahr insbesondere durch 

folgende thematische Schwerpunkte charakterisiert: 

 

- Ausbau des neuen Standorts für das Ankunftszentrum in Reinickendorf (Gelände der 

ehemaligen Karl-Bonhoeffer-Klinik): Durch den Umzug des Ankunftszentrums aus den 

Hangars auf dem Areal des früheren Flughafens Tempelhof zum Standort Reinickendorf 

konnten die prekären Unterbringungsverhältnisse am alten Standort beendet werden. Im 

Ankunftszentrum wurde eine unabhängige Asylverfahrensberatung etabliert, die im Ergebnis 

eines öffentlich-rechtlichen Vergabeverfahrens von dem Wohlfahrtsverband AWO angeboten 

wird. Mit dem Umzug des Ankunftszentrums wurden alle Notunterkünfte in Berlin geschlossen. 

 

- Verbesserung der Unterbringungssituation unter aktiver Mitwirkung der Geflüchteten: Die 

Rahmenbedingungen für die Unterbringungssituation in den LAF-Unterkünften wurden 

sukzessiv verbessert. Die aktive Mitwirkung der Geflüchteten an der Regelung des 

gemeinschaftlichen Lebens konnte gestärkt werden und soziale Kontakte zwischen 

Bewohnerinnen und Bewohnern und der Nachbarschaft in Kooperation mit den maßgeblichen 

Partnern (u. a. BENN, Quartiersmanagement, Ehrenamtliche) wurden gefördert.  

 

Die beginnende Umsetzung zur Errichtung von Modularen Unterkünften für Geflüchtete in 

Appartement- und/oder Wohnungsstruktur trägt maßgeblich zur Verbesserung der 

Lebensbedingungen der Geflüchteten bei75. Ein Modellprojekt zur erweiterten 

Besuchsregelung in Gemeinschaftsunterkünften unter Einbeziehung der Nachtstunden wurde 

erfolgreich durchgeführt. Die Hausordnung für LAF-Unterkünfte wurde unter Berücksichtigung 

von partizipativen Formaten grundlegend überarbeitet und erweitert den 

Entscheidungsspielraum der Bewohnerinnen und Bewohner, um ihre Lebens- und 

Wohnqualität zu erhöhen. Um besonders schutzbedürftige Geflüchtete wie beispielswiese 

allein reisende Frauen und LSBTI in den Unterkünften vor Gewalt zu schützen, sind 

Betreibende von Unterkünften vertraglich verpflichtet, Gewaltschutzkonzepte vorzuhalten. Zur 

Erhöhung der Handlungsfähigkeit der Mitarbeitenden wurden Fortbildungen auf der Basis der 

Handreichung „Was tun bei Gewalt gegen Frauen und LSBTI in Unterkünften?“ angeboten76. 

 

- Aufbau eines erweiterten Beschwerde- und Qualitätsmanagements für Geflüchtete: Das 

Pilotprojekt „Unabhängiges Beschwerdemanagement in Berliner Flüchtlingsunterkünften“ 

wurde erfolgreich durchgeführt. Die Ergebnisse dieses Projekts, dass in den Unterkünften ein 

unabhängiges Beschwerdemanagement mit einem Peer-to-Peer-Ansatz ermöglicht werden 

kann, waren so erfolgreich, dass durch die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 

Soziales entschieden wurde, eine unabhängige Beschwerdestelle zunächst für die Unterkünfte 

des LAF und zukunftsorientiert für alle Unterkünfte, in denen wohnungslose Personen leben, 

aufzubauen. Ein europaweites Vergabeverfahren für eine zentrale Beschwerdestelle wurde 

eingeleitet und wurde Ende 2020 abgeschlossen, sodass die unabhängige Beschwerdestelle 

für Geflüchtete Anfang 2021 eingerichtet werden konnte, die für eine Erstorientierung auch 

Geflüchteten aus Unterkünften der Wohnungslosenhilfe offensteht. 

 

                                                             
75 Vgl. Maßnahmen zum Teilziel 2.6. 
76 Vgl. Maßnahme B.1.1. 
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- Aufbau neuer Standorte für die Flüchtlingsunterbringung: Die Planung und Realisierung 

neuer Standorte für Unterkünfte gestaltete sich regelmäßig auf Grund der Vielzahl 

einzubeziehender Akteure und z. T. differierender Interessenlagen komplex, arbeits- und 

zeitintensiv, was häufiger zu Verzögerung bei der Umsetzung geführt hat. Gleichwohl konnten 

zahlreiche Standorte gesichert und in ihrer Umsetzung angestoßen werden77. Hierbei wurde 

ein besonderes Augenmerk auf die Transparenz gelegt. Die Öffentlichkeitsarbeit im LAF 

organisierte erfolgreich Tage der offenen Tür (zum Beispiel neues Ankunftszentrum 

Reinickendorf) sowie Bürgerdialoge zu Neubauten.  

 

- Verbesserung der Bedingungen für Geflüchtete am Wohnungsmarkt: Der im Juni 2018 

eingeleitete Runde Tisch „Alternativen zur öffentlichen Unterbringung geflüchteter Menschen“ 

mit ca. 60 Vertreterinnen und Vertretern der Senats- und Bezirksverwaltungen, der 

Wohnungswirtschaft von Initiativen und Projekten zur Unterstützung der Wohnraumsuche 

Geflüchteter stellte im März 2019 der Presse und der Öffentlichkeit die ersten Ergebnisse vor. 

Diese wurden in akteursspezifischen Verpflichtungen überführt78.  
 
Ein zentrales Ergebnis des Runden Tisches ist die Einrichtung eines Pilotprojektes als 

Mietunterstützungsstruktur und zur Wohnraumakquise, das für eine Vermietung an Geflüchtete 

wirbt, Fragen von Vermieter*innen und Vermietern beantwortet und – gemeinsam mit 

bezirklichen Projekten – bei der Vermittlung an Mieter*innen unterstützt. Das Pilotprojekt in 

Trägerschaft des DRK Berlin Südwest hat zum 01.09.2020 seine Arbeit aufgenommen und 

sich auf der Veranstaltung den Projekten und Initiativen vorgestellt. Das wichtigste Ziel ist es, 

trotz des angespannten Wohnungsmarktes Wohnungen zu akquirieren. Insbesondere sollen 

auch private Vermieterinnen und Vermieter gezielt angesprochen und im Prozess der 

Vermietung an Menschen, die noch in den Gemeinschaftsunterkünften des LAF leben, 

begleitet werden. 

 

Eine Dokumentation zum Abschluss des Runden Tisches „Alternativen zur öffentlichen 

Unterbringung geflüchteter Menschen“ ist als Broschüre erhältlich. Sie fasst die Ergebnisse 

der Diskussionen und praxisnahe Lösungen für die Wohnraumversorgung Geflüchteter 

zusammen.79 
 
Im Jahr 2019 wurden im Rahmen der Haushaltsaufstellung die personellen und finanziellen 

Ressourcen für die Etablierung einer Wohnunterstützungsstruktur angemeldet. 

 

Handlungsfeld 3: Gesundheit 
 

Wie bereits seit dem merklichen Anstieg der neu ankommenden Asylbegehrenden in Berlin 

seit Ende des Jahres 2014 verfolgt das Land Berlin auch im Berichtsjahr 2019 weiterhin das 

Ziel, einen niedrigschwelligen Zugang zum gesundheitlichen Versorgungssystem 

sicherzustellen und insbesondere geflüchteten Menschen mit besonderen Schutzbedürfnissen 

eine bedarfsgerechte Versorgung zu ermöglichen.  
 

Mit der Einführung der elektronischen Gesundheitskarte für Asylsuchende (eGK) ab dem Jahr 

2016 durch die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales wurden frühzeitig die 

notwendigen Rahmenbedingungen geschaffen, um einen niedrigschwelligen und 

                                                             
77 Daten zu Beginn des Betriebs der MUF-Standorte: 2019 sind vier modulare Unterkünfte für Flüchtlinge (MUF) in Betrieb 

gegangen: Chris-Gueffroy-Allee (GU 2), Bäkestr. (GU 2), Leonorenstr. (GU 1) und Seehausender Str. (GU 2) / 2020 sind drei 
MUF in Betrieb gegangen: Am Beelitzhof (GU 1), Murtzaner Ring (baulich GU 3, betrieblich GU 2) sowie Oranienburger 
Str. 285 (AkuZ)/ 2021 ist bei zwei MUF der Betrieb aufgenommen worden: Falkenberger Str. (Pilotprojekt GU 3) und 
Rennbahnstr. (Pilotprojekt GU 3 – in Betrieb, jedoch noch nicht belegt).  
Insgesamt neu hingekommene Unterbringungsplätze seit 2019 in MUF: 3.170 Plätze / davon 389 Plätze im AkuZ und 913 
Plätze in GU 1. Zusätzlich wurde im Jahr 2019 das Tempohome Oranienburger Str. mit 245 Plätzen und die Treskowstr. 
(Bürogebäude) mit 250 Plätzen in Betrieb genommen. 
Demgegenüber stand die Schließung einzelner Unterkünfte. Es lässt sich festhalten, dass die temporär errichteten Unterkünfte 
durch langfristig geeignete Objekte abgelöst wurden. 

78 Vgl. Runder Tisch in der ressortübergreifenden Auswertung. 
79 Die Broschüre kann in den beteiligten Senatsverwaltungen bestellt werden bzw. direkt auf der Webseite der SenIAS 

eingesehen werden. www.berlin.de/koordfm/themen/wohnen 
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unbürokratischen Zugang zum Gesundheitssystem zu ermöglichen. Mittels der eGK werden 

die Asylbegehrende von ausgewählten Krankenkassen gemäß § 264 Absatz 1 SGB V betreut. 

Die Kosten für die medizinische Versorgung trägt das Land Berlin. Aufgrund der spezifischen 

Anforderungen und Zugangsbarrieren für neuankommende geflüchtete Menschen in Berlin ist 

die Vorhaltung von niedrigschwelligen Angeboten weiterhin erforderlich, um die Inklusion der 

Menschen in das gesundheitliche Versorgungssystem zu befördern. Besonders wichtig 

erschien es hierbei – und bewährte sich bei der Prozessierung der Angebote –, dass etablierte 

Strukturen mit aufsuchenden Angeboten ergänzt werden; dies ist gerade für die Partizipation 

von Frauen an den Versorgungsangeboten ein sehr wichtiger Faktor. Entsprechende 

Maßnahmen wurden daher in das Gesamtkonzept aufgenommen.  

 

Mit der Umsetzung folgender Maßnahmen konnte im Berichtsjahr 2019 die qualitativ 

hochwertige und niedrigschwellige, d. h. insbesondere auch aufsuchende, 

Versorgungsstruktur psychosozialer Angebote für geflüchtete Menschen fortgeführt werden.  

 

Die aufsuchende psychosoziale Beratung für geflüchtete Menschen innerhalb des 

Psychiatrieentwicklungsprogramms (§5 PsychKG) trägt maßgeblich zur Inklusion in die 

gesundheitliche Regelversorgung bei80. Mit seinen niedrigschwelligen außerklinischen 

Beratungs- und Begleitungsangeboten stellt das Psychiatrieentwicklungsprogramm ein 

Herzstück der psychosozialen Versorgungslandschaft dar, die bundesweit ihresgleichen sucht. 

Für eine frühzeitige Diagnose und gestufte Begleitung und Behandlung traumatisierter 

geflüchteter Menschen nimmt es daher eine bedeutende Rolle ein. Deshalb wurden bereits ab 

2016 die Kontakt- und Beratungsstellen mit 24 Vollzeitäquivalenten und ab 2018 die Alkohol- 

und Medikamentenberatungsstellen mit 12 Vollzeitäquivalenten sowie die Zuverdienstfirmen 

mit 6 Vollzeitäquivalenten verstärkt. Sie haben die Aufgabe, die Beschäftigten der 

Geflüchtetenarbeit und insbesondere die Beschäftigten der Unterkünfte für geflüchtete 

Menschen im Hinblick auf psychische Auffälligkeiten und psychiatrische Erkrankungen sowie 

Suchtverhalten zu informieren, zu sensibilisieren und zu beraten. Des Weiteren bauen sie 

Kontakte zu geflüchteten Bewohnerinnen und Bewohnern auf und vermitteln in das 

psychosoziale/psychiatrische und Suchthilfesystem; sie vernetzen das Hilfesystem mit der 

Geflüchtetenarbeit. Die psychosozialen Fachkräfte an den Kontakt- und Beratungsstellen 

erreichten 2019 insgesamt ca. 2195 geflüchtete Menschen, was eine Steigerung um ca. 109 

Personen gegenüber dem Vorjahr bedeutet. Des Weiteren wurden ca. 9.397 Beratungen 

durchgeführt, d. h. durchschnittlich ca. 4,3 Beratungen pro Person. Dies verweist – wie in den 

Sachberichten beschrieben – auf teils sehr komplexe Fälle und die Herausforderungen bei der 

Vermittlung in weiterführende Angebote. Die psychosozialen Fachkräfte an den Alkohol- und 

Medikamentenberatungsstellen erreichten 2019 ca. 880 geflüchtete Menschen, die neben 

dem Suchtverhalten häufig auch unter weiteren psychischen Beeinträchtigungen wie bspw. 

posttraumatische Belastungsstörungen oder Depressionen leiden. Aufgrund der oft mit dem 

Konsum von Suchtmitteln einhergehenden Problematiken, insbesondere im Wohnumfeld, 

wurde in den Sachberichten beschrieben, dass eine Beratung und Sensibilisierung von 

Mitarbeitenden in den Unterkünften und der Geflüchtetenarbeit weiterhin notwendig ist: 2019 

wurden 815 Mitarbeitende erreicht. Den psychosozialen Fachkräften in den psychiatrischen 

Zuverdiensten gelang es, 2019 insgesamt mit 95 geflüchteten Menschen eine Vereinbarung 

über die Mitarbeit im Zuverdienst zu schließen. Davon waren 45 Frauen, obgleich diese 

mehrere Barrieren für die Inanspruchnahme überwinden müssen81. 

 

Mit den Maßnahmen im Suchthilfesystem, Lotsenprojekt Guidance und Perspektive 3 D, 

werden geflüchtete Menschen ebenfalls niedrigschwellig erreicht82. Mit 48 Veranstaltungen 

konnte die Maßnahme Perspektive 3 D der Fachstelle für Suchtprävention 317 

Teilnehmenden im Jahr 2019 erreichen. Guidance hat sich mittlerweile als fester Bestandteil 

der Berliner Drogenberatungsstruktur etabliert und wurde erfolgreich in die Regelversorgung 

des Trägers Notdienst für Suchtmittelgefährdete und –abhängige Berlin e. V. überführt. Das 

                                                             
80 Maßnahme 3.1. 
81 Maßnahme 3.8.  
82 Maßnahme 3.1. 
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Projekt Guidance hat neben dem umfänglichen Beratungsangebot für geflüchtete Menschen 

(439 Personen im Einzelsetting zeitintensiv betreut; im Durchschnitt drei Monate mit meist 

zwölf und mehr Kontakten) auch fünf Schulungen für Mitarbeitende der Geflüchtetenhilfe83, 20 

telefonische Fallcoachings für Fachkolleginnen und Fachkollegen aus anderen Einrichtungen 

oder Tätigkeitsfeldern, Schulungen für Sozialarbeiterinnen und –arbeiter in Vorbereitung des 

neuen Projekts „PREPARE“84 und einen erfolgreichen Fachtag zum Thema 

„Beratungsangebote für geflüchtete Frauen verbessern“ durchgeführt. 

Des Weiteren unterstützten die Fachstellen für Traumatisierte und Opfer schwerer Gewalt des 

Berliner Netzwerkes für besonders schutzbedürftige Geflüchtete (BNS) das Landesamt für 

Flüchtlingsangelegenheiten (LAF) bei der Ermittlung psychosozialer, psychotherapeutischer 

und psychiatrischer Behandlungsbedarfe geflüchteter Menschen nach deren Aufnahme in 

Berlin und unterstützen bei der Vermittlung an externe sowie interne 

Regelversorgungsangebote sowie wenn nötig an Angebote außerhalb der Regelversorgung. 

Der Sozialdienst des LAF arbeitete bis zum 31.12.2019 eng mit der zentralen psychiatrischen 

Clearingstelle der Charité zusammen, die seit dem Jahr 2016 im Auftrag des Landes Berlin 

tätig war und vielen geflüchteten Menschen im Rahmen einer Erstdiagnose, Krisenintervention 

und Verweisberatung niedrigschwellig und unbürokratisch helfen konnte. Zur Sicherstellung 

einer Erstdiagnostik und Krisenintervention unmittelbar nach der Ankunft wurden im 

Berichtszeitraum die Vorbereitungen für die Schließung der psychiatrischen Clearingstelle bei 

der Charité und der Einrichtung einer zentralen psychosozialen Erstdiagnostik- und 

Verweisberatungsstelle im Ankunftszentrum getroffen. Das BNS konnte im Zuge der 

Schließung der psychiatrischen Clearingstelle zudem ab 2019 die Angebote erweitern, da 

dessen Zuwendungsmittel dadurch erhöht worden sind. Die Psychosozialen Zentren nehmen 

auch über die Erstdiagnostik hinaus eine wichtige Rolle ein, wenn es um die Versorgung, 

Betreuung und Behandlung von Personen mit schwersten Traumafolgestörungen geht. Die 

spezialisierten Psychosozialen Zentren für Geflüchtete sind neben ihrem Versorgungsangebot 

zusammen mit den BNS-Fachstellen wichtige erste Anlaufstellen für Geflüchtete und werden 

zum großen Anteil über die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales gefördert. 

Der Träger Zentrum Überleben gGmbH, bei dem die Koordinierungsstelle für das BNS 

angesiedelt wurde, sowie der Träger Xenion - Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. 

erhalten darüber hinaus für ihre Arbeit u. a. Fördermittel der Senatsverwaltung für Integration, 

Arbeit und Soziales. Auf diese Weise führt das Zentrum Überleben gGmbH diverse ambulante 

Behandlungs- und Beratungsangebote für besonders Schutzbedürftige durch. Weiterhin 

werden über das Projekt „Therapien für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge“ in der 

psychotherapeutischen Beratungsstelle von Xenion e.V. Menschen begleitet, die aus 

Krisenregionen nach Deutschland geflohen sind und psychosoziale, bzw. 

psychotherapeutische Unterstützung benötigen. Hierzu gehören insbesondere traumatisierte 

Geflüchtete und Überlebende von Folter, Gewalt und anderen Menschenrechtsverletzungen. 

2019 erhielten allein bei Xenion ca. 1.800 Personen aus 72 Ländern eine Beratung und/oder 

eine Therapie. Ergänzend zu der therapeutischen Arbeit wurde 2019 ein Mentorenprogramm 

für besonders schutzbedürftige Geflüchtete, insbesondere ehemalige unbegleitete 

Minderjährige, umgesetzt. Ziel war es, den jungen Menschen nach Ende der Vormundschaften 

und Maßnahmen der Jugendhilfe ein Unterstützungsangebot anzubieten, um nicht zuletzt eine 

psychische Stabilität zu gewährleisten. Im Berichtszeitraum wurden 141 Mentorenschaften 

betreut und 40 neue Mentorenschaften vermittelt. 

 

Auch die Maßnahmen innerhalb des Handlungsfelds „besondere gesundheitliche 

Bedarfslagen des Integrierten Gesundheitsprogramms“, die aufsuchende Beratung in den 

Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften sowie niedrigschwelliges 

                                                             
83 Jugendhilfe, betreutes Wohnen, Gemeinschaftsunterkünfte, Krankenhäuser, ehrenamtliche Ehrenvormünderinnen und 

Ehrenvormünder. 
84 Der Drogennotdienst, Notdienst für Suchtmittelgefährdete und –abhängige Berlin e. V. bietet im Rahmen des BMBF-

geförderten Projektes PREPARE ein Gruppenangebot für geflüchtete männliche Personen mit riskantem Konsum, Missbrauch 
oder Abhängigkeit von Substanzen und gleichzeitiger hoher emotionaler Belastung an. Die geschlossene Gruppe ist 
dolmetschergestützt und wird in Arabisch und Farsi/Dari angeboten (https://dev.drogennotdienst.de/programme/#prepare). 

https://dev.drogennotdienst.de/programme/#prepare
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Hebammencafé des Familienplanungszentrums BALANCE85, die psychosoziale Unterstützung 

von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten im Bereich LSBTI der Lesbenberatung e. V.86 

und die Gesundheitsberatung für chronisch kranke Kinder der Beratungsstelle Die INSEL87, 

konnten mit ihren aufsuchenden, kultursensiblen Angeboten einen niedrigschwelligen Zugang 

zum Versorgungssystem im Jahr 2019 sicherstellen. 

 

Im Berichtszeitraum war eine hohe politische Aufmerksamkeit für das Thema der 

psychosozialen Versorgung von geflüchteten Menschen zu verzeichnen. Mit dem Antrag 

„Psychosoziale Versorgung Geflüchteter verbessern: Übergangsstrukturen stärken, 

Regelsysteme öffnen!“88 der Regierungsfraktionen wurde eine politische Diskussion im Vorfeld 

der Haushaltsberatungen zum Doppelhaushalt 2020/2021 angestoßen, die im Ergebnis dazu 

führte, dass weitere Mittel für die psychosoziale Versorgung resp. Sprachmittlung zur 

Verfügung gestellt wurden89. 

 

Die migrationsgesellschaftliche Ausrichtung der Versorgungsstruktur konnte maßgeblich 

weiterentwickelt werden. Mit der Entscheidung das Projekt TransVer – Kompetenzzentrum 

Ressourcen-Netzwerk zur interkulturellen Öffnung ab dem Jahr 2020 in Landesförderung der 

Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung zu überführen, ist es gelungen, 

die Arbeit eines wichtigen Akteurs zum Anstoß interkultureller 

Organisationsentwicklungsprozesse und Förderung migrationsgesellschaftlicher Kompetenzen 

abzusichern. 

 

Die vielfältigen Maßnahmen im Handlungsfeld Gesundheit haben insbesondere die 

besonders schutzbedürften geflüchteten Menschen begünstigt, deren Lebensumstände durch 

die niedrigschwelligen, aufsuchenden Beratungsangebote maßgeblich verbessert werden 

konnten, indem sie unmittelbare Unterstützung an ihren Lebensorten erhielten und in 

weiterführende Versorgungsangebote vermittelt wurden. Die Versorgung gerade dieser 

besonders vulnerablen Personen bleibt auch weiterhin das vordringlichste Ziel. 

 

Handlungsfeld 4: Kinder, Jugendliche und Familien und 

unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, inklusive 

vorschulische Bildung sowie Berufsorientierung und –

vorbereitung  
 

Der umfassende Zugang von Kindern, Jugendlichen, jungen Erwachsenen und Familien mit 

Fluchtgeschichte zu den Angeboten der formalen und non formalen Bildung ist eine 

wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche Teilhabe. Die im Rahmen des 

Gesamtkonzepts finanzierten Angebote wurden im Berichtszeitraum an die veränderten 

Bedarfe der Zielgruppe angepasst. Veränderungen ergeben sich u. a. daraus, dass viele 

geflüchtete Menschen bereits mehrere Jahre in Berlin leben. Standen zunächst Maßnahmen 

zur Orientierung im neuen Lebensumfeld im Fokus, sind aktuell Angebote erforderlich, die den 

laufenden Integrationsprozess begleiten und unterstützen. 

 

Dies beinhaltet u. a. Bereiche wie Ausbildung, Einstieg ins Berufsleben, Wohnung und 

Gesundheit, aber auch das Zusammenleben in der Familie, Fragen der Erziehung oder 

                                                             
85 Maßnahme 3.10. 
86 Maßnahme 3.12. 
87 Maßnahme 3.11. 
88 Antrag der Fraktion der SPD, der Fraktion Die Linke und der Fraktion Bündnis90/Die Grünen vom 4. April 2019, Drs. 

18/1819 
89 Verstetigung und Weiterfinanzierung der Angebote im Psychiatrieentwicklungsprogramm, Projekte zur interkulturellen Öffnung 

im Gesundheitswesen, Einrichtung eines Nothilfefonds beim LAF, aus dem Sprachmittlungskosten für die 
psychiatrische/psychotherapeutische Behandlung von Bewohnerinnen und Bewohnern von LAF-Einrichtungen im Einzelfall 
ersttatet werden können, Mittel für die Gewährleistung frühzeitiger Identifizierung, Feststellung und Erstversorgung 
psychosozialer Bedarfe sowie Verweisberatung im Ankunftszentrum, Übernahme der bisherigen Aufgaben der zentralen 
psychiatrischen Clearingstelle für Geflüchtete. 
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Unterstützung in familiären Krisensituation. Teilhabeprozesse sind häufig durch 

Herausforderungen wie Sprache, Aufenthaltsstatus bzw. Aufenthaltsperspektive oder den 

Familiennachzug erschwert. Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene und Familien trotz 

bestehender Barrieren zu motivieren und passgenau zu begleiten, bleibt weiterhin eine 

zentrale Aufgabe auch der Kinder- und Jugendhilfe. Bei allen Angeboten ist das Ziel stets die 

Förderung der Selbstbestimmung geflüchteter Menschen. 

 

Unverändert wichtig sind die Maßnahmen der frühkindlichen Bildung und Familienförderung. 

 

Das Angebot der Familienzentren wurde 2019 durch die Anbindung von Stadteilmüttern 

erweitert und es wurden 179 spezifische Angebote für Geflüchtete in den Programmen von 26 

Familienzentren aufgenommen90. Das Projekt Stadtteilmütter91 ist ein sozialraumorientiertes 

Angebot der Familienbildung und richtet sich auch an geflüchtete Familien. Ziele sind u. a. 

die Bildungschancen von Kindern aus geflüchteten Familien zu erhöhen sowie der Abbau von 

Zugangshürden zu Hilfe- und Unterstützungsangeboten im jeweiligen Sozialraum. Darüber 

hinaus sollen durch die Brückenfunktion von Stadtteilmüttern die Partizipationsmöglichkeiten 

sowie Integrationsprozesse begleitet und verstärkt werden.  

 

Die Angebote der frühkindlichen Bildung sind gesteigert worden 

Der Ausbau der Angebote an Kindertagesförderung bzw. Brückenangeboten wurde 

vorangetrieben, da diese die Bildungsförderung im Rahmen der Kindertagesbetreuung auch 

für Kinder aus Familien mit Fluchtgeschichte möglichst früh gewährleisten. 2019 wurden 25 

Brückenangebote im Vorfeld zu der Kindertagesbetreuung (17 „Sprungbrettangebote“ und 8 

„Frühe Bildung vor Ort“-Gruppen) gefördert92. Die Sprungbrettangebote haben das Ziel, die 

Familien und Kinder kultursensibel auf das System der Kindertagesbetreuung vorzubereiten 

und schnellstmöglich den Übergang in das Regelsystem zu ermöglichen. 142 Kinder konnten 

über die Brückenangebote ins Regelsystem überführt werden. 

 

Förderung der Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit 

Die Förderung offener, aufsuchender, sportorientierter, kultureller und berufsorientierender 

Angebote der Kinder- und Jugend(sozial)arbeit soll dazu beitragen, dass junge Menschen mit 

Fluchterfahrung am gesellschaftlichen Leben teilhaben, sich eigenständig für ihre Rechte 

einsetzten und eine gute Perspektive für das Leben in Berlin entwickeln. Durch berlinweite 

Angebote in und im Umfeld von Unterkünften für geflüchtete Menschen konnte eine Vielzahl 

von Kindern und Jugendlichen erreicht werden. Das Angebot des Trägerverbundes 

„Einsteigen – Junge Wege in die Stadt“93 kann beispielhaft für die Wirkung und 

Weiterentwicklung der Angebote der Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit angeführt werden. 

Durch den Zusammenschluss und die enge Kooperation von fünf Trägern der freien 

Jugendhilfe kann den unterschiedlichen Bedarfen Heranwachsender durch passgenaue 

differenzierte Angebote schnell und flexibel entsprochen werden. So wurden 2019 462 

Angebote in und im Umfeld von Unterkünften für geflüchtete Menschen umgesetzt. 

Ein wichtiger Bestandteil der Förderung der Jugendsozialarbeit war die Förderung der 

Begegnung von Kindern, Jugendlichen und Familien mit und ohne Fluchtgeschichte. Im 

Berichtzeitraum konnte die Anzahl solcher Angebote von 31 auf 37 gesteigert werden. Ein 

Beispiel eines Angebots ist das Labyrinth Kindermuseum, welches 2019 insgesamt 3.450 

Kinder und Erwachsene wahrgenommen haben. Weitere Maßnahmen der kulturellen Bildung 

sind modellhaft, wie jugend.sprungbrett.kultur94, und haben somit Entwicklungs- und 

Erprobungscharakter.  

 

Inobhutnahme und Clearing von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF) konnte im Jahr 2019 die Inobhutnahme 

vollumfänglich sichergestellt und die Standards im Clearing eingehalten werden. Die 

                                                             
90 Maßnahme 4.4.1. 
91 Maßnahme 7.1.3. 
92 Maßnahme 4.1.1. 
93 Verbund der Maßnahmen 4.3.4/5/6/7/8 
94 Maßnahme 4.3.3. 
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Auslastung der sofort zur Verfügung stehenden Inobhutnahmeplätze für unbegleitete 

minderjährige Flüchtlinge lag bei 64% und war damit auch für schwankende Zugangszahlen 

ausgelegt. Ein Erstscreening mit Sprachmittlung für neu eingereiste unbegleitete 

Minderjährige konnte in 80% der Fälle innerhalb von drei Tagen durchgeführt werden. 

 

Im Jahr 2019 haben sich insgesamt 766 nach eigenen Angaben unbegleitete Minderjährige 

in der Erstaufnahme- und Clearingstelle gemeldet. Für 374 unbegleitete Minderjährige wurde 

nach Prüfung der Voraussetzungen eine Inobhutnahme und Feststellung von 

Ausschlussgründen für eine bundesweite Verteilung ein Clearingverfahren eingeleitet. Nach 

Abschluss des Clearingverfahrens erfolgte eine bedarfsgerechte Anschlussunterbringung 

durch das zuständige bezirkliche Jugendamt. Die zehn häufigsten Herkunftsländer sind im 

Vergleich zu 2018 unverändert: Afghanistan, Guinea, Gambia, ungeklärt (Palästinenser), 

Vietnam, Syrien, Russische Föderation, Somalia, Marokko und die Ukraine. 

 

Die Anregung einer Vormundschaft beim zuständigen Amtsgericht erfolgte innerhalb von drei 

Werktagen. Bis zur Bestellung eines Vormundes vergingen in der Regel zwischen einer und 

drei Wochen, sodass eine zeitnahe gesetzliche Vertretung gewährleistet war. Die 

Zusammenarbeit mit dem Netzwerk UMF gestaltet sich äußerst konstruktiv.  

 

Die Ausführungsvorschrift über die Gewährung von Jugendhilfe für nicht durch 

Personensorgeberechtige begleitete minderjährige Flüchtlinge sah in der Fassung vom 27. 

Juli 2018 die Gründung eines Netzwerkes UMF vor. Dies wurde im Jahr 2019 umgesetzt und 

wird seither fortgeführt. Im Rahmen regelmäßiger Treffen wirkt die für Jugend zuständige 

Senatsverwaltung auf einen angemessenen Informationsaustausch zwischen den mit 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen betrauten relevanten Akteuren hin. 

 

Beschulung neuzugewanderter Kinder und Jugendlicher in Lerngruppen zum Erwerb der 

deutschen Sprache (Willkommensklassen) 

Im Jahr 2019 wurden 6.270 Schülerinnen und Schüler in 540 Willkommensklassen beschult 

(Stichtag Nov. 2019). Zum Ausgleich fehlender schulischer Vorkenntnisse bei 

jahrgangsälteren Schülerinnen und Schülern in der Allgemeinbildung wurden berlinweit 30 

Lerngruppen für besondere Bedarfe eingerichtet an denen ca. 290 Personen teilnahmen, 

unter anderem im Rahmen des Projektes Praxiserprobung für Geflüchtete, im Bildungszentrum 

Tempelhofer Weg und in anderen bezirklichen Angeboten95.  

 

Die Unterstützung in der schulischen Berufsvorbereitung durch die bereits erhöhte Zahl an 

Bildungsgangbegleitungen (83) im Schuljahr 2018/2019 in dem Bildungsgang der 

Integrierten Berufsausbildungsvorbereitung (IBA) sowie in dem Berufsqualifizierenden 

Lehrgang (BQL) führte dazu, dass über 25% der ehemaligen Willkommensschülerinnen und -

schüler über 16 Jahre einen dualen Ausbildungsplatz und ca. 5% einen weiteren betrieblichen 

Anschluss erhielten und über 65% einen ersten deutschen Schulabschluss (Berufsbildungsreife 

oder erweiterte Berufsbildungsreife) erworben haben. Im Schuljahr 2019/2020 werden 1.300 

Geflüchtete in IBA und ca. 800 in der Ausbildung beschult.  

 

Erhöhung der Teilhabe der Schülerinnen und Schüler mit Fluchtgeschichte durch 

außerunterrichtliche und ergänzende Förderung an der inklusiven Ganztagsschule 

Im Rahmen schulergänzender Angebote haben geflüchtete Kinder und Jugendliche 

Sprachkenntnisse erworben, um ihre Bildungschancen und ihre gesellschaftliche Teilhabe zu 

erhöhen. In Kooperation mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie bot die 

Deutsche Kinder und Jugendstiftung das Programm „Gemeinsam Starten - Fit für die 

Schule“96 an. Junge Geflüchtete erhielten individuelle Sprachförderungsangebote in kleinen 

Gruppen, während sie auf einen Schulplatz warteten oder sich in einer Willkommensklasse auf 

die Regelklasse vorbereiteten. Sie nahmen sowohl an unterschiedlichen Bildungsangeboten 

bewährter Träger der freien Jugendhilfe als auch an Sport- und Kulturangeboten (zum 

                                                             
95 Maßnahme 4.6.3. 
96 Maßnahme 4.8.11. 
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Beispiel Theaterspiele, Filmprojekte) teil. 2019 konnten 850 Kinder und Jugendliche die 

Angebote von Fit für die Schule wahrnehmen (2018: 835). Gefördert durch die 

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie bot die Deutsche Kinder- und 

Jugendstiftung auch das Programm „Berliner Ferienschulen – Sprachförderung, Bildung und 

Teilhabe für geflüchtete Kinder und Jugendliche“97 an. Die Berliner Ferienschulen stellen ein 

berlinweites Angebot dar, im Rahmen dessen zugewanderte und geflüchtete Kinder in den 

Oster-, Sommer- und Herbstferien ihre neu erworbenen Sprachkenntnisse praktisch anwenden 

können. Als wirkungsvolle Ergänzung zum regulären Schulunterricht ermöglichen die Berliner 

Ferienschulen neben einer expliziten Förderung der Sprachkompetenz in Form von 

„Sprachunterricht“ vor allem eine implizite, anwendungspraktische Sprachförderung. In 

Zusammenarbeit mit Trägern der freien Jugendhilfe und gemeinnützigen Organisation 

wurden Sport-, Kultur- und Kunstaktivitäten angeboten (zum Beispiel: Stadterkundung, Tanz-, 

Zirkus- oder Theaterprojekte). 2019 hat sich die Anzahl von Lerngruppen (2018: 155, 2019: 

160) und die Anzahl von Teilnehmenden (2018: 2.077, 2019: 2398) leicht erhöht. 

 

Berufliche Bildung  

Seit dem 1. November 2019 wird das Projekt „EVEREST“ zur beruflichen Integration mit 30 

Plätzen regelfinanziert. Mit dem Projekt Everest unterstützt der Senat ein Projekt zur 

gesellschaftlichen und betrieblichen Integration junger Geflüchteter im Alter von 17 bis 27 im 

Rahmen der Jugendsozialarbeit98. Grundlage ist ein Trägervertrag für teilstationäre Angebote 

der Jugendberufshilfe gem. § 13 Abs. 2 SGB VIII. Das zunächst als Modellprojekt gestartete 

Vorhaben wurde im Laufe der Finanzierung weiterentwickelt, so dass langfristige und 

zukunftssichere Überführung in die Regelfinanzierung erreicht werden konnte.  

Mit dem Deutschen Sprachdiplom I PRO  wurde eine Möglichkeit geschaffen, damit 

Schülerinnen und Schüler ab etwa 16 Jahren, die eine berufliche Schule besuchen, ihre 

berufsorientieren Deutschkenntnisse nachweisen können99. 2019 wurden 185 Zertifizierungen 

verteilt, was einen großen Anstieg von 2018 erkennen lässt. 2018 haben 59 Personen das 

Deutsche Sprachdiplom I PRO erhalten. 

 

Förderung des Spracherwerbs und der Alphabetisierung  

Die von den Volkshochschulen aller Bezirke umgesetzten Deutschkursen für Geflüchtete des 

Landes Berlin bieten allen nicht schulpflichtigen Schutzsuchenden, die keinen sofortigen 

Zugang zum Regelsystem der bundesgeförderten Deutschkurse haben, ein Angebot an Basis 

– und Aufbausprachförderung. Das Angebot ist auch im Berichtsjahr 2019 ausgebaut und 

weiterentwickelt worden. Eine Erweiterung der Sprachkurse von vier auf bis zu 10 Modulen mit 

je 100 Unterrichtseinheiten pro Person sowie die Einführung von speziellen Deutschkursen für 

Menschen mit Sehbehinderungen konnte realisiert werden100. Seit Juni 2019 können 

Teilnehmende an bis zu 1.000 Unterrichtseinheiten Deutschunterricht teilnehmen und somit 

ihre Sprachkenntnisse bis zum Sprachniveau B2 GER erweitern. Mit dem erweiterten Angebot 

können eine bessere Orientierung im Alltag und ausreichende Sprachkompetenzen im 

Hinblick auf eine spätere Erwerbstätigkeit gewährleistet werden. Im Jahr 2019 sind insgesamt 

1.058 Module mit je 100 Unterrichtseinheiten für Geflüchtete durchgeführt worden (2018:971 

Module). Es haben mehr als 7.400 Teilnehmende (2018: 5.639 Teilnehmende) an den 

Sprachkursen teilgenommen. Der Frauenanteil konnte von 38,9% (2018) auf 39,2% gesteigert 

werden. Die Frequentierung ist gegenüber dem Vorjahr somit leicht gestiegen. 18,81% der in 

ganz Berlin durchgeführten Sprachmodule waren Alphabetisierungsmodule, das heißt eine 

Gesamtanzahl von 199 Modulen (2018:263). Im Berichtsjahr 2019 haben 387 Personen 

(2018:431) an den mit Unterstützung des Europäischen Sozialfonds landesfinanzierten 

berufsbezogenen Sprachkursen teilgenommen101. Der Frauenanteil hat sich von 18% im Jahre 

2018 auf 26% erhöht. Die Teilnahme von Frauen mit Kindern wurde auch durch die 

Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung im Rahmen von 

Kinderbeaufsichtigung während der Deutschsprachkurszeiten gefördert. 

                                                             
97 Maßnahme 4.8.10. 
98 Maßnahme 3.10. 
99 Maßnahme 4.7.3. 
100 Maßnahme 4.9.1. 
101 Maßnahme 4.9.2. 
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Handlungsfeld 5: Arbeitsmarktintegration, Erwerbsleben 

und Ausbildung 
 
Die Maßnahmen im Handlungsfeld „Arbeitsmarktintegration, Erwerbsleben und Ausbildung“ 

decken die gesamte Bandbreite an Unterstützungsbedarfen von der Berufsorientierung, 

Berufsvorbereitung und Ausbildung über die Beratung und Begleitung bei der Stellensuche bis 

zur Flankierung von Gründungsaktivitäten ab. Hinzu kommen Informationsangebote zu 

arbeits- und aufenthaltsrechtlichen Fragen und zum Arbeitsmarktzugang. 

 
Die Integration Geflüchteter in den Arbeitsmarkt hat im Berichtszeitraum weitere Fortschritte 

gemacht. Zum Jahresende 2019 waren 16.804 Personen aus den 

Hauptasylherkunftsländern102 in Berlin in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung. Das 

waren 3.236 bzw. 23,9 % mehr als im Vorjahresmonat. Auch die Zahl der Bewerberinnen und 

Bewerber um einen Ausbildungsplatz ist von 2.248 im Ausbildungsjahr 2017/2018 auf 2.602 

im Ausbildungsjahr 2018/2019 gestiegen.  

 

Einen großen Anteil an der erfolgreichen Arbeitsmarktintegration Geflüchteter in Berlin haben 

die Berliner Agenturen für Arbeit und Jobcenter, die die Geflüchteten in den unterschiedlichen 

Rechtskreisen beraten, vermitteln und mittels bundesfinanzierten Angeboten fördern. 

Flankierend dazu bieten die Angebote des Landes Berlins eine Vielzahl an Förder- und 

Beratungsangeboten, die grundsätzlich auch für Geflüchtete geöffnet sind. Dabei richten sich 

einige Landesangebote speziell an Geflüchtete und/oder Zugewanderte allgemein, um 

adäquate Ansätze für flucht- und migrationsspezifische Herausforderungen zu bieten. Dazu 

haben i.d.R. auch Personen mit Duldung oder einer Aufenthaltsgestattung Zugang.103 

 

Der Zugang für Geflüchtete zum Arbeitsmarkt erfordert häufig die Überwindung einer 

Vielzahl miteinander verknüpfter Problemlagen in verschiedenen Bereichen (z. B. Sprache, 

formale Bildung, Aufenthaltsstatus, Wohnsituation). Um dieser Komplexität angemessen 

begegnen zu können, ist eine Verzahnung der Unterstützungsstrukturen notwendig. Anstatt 

einer linearen Förderlogik zu folgen, wird die Arbeitsmarktintegration durch Bereitstellung und 

Verknüpfung der verschiedenen Förderangebote unterstützt. Deshalb wurden die 

Unterstützungsangebote der unterschiedlichen im Förderprozess involvierten Akteure 

aufeinander abgestimmt. Infolgedessen wurden Aktivitäten gestartet, um die Verzahnung 

zwischen den Angebotsträgern zu vertiefen. Dieser Verzahnungsprozess ist insbesondere in 

den Willkommen-in-Arbeit-Büros (WiA-Büros) sichtbar, in denen eine Vielzahl verschiedener 

Angebote zur Förderung des Zugangs für Geflüchtete und Zugewanderte zum Arbeitsmarkt 

an einem Ort vereint und miteinander vernetzt sind, u. a. das Berliner Jobcoaching für 

Geflüchtete, die Mobile Jobberatung (MobiJob) und die Mobile Bildungsberatung (MoBiBe). 

Die MoBiBe und ARRIVO kooperieren seit 2019 stärker als bislang miteinander und die 

Schnittstellen mit den WiA-Büros sind noch enger geworden. Ferner hat sich die 

Zusammenarbeit auf horizontaler Ebene (zwischen den Trägern der Beratungsservices) als 

auch vertikal (zwischen koordinierendem und beratendem Träger) durch gemeinsame 

Austauschformate stark intensiviert und verbessert. In diesem Zusammenhang sind auch die 

Bemühungen im Bereich Wissensmanagement/Wissenstransfer (digital und im persönlichen 

Austausch) zu nennen. 

 

Von den Geflüchteten, die im Berichtszeitraum arbeitsuchend gemeldet waren, konnte der 

überwiegende Teil aufgrund des vorhandenen Sprach- und formalen Qualifikationsniveaus 

bei der Bundesagentur für Arbeit nur für die Vermittlung in Helfertätigkeiten registriert 

                                                             
102 Personen aus den acht herkunftsstärksten nichteuropäischen Asylherkunftsländern Eritrea, Nigeria, Somalia, Afghanistan, 

Irak, Iran, Pakistan, Syrien. 
103 Zu den Beschränkungen des Zugangs Geflüchteter in den Arbeitsmarkt vgl. 1.3. 
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werden104. Diese Menschen sollen, u. a. durch berufliche Qualifizierungen, bestmöglich dabei 

unterstützt werden, ihre Kenntnisse und Fähigkeiten einzubringen und weiterzuentwickeln, um 

später Tätigkeiten mit höheren Qualifikationsanforderungen übernehmen zu können.  

 

Geflüchtete, die im Ausland Abschlüsse und Berufsqualifikationen erreicht haben, werden bei 

der qualifikationsadäquaten Integration in den Arbeitsmarkt durch das Förderprogramm 

‚Integration durch Qualifizierung‘105 (IQ Netzwerk Berlin) unterstützt. Das IQ Netzwerk Berlin, 

welches durch die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales koordiniert wird, 

bietet Anerkennungs- und Qualifizierungsberatungen sowie Qualifizierungsmaßnahmen für 

diverse Berufe an. 2019 wurden im Berliner Landesnetzwerk 915 Geflüchtete zum 

Anerkennungsprozess oder möglichen Qualifizierungsmaßnahmen beraten. Darüber hinaus 

haben 38 geflüchtete Menschen Qualifizierungen in verschiedenen Berufsgruppen, wie z. B. 

den Sozialberufen oder den Gesundheitsberufen, erhalten. Mit Hilfe dieser Maßnahmen kann 

es gelingen, Geflüchtete dauerhaft und existenzsichernd in Arbeit zu vermitteln. 

 

Besondere Unterstützungsbedarfe sind erforderlich, um geflüchtete Frauen den Zugang zum 

Arbeitsmarkt zu gewähren. Diese stehen nicht nur durch die ihnen häufig zugewiesene oder in 

eigener Verantwortung übernommene „Care Arbeit“ und der damit verbundenen 

eingeschränkten Flexibilität besonderen Herausforderungen gegenüber, eine Arbeitsstelle zu 

finden oder eine Ausbildung zu absolvieren. In manchen Fällen kommt dazu, dass notwendige 

Bildungsabschlüsse nachgeholt werden müssen. Diese besonderen Bedarfslagen von Frauen 

erfordern frauenspezifische Maßnahmen und wirtschaftsnah konzipierte Angebote. 

 

Um eingewanderte Menschen und mobile Arbeitnehmer*innen dabei zu unterstützen, ihre 

Arbeits- und Sozialrechte wahrzunehmen und mögliche Arbeitsausbeutungen zu verhindern, 

verfügt das Berliner Beratungszentrum für Migration und Gute Arbeit (BEMA)106 über 

verschiedene Angebote. Neben Beratungen wurden im Jahr 2019 insgesamt 56 

arbeitsrechtliche Schulungen für Geflüchtete und in der Flüchtlingsarbeit tätige 

Multiplikatorinnen und Multiplikatoren mit 31 unterschiedlichen Kooperationspartnern 

durchgeführt. Insgesamt wurden 565 Personen geschult (400 Geflüchtete und 165 

Multiplikatorinnen und Multiplikatoren), von denen 235 Frauen, 327 Männer und 3 divers 

waren. 

 

Viele Angebote in diesem Handlungsfeld haben ihre Öffentlichkeitsarbeit weiterentwickelt, um 

die Sichtbarkeit der Maßnahmen bei der Zielgruppe sowie bei Multiplikatorinnen und 

Multiplikatoren im arbeitsmarktpolitischen Bereich zu erhöhen. Ferner wurde teils eine inter- 

und transkulturell sensiblere sowie inklusivere und digitalere Beratungspraxis angestrebt. 

Beispielhaft kann die Überarbeitung weiter Teile der Öffentlichkeitsarbeit der mobilen 

Bildungsberatung (MoBiBe) genannt werden107. Bei der Überarbeitung wurde die 

Öffentlichkeitsarbeit einem inter- und transkulturell sensiblen wie rassismuskritischen Blick 

unterworfen. 

 

Drei Projekte können stellvertretend für die vielfältigen Maßnahmen im Handlungsfeld 

„Arbeitsmarktintegration, Erwerbsleben und Ausbildung“ als Beispiele herangezogen werden:  

 

- bridge – Berliner Netzwerke für Bleiberecht108: bridge ist ein Zusammenschluss aus 

Nichtregierungsorganisationen, darunter das Zentrum Überleben, und die Beauftragte des 

Senats von Berlin für Integration und Migration. Ziel der Projektarbeit ist die nachhaltige 

Teilhabe Geflüchteter am Arbeitsmarkt. Seit 2016 konnte ein gutes Drittel der Teilnehmenden 

in Arbeit, Ausbildung bzw. Maßnahmen zum nachträglichen Erwerb eines Schulabschlusses 

vermittelt werden. Besonders erfolgreich war 2019 die Vermittlung über das bridge-Projekt 

                                                             
104 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Personen im Kontext von Fluchtmigration, Dezember 2019, Tab. 5 (Berlin). 
105 Maßnahme 5.14.4. 
106 Maßnahme 5.8. 
107 Maßnahme 5.7. 
108 Maßnahme 5.14.3. 
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„Culture Care - Pflegebasiskurse“ bei der Berufsfachschule Paulo Freire. Hier mündeten über 

60 % der Teilnehmenden im Anschluss in eine Ausbildung oder Beschäftigung, überwiegend 

im Bereich Gesundheit und Pflege.  
 

- ARRIVO Berlin – Projekte zur Erprobung der betrieblichen Praxis109: ARRIVO ist eine 

Berufsorientierungs- und Ausbildungsinitiative der für Arbeit zuständigen Senatsverwaltung, in 

der sich Geflüchtete in den für den jeweiligen Berufsbereich (zum Beispiel: Handwerk, 

Gastgewerbe, Gesundheitsbereich) erforderlichen Fertigkeiten erproben, sowie sich mit den 

betrieblichen Anforderungen vertraut machen können. In den ARRIVO-Teilprojekten konnte 

die Zahl der Teilnehmenden im Jahr 2019 auf 1.019 (Vorjahr: 882) gesteigert werden, davon 

waren 244 Frauen (Vorjahr: 155). Es konnten 356 (Vorjahr: 243) Vermittlungen in Ausbildung, 

Arbeit, Einstiegs- und Nachqualifizierung erreicht werden. 

 

- Berliner Jobcoaching für Geflüchtete110: Das Programm „Berliner Jobcoaching für 

geflüchtete Menschen” unterstützt Geflüchtete im Rahmen eines rund sechsmonatigen 

Coachings beim Abbau von erstintegrationsspezifischen Beschäftigungshemmnissen und der 

Integration in den 1. Arbeitsmarkt. 2019 haben insgesamt 1.801 Geflüchtete, davon 533 

Frauen, an dem Coaching teilgenommen. 261 Geflüchtete (42 Frauen) konnten in den 1. 

Arbeitsmarkt integriert werden (Integrationsquote 27 %). Für 283 Geflüchtete (106 Frauen) 

konnten Weiterbildungsmaßnahmen (Qualifizierung, schulische/außerbetriebliche Ausbildung, 

Studium, Praktikum) vermittelt werden (Integrationsquote 30 %).  

 

Letztlich ist der Erfolg der Anstrengungen zur Unterstützung der Arbeitsmarktintegration 

Geflüchteter auf die Aufnahmefähigkeit und -bereitschaft von Wirtschaft und Verwaltung 

angewiesen. Die Berliner Unternehmen zeigen sich in der Regel offen für die Einstellung 

geflüchteter Menschen, sofern diese die benötigten Kompetenzen mitbringen. Viele, wie 

beispielsweise die in der „Interessengruppe Flüchtlinge“ zusammengeschlossenen 

Unternehmen, zeigen darüber hinaus besonderes Engagement und Hilfestellung bei der 

Einarbeitung oder dem Einstieg in eine Berufsausbildung. Vor diesem Hintergrund wird auch 

der Austausch der für Arbeit zuständigen Senatsverwaltung mit Vertreterinnen und Vertretern 

der Wirtschafts- und Sozialpartner sowie der Kammern (IHK, HWK) und der Bundesagentur für 

Arbeit intensiv geführt.  

 

Für entsprechend qualifizierte Geflüchtete stellt die Möglichkeit, sich in Berlin selbstständig zu 

machen, eine wichtige Lebensperspektive und Integrationshilfe dar. Daher bietet die 

Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe auch im Berichtsjahr wieder in 

Kooperation mit der Investitionsbank Berlin spezielle Gründungsseminare an. 

 

Handlungsfeld 6: Hochschule / Wissenschaft 
 

In der Umsetzung der Maßnahmen im Handlungsfeld 6 zeigt sich, dass die Weltoffenheit der 

Berliner Hochschulen und der stetig hohe Anteil internationaler Studierender sich positiv auf 

den Zugang Geflüchteter zu einem Studium an Hochschulen auswirken.  
 

Im Berichtszeitraum hat die für Wissenschaft zuständige Senatsverwaltung den Schwerpunkt 

der Maßnahmen auf die Beratung und Betreuung Geflüchteter an den Hochschulen gelegt111. 

Die Betreuung und Beratung kommt dabei sowohl Gasthörenden als auch den 

Teilnehmenden an Vorbereitungskursen und studierenden Geflüchtete zugute. Die elf 

staatlichen Berliner Hochschulen haben zu diesem Zweck Programme aufgelegt, in denen 

Geflüchtete an der jeweiligen Hochschule spezifisch beraten und betreut werden. Dazu 

zählen insbesondere auch die zeitintensive psychologische Beratung und Betreuung.  

 

Beispielhaft können zwei Programme der Berliner Hochschulen genannt werden:  

                                                             
109 Maßnahme 5.12. 
110 Maßnahme 5.5. 
111 Maßnahme 6.2. 
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- Das Programm „MigraMentor 2.0“ der Humboldt Universität zu Berlin: Durch ein 

persönliche Mentoring-Beziehung werden Schülerinnen und Schüler mit 

Fluchtintergrund fachlich orientiert und beraten. Dabei fußt MigraMentor 2.0 auf 

zwei Säulen: 

1. der Qualifizierung von Mentorinnen und Mentoren (inklusive Netzwerkarbeit) und  

2. einem Schülerinnen- und Schüler-Mentoring (persönlichen Mentoring-

Beziehungen mit fachlichen Einblicken.) Nach einer Konsolidierungsphase 

startete MigraMentor 2.0 planmäßig mit einer 2-tägigen Mentorinnen- und 

Mentoren-Qualifizierung am 1. und 2. November 2019, die wegen weiterer 

Bewerbungen im Januar 2020 wiederholt wurde (9. Und 13. Januar 2020). 

Bislang wurden 14 Mentorinnen und Mentoren aus diversen Fachbereichen (z. B. 

diverse Lehrämter, Medizin, Jura, Kunstgeschichte, Agrarwissenschaften) 

qualifiziert, die den Mentees nun beratend und unterstützend zur Seite stehen. 

Weitere 17 Personen haben darüber hinaus Interesse bekundet, am Projekt 

teilzunehmen; deren Qualifizierung steht noch aus.  

- Die spezifische Beratung von Geflüchteten mit Behinderung und chronischer 

Krankheit an der TU Berlin wurde 2019 inhaltlich und personell aufgestockt. Um den 

Problemlagen bei Geflüchteten früher begegnen zu können, wurden die Belange der 

Geflüchteten in den Mittelpunkt gelegt und dieser Arbeitsschwerpunkt wurde 2019 

erweitert und gepflegt. Darüber hinaus wurde sich auf der Vernetzung mit anderen 

Berliner Behörden fokussiert. In der Beratung von Studierenden mit Behinderung und 

chronischen Krankheiten ist seit September 2019 eine Beraterin mit einem 

Stellenumfang von 75% eingestellt worden. Die bereits vorher angestellte 

Mitarbeiterin konnte um 25% aufgestockt werden. In diesem Bereich waren somit in 

2019 statt 50% AZ momentan 150% AZ vorhanden. 

 

In der Umsetzung durch die Hochschulen sind die Anlaufpunkte für internationale Studierende 

besonders gefördert. Die weltoffenen und international ausgerichteten Berliner Hochschulen 

inkludieren die Gruppe der Geflüchteten durch ihre Maßnahmen (fachliche und sprachliche 

Vorbereitungskurse, Beratungen und Betreuung sowie Mentoringprogramme) in die 

Studierendenschaft und bewirken damit, dass diese Gruppe ein Teil der großen Gruppe der 

internationalen Studierenden wird, deren Fluchtgeschichte bei der Aufnahme eines 

Fachstudiums keine Bedeutung mehr beikommt. Sie werden damit ein Teil des Regelsystems 

an der Hochschule und erhalten die gleichen Chancen wie andere internationale 

Studierende. 

 

Einen weiteren Schwerpunkt der Maßnahmen bildeten die Vorbereitungskurse112 (Sprach- 

Fach- und Brückenkurse) auf denen in den Vorjahren das Hauptaugenmerk lag. In diesen 

Jahren zeigte sich eine konstante Zahl an Geflüchteten in Vorbereitungskursen an den 

Hochschulen. Die Zahl der reinen Gasthörerschaften ist dagegen erheblich 

zurückgegangen113. Dies lässt darauf schließen, dass sich Geflüchtete schneller für ein 

konkretes Fachstudium und die entsprechende Vorbereitung darauf entschieden haben.  

 

Handlungsfeld 7: Sozialräumliche Integration, Kultur und 

Sport 
 

                                                             
112 Maßnahme 6.1. 
113 2017: 1.041 Personen, 2018: 1.391 Personen und 2019: 1.066 Personen. 
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Im Handlungsfeld 7 „Sozialräumliche Integration, Kultur und Sport“ wirken Programme und 

Maßnahmen unterschiedlicher Senatsverwaltungen114 zusammen, die alle das Ziel haben, die 

gesellschaftliche Teilhabe der Geflüchteten zu fördern und durch Verbesserung der 

Lebensbedingungen und der Entwicklungsperspektiven aller Bewohnerinnen und Bewohner 

den sozialen Zusammenhalt in den Sozialräumen zu stärken. Durch die sozialräumlich 

wirkenden Programme und Maßnahmen, den aufgebauten und gestärkten Strukturen des 

freiwilligen Engagements sowie den Sport- und Kulturförderungen wurden Begegnung und 

Interaktionen und damit die gesellschaftliche Teilhabe von Geflüchteten aktiv gefördert. Ein 

Großteil der im Folgenden aufgeführten sozialräumlichen Maßnahmen orientiert sich eng an 

den bereits im Quartier vorhandenen Institutionen, fügt sich in bestehende Strukturen ein und 

schließt dabei häufig auch kurzfristig Lücken. Dabei werden die Belange geflüchteter 

Menschen in die bestehenden Strukturen eingebracht. Mit den zur Verfügung stehenden 

Mitteln konnte sehr flexibel auf die konkreten und aktuellen Bedarfe der Geflüchteten wie 

auch im Quartier insgesamt reagiert werden. Die vielfältige Gestaltung von Dialogprozessen 

und die persönlichen Begegnungen führten zu mehr Solidarität in den Nachbarschaften, auch 

gegenüber jenen Menschen, die Diskriminierung und Ausgrenzung erfahren und fördern ein 

integratives Klima in den Quartieren. Die Effekte der sozialräumlichen Angebote liegen damit 

sowohl auf einer integrativen persönlich-nachbarschaftlichen als auch auf der institutionellen 

Ebene. 

 

Es zeigt sich, dass der gemeinsame Prozess zur Erarbeitung von Zielsetzungen und 

Maßnahmen des Handlungsfeldes im Jahr 2016 auch dazu führte, dass viele der Berliner 

Programme und Projekte sich auch im Jahr 2019 gegenseitig in ihren Integrationsansätzen 

stärkten. 

 
BENN - Berlin Entwickelt Neue Nachbarschaften und FEIN- Freiwilliges Engagement in 

Nachbarschaften und der LeNa-Lebendige Nachbarschaften und WiKoKu – 

Willkommenskultur  

Ein wesentliches Ziel der sozialräumlich angesiedelten Programme und Projekte der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen und der Senatsverwaltung für Integration, 

Arbeit und Soziales115 ist die Förderung der Partizipation aller und eines aktiven Miteinanders 

in der Nachbarschaft.  

 

Schwerpunkte der sozialräumlich wirkenden Programme lagen im Jahr 2019 vor allem in der: 

‒ Förderung der interkulturellen Begegnung und des Dialogs,  

‒ Aktivierung des freiwilligen Engagements und Stärkung der Strukturen sowie in der 

‒ Förderung von Empowerment und Partizipation Geflüchteter und ansässiger 

Bevölkerung.  

 

Berlin Entwickelt Neue Nachbarschaften (BENN)116 
Die Unterstützung von Empowerment und Weitergabe von Wissen und Informationen wurde im 

Jahr 2019 an den BENN-Standorten intensiviert. Begegnungen zwischen Nachbarschaft und 

Geflüchteten wurden gefördert. Die Beteiligung Geflüchteter wurde in verschiedenen 

Formaten umgesetzt oder schon bestehende Formate unterstützt, um Bedarfe der 

Geflüchteten und der Nachbarschaft zu erfassen und lebensweltnah umzusetzen. An allen 

Standorten sind Kooperationen und Netzwerke gestärkt, um stabile Strukturen zur 

nachhaltigen Förderung von Nachbarschaft und Empowerment zu schaffen. 

  

Bereitgestellte Möglichkeiten zur Begegnung sind vertrauensbildend und oft Voraussetzung für 

Beteiligungsprojekte. An vielen Standorten entstanden Begegnungs- und Sprachcafés, 

Frauencafés, Männertreffs oder Ehrenamtsstammtische, die Begegnungen und die aktive 

Beteiligung Geflüchteter ermöglichen. So fand das Frauenfrühstück in der Wilhelmstadt an 

                                                             
114 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, Senatsverwaltungen für Integration, Arbeit und Soziales und die 

Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und Migration, Senatsverwaltung für Inneres und Sport, Senatsverwaltung für 
Kultur und Europa. 

115 BENN - Berlin Entwickelt Neue Nachbarschaften und FEIN- Freiwilliges Engagement in Nachbarschaften, LeNa-Lebendige 
Nachbarschaften und WiKoKu – Willkommenskultur. 

116 Maßnahme 7.1.1. 
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verschiedenen Orten im Stadtteil statt (Unterkunft, BENN-Büro; Parks). Dort treffen sich Frauen 

aus der Nachbarschaft und der Unterkunft, lernen sich kennen und tauschen sich aus. 

Niedrigschwellige und oft anlassbezogene Beteiligungsformate (z. B. mobiles Café BENN 

Blumberger Damm, Organisation von Festen, Gemeinschaftsgärten, gemeinsames Gestalten 

von Räumen, Möbelbauen) werden oft besser angenommen als regelmäßige, wie z. B. 

Bewohnerräte oder Nachbarschaftsforen. 

 

Die Gestaltung gemeinsamer Partizipationsprozesse in der Nachbarschaft unter Beteiligung 

Geflüchteter stellt sich aufgrund der Fluktuation der Bewohnerschaft und Sprachbarrieren oft 

als schwierig dar und benötigt häufig Unterstützung durch Sprachmittelnde. Dennoch sind an 

allen BENN-Standorten Beteiligungsformate entstanden. Die Veränderung äußerer 

Rahmenbedingungen wie die Schließung von Unterkünften oder Betreiberwechsel 

erschwerten den Aufbau von (Beteiligungs-)Strukturen in den Unterkünften selbst. Die 

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen aus den Unterkünften wurde vielseitig umgesetzt, 

wegen des hohen Anteils von Kindern und Jugendlichen an den Bewohnenden der Unterkünfte 

ist der Bedarf noch nicht abgedeckt, eine Erweiterung wird angestrebt. Das Team in Buckow 

organisierte bspw. 2019 gemeinsam mit Kooperationspartnern aus dem Gebiet und dem 

Bezirk eine Ideenwerkstatt, um eine Mitgestaltung und Vernetzung der Kinder anzuregen, aus 

der sich dann ein Kinder- und Jugendrat entwickelte. 

 

Als wichtiges Handlungsfeld erweist sich zunehmend die Unterstützung von Maßnahmen zur 

Bildung von migrationsgesellschaftlicher Kompetenz in lokalen Einrichtungen und der 

Sensibilisierung für Alltagsrassismen und Formen der institutionellen Diskriminierung. 

Maßnahmen gegen Diskriminierung, Ausgrenzung und Anfeindung von Geflüchteten wurden in 

Zusammenarbeit mit Kooperationspartnern entwickelt und bedürfen weiterer Unterstützung, 

da Alltagsrassismus und Diskriminierung sich an einigen Standorten immer wieder zeigen. So 

wurde beispielsweise gemeinsam mit ReachOut für die Bewohnerschaft einer Unterkunft in 

Buch ein Workshop zum Thema Alltagsrassismus und Diskriminierung organisiert, um die 

Bewohnerinnen und Bewohner über ihre Rechte zu informieren. An anderen BENN-Standorten 

fanden Fortbildungen (z. B. mit der Mobilen Beratung gegen Rechts) und 

Argumentationstrainings statt (z. B. Stammtischkämpfer*innenseminare in Kooperation mit 

Aufstehen gegen Rassismus). Ebenfalls in Buch wurde gemeinsam mit Kooperationspartnern 

(BerTa Frauenberatung und Bildungsverbund Buch) die Bibliothek intersektionale aufgebaut 

und erweitert bzw. mehrsprachige Leseboxen im Stadtteil aufgestellt. Auch an anderen BENN-

Standorten wurden Bibliotheken hin zu einer migrationsgesellschaftlichen Ausrichtung 

gestärkt. Damit werden das Zugehörigkeitsgefühl, das kulturelle Wissen und der Austausch 

gestärkt. 

 

An einigen Standorten sind neue integrationsfördernde Infrastruktureinrichtungen und 

Begegnungsräume entstanden, weitere sind in Planung. So baute das Team im Kosmosviertel 

gemeinsam und auf Wunsch der Bewohnerschaft des Tempohomes in Kooperation mit dem 

Betreiber und verschiedenen Partnern das Café Quitte auf. Die Bewohner waren von Beginn 

an bei der Gestaltung und dem Programm beteiligt. Das Café wurde von den 

Unterkunftsbewohnerinnen und -bewohnern, lokalen Akteurinnen und Akteuren und der 

Nachbarschaft vielfältig genutzt. Im Märkischen Viertel wurde mit Fördermitteln aus dem 

Programm Stadtumbau das Integrations- und Familienzentrum als Begegnungszentrum 

saniert und ausgebaut. Hier befindet sich auch das BENN-Büro. 

 

Freiwilliges Engagement in Nachbarschaften (FEIN)117  
Im Programm FEIN wurden kleine Aktionen und Maßnahmen umgesetzt, die dem 

nachbarschaftlichen und gemeinschaftlichen Miteinander dienen. FEIN fördert die Bildung 

und Angebote zum Spracherwerb, stärkt die Nachbarschaft und fördert das Zusammenleben 

für Menschen verschiedenen Alters, Herkunft und Kulturen und stärkt Geflüchtete durch 

Partizipation. So wurde beispielsweise im Mühlenkiez in Pankow die Begegnung und der 

interkulturelle Austausch durch partizipative Porträtmalerei von Geflüchteten, Wohnungslosen 

                                                             
117 Maßnahme 7.1.2. 
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und Nachbarschaft gefördert. Das Projekt "Wir sind HEIM" hat eine durch die interaktive 

Ausstellung in der von Ehrenamtlichen betriebenen KulturMarktHalle, einem 

abwechslungsreichen Begleitprogramm und weiteren Ausstellungen im Bezirksamt von 

Pankow viele Menschen angesprochen. Neben dem Empowerment Geflüchteter und 

Wohnungsloser durch künstlerische Mittel wurde das Zugehörigkeitsgefühls gestärkt und die 

langfristige Vernetzung von Menschen und Akteuren im Kiez gefördert.  

 

Ähnlich wie auch bei BENN gelingt Partizipation insbesondere durch niedrigschwellige 

Angebote und maßnahmenbezogene Beteiligungsformate. Wichtige Schwerpunkte waren 

dabei die Aktivierung der Geflüchteten und deren Nachbarinnen und Nachbarn, sowie die 

Unterstützung bei der Selbstorganisation des eigenen Lebens. Sowohl die Geflüchteten als 

auch die Bewohnerinnen und Bewohner im nachbarschaftlichen Umfeld wurden darin 

unterstützt sich auszutauschen, gemeinsame Bedarfe zu formulieren und Lösungen zu 

entwickeln. In Kreuzberg wird mit der Bantabaa Community Geflüchteten im Umfeld des 

Görlitzer Parks eine berufliche Perspektive geboten, die unter anderem den Ausstieg aus dem 

Drogenhandel ermöglicht. Dies erfolgt durch eine Vorqualifizierung in der Gastronomie, 

durch Deutsch- und Mathematikkurse sowie konkrete Maßnahmen durch Stärkung der 

Teilhabe Geflüchteter. Die Maßnahmen stärken bei den Teilnehmern (18 in 2019) das 

Verständnis für die deutsche Kultur, die sprachliche und gesellschaftliche 

Verständigungsfähigkeit und wirken so, Ausgrenzung, Diskriminierung und Benachteiligung 

entgegen. Wöchentlich findet das Community Dinner statt, bei dem gemeinsam geplant, 

eingekauft und gekocht und im Anschluss zusammen mit Gästen aus dem Kiez, Teilnehmern 

der Rechtsberatung und Geflüchteten aus dem Park gegessen wird. Entscheidend für das 

Projekt und den Verlauf geplanter Maßnahmen ist die 1x wöchentlich stattfindende 

Rechtsberatung. 

 

WiKoKu – Willkommenskultur118 
Das Programm WiKoKu des Infrastrukturförderprogramms Stadtteilzentren (IFP STZ) wurde 

erfolgreich weitergeführt und etabliert. Es wird ab 2020 auf alle Neu-Berlinerinnen und Neu-

Berliner ausgerichtet und wird somit keinen flüchtlingsspezifischen Bezug mehr haben. 

 

LeNa – Lebendige Nachbarschaft119 

Als zivilgesellschaftliche Akteure und wichtige Organisationen im bürgerschaftlichen 

Engagement wirken die Stadtteilzentren (STZ) und Freiwilligenagenturen (FA) an der 

Gestaltung der pluralistischen, vielfältigen und toleranten Gesellschaft aktiv mit. Bereits im 

Jahr 2018 begann die Landesfreiwilligenagentur Berlin im Rahmen von LeNa mit einer 

strukturierten Befragung und Vor-Ort-Beratung in STZ und FA zum Stand ihrer 

Teilhabeprozesse. Im Jahr 2019 wurden 10 STZ und FA befragt. Ziel war es, sich ein 

umfangreiches Bild über den jeweiligen Reifegrad der Organisationen in Hinblick auf die 

Teilhabeprozesse zu verschaffen, um auch künftig das Projekt LeNa bedarfsorientiert anbieten 

zu können. Ein besonderer Fokus lag dabei auf der strukturellen Ebene in der Organisations- 

und Personalpolitik. 

 

Mit den vom Programm LeNa unterstützten 15 Projekten konnten in 2019 insgesamt 209 

Engagierte (geflüchtete Menschen, Menschen mit Migrationsgeschichte und weitere am 

Engagement interessierte Menschen) gewonnen werden. Neben den aufgebauten 

nachbarschaftlichen Verbindungen und den neu gewonnenen Ehrenamtlichen konnte die 

übergreifende Vernetzung von Institutionen gestärkt und Synergien im Zusammenspiel mit 

anderen Projekten, Trägern und Partnern gewonnen werden.  

 

So wurde beispielsweise im Stadtteilzentrum Kiezspinne 2019 der Nachbarschaftsflohmarkt 

organisiert, um die verschiedenen Nachbarinnen und Nachbarn zusammenzubringen. Im 

Stadtteilzentrum Moabiter Stadtschloss wurden in Kooperation mit der Volkshochschule Mitte 

und dem Nachbarschaftstreffpunkt Sprengelhaus zwei Chöre gegründet, in denen jeweils 

                                                             
118 Maßnahme 7.1.5. 
119 Maßnahme 7.1.4. 
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Erwachsene und Kinder aus unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen gemeinsam singen. In 

der Selbsthilfekontaktstelle Mitte (Nachbarschaftstreff für Geflüchtete/LouLou-Café) lag der 

spezielle Schwerpunkt des LeNa-Projektes bei der Organisation von Selbsthilfegruppen. Die 

Selbsthilfegruppe für persisch sprechende Frauen wird von einer ehrenamtlich arbeitenden 

Frau aus dem Iran begleitet. Die Teilnehmerinnen haben in 2019 zusätzlich eine Tanzgruppe 

gegründet. Ausgehend vom Beratungsangebot „Cooking with friends“ wurde ab Anfang 2019 

im Mehrgenerationenhaus Gneisenaustraße ein interkulturelles Männercafé als 

Beteiligungsangebot für Geflüchtete und Nachbarschaft aufgebaut. Mit 

ressourcenorientierten, biografischen Übungen als Einstieg konnte ein lebendiger Austausch 

über Erfahrungen aus der Vergangenheit, neue Herausforderungen, Gleichberechtigung, 

Rollenbilder und individuelle Wünsche und Träume entwickelt werden. 

 

Integrationslotsinnen und Integrationslotsen und Stadteilmütter 120 

Die Integrationslotsinnen und Integrationslotsen des Landesrahmenprogramms der 

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales ermöglichen sowohl neu 

Zugewanderten als auch bereits länger in Berlin lebenden Menschen mit Flucht- und 

Migrationsgeschichte durch Sprachmittlung und Begleitung Partizipation und gesellschaftliche 

Teilhabe in allen Berliner Bezirken. Die Anbindung der Integrationslotsinnen und 

Integrationslotsen an die Angebote der Bezirksämter, der JobCenter sowie anderer 

Organisationen und Einrichtungen konnte durch die kontinuierliche Zusammenarbeit mit den 

Integrationsbereichen in den Bezirken weiter ausgebaut werden. Zunehmend mehr Ämter und 

Behörden in den Bezirken kooperieren mit den Integrationslotsinnen und Integrationslotsen, so 

dass vor allem Menschen mit Fluchtgeschichte jetzt schneller und effektiver ihre Anliegen 

klären lassen können. Die Stadtteilmütterprojekte der Senatsverwaltung für Integration, 

Arbeit und Soziales und des Programms Soziale Stadt unterstützten und begleiteten auch 

2019 isoliert lebende, hilfebedürftige, migrantische Familien in Familienzentren, zum Teil 

auch aufsuchend in der Nachbarschaft oder in Gemeinschaftsunterkünften und erleichterten 

den Familien damit den Zugang zu Bildungs-, Sozial- und Gesundheitsangeboten. Im 

Landesrahmenprogramm der SenIAS gab es 2019 in den 12 Berliner Bezirken insgesamt 206 

Stellen, davon 180 Lotsinnen- und Lotsenstellen und 26 Stadtteilmütterstellen. Die bisher über 

SenIAS und das Programm Soziale Stadt finanzierte Arbeit der Stadtteilmütter konnte im Jahr 

2019 verstetigt werden und wird ab 2020 als berlinweites Landesprogramm Stadteilmütter 

durch die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familien weitergeführt. 

 

 

Sport 

Der gemeinsame Sport hat durch verschiedene Prozesse zur Integration von Geflüchteten im 

Jahr 2019 beigetragen. Mit Unterstützung von Sportprojekten für Geflüchtete erschließt die 

Senatsverwaltung für Inneres und Sport das Integrationspotential des Sports bestmöglich und 

fördert die Gesundheit der Teilnehmenden. Im Sportbereich wurden Bildungs- und 

Qualifizierungsmöglichkeiten angeboten, Perspektiven eröffnet und die Sportvereine haben 

unzählige Möglichkeiten angeboten, um sich zu engagieren und am Vereinsleben zu 

partizipieren.  

 

Der zentrale Schwerpunkt der Sportförderung war die Unterstützung der Berliner Sportvereine 

und Sportverbände bei der Integration von Geflüchteten, z. B. über die Integrations-

Coaches121. Insbesondere sollten Gruppen angesprochen werden, die bislang im Sport 

unterrepräsentiert sind. Diese sind Frauen, Mädchen, Menschen mit Behinderung, ältere 

Menschen und LSBTI Geflüchtete.  

 

Geflüchtete gestalten ebenso ehrenamtlich einige sportliche Angebote selbst. Beispielhaft 

kann der Bezirk Marzahn-Hellersdorf genannt werden, wo der Sportverein AC-Berlin mit 

Unterstützung des Sportamtes und aus Initiative der Geflüchteten eine eigene Cricket-

                                                             
120 Maßnahmen 7.1.3, 8.1 und 3.5. 
121 Maßnahme 7.2.2. 
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Abteilung gründet hat. Die Abteilung wird von den Geflüchteten selbst getragen und zielt für 

2021 auf den Aufbau eines eigenen Frauen- bzw. Mädchenteams. 
 

Kulturelle Teilhabe 

Um das Ziel möglichst breiter kultureller Teilhabe am geförderten Kulturangebot zu 

erreichen, setzte sich die Senatsverwaltung für Kultur und Europa dafür ein, 

Zugangsbarrieren auf allen Ebenen – vom Publikum über das Programm bis hin zu 

Fortbildungen für das Personal – abzubauen und durch die Förderung von Zugängen für 

geflüchtete Kunst- und Kulturschaffende die Vielfalt in der Stadtgesellschaft zu stärken. Die 

Umsetzung der unter Ziff. 7.3.1. dargestellten Kulturprojekte läuft weiterhin mit gutem Erfolg. 

Festzustellen ist, dass es sich bei der Diversitätsentwicklung der Kulturlandschaft und der 

Identifizierung sowie dem Abbau von Barrieren um Daueraufgaben handelt.  

 

Handlungsfeld 8: Partizipation 
 

Das Handlungsfeld 8 stellt eine ressortübergreifende Aufgabe für die gesamte Berliner 

Verwaltung dar. Ziel ist die Förderung der Mitsprache von Geflüchteten bei Alltagsthemen 

und Fragestellungen, die ihr Leben in Berlin unmittelbar betreffen sowie eine längerfristige 

Einbindung in sämtliche politische und gesellschaftliche Bereiche. 

 
Mehrere Umsetzungsbereiche des Handlungsfelds wurden bereits im Kapitel 5 dargelegt. Das 

gilt für das Empowerment Geflüchteter (vgl. S. 21), die migrationsgesellschaftliche 

Ausrichtung der Verwaltung (vgl. S. 28) und für die Partizipation Geflüchteter am 

Verwaltungshandeln (vgl. S. 23).  

 

Im Rahmen der Umsetzung des Gesamtkonzepts wurde ein Lenkungsgremium geschaffen, bei 

dem die Bedarfe der Geflüchtete durch Vertreterinnen und Vertreter der Stadtgesellschaft 

vermittelt werden. Am Lenkungsgremium zum Gesamtkonzept zur Integration und 

Partizipation Geflüchteter nehmen Vertreterinnen und Vertreter des Landesbeirats für 

Integrations- und Migrationsfragen zusammen mit Vertreterinnen und Vertretern der Senats- 

und Bezirksverwaltung teil.  

 

Auf Fachebene wurden außerdem Gremien eingerichtet, im Rahmen derer sich Akteurinnen 

und Akteure der Berliner Verwaltung, Hauptverwaltung und Bezirksämter, und Vertreterinnen 

und Vertreter der Stadtgesellschaft über Lösungen zu den Bedarfen Geflüchteter austauschen 

können. Zum Beispiel organisierte 2019 die für Wissenschaft zuständige Abteilung der 

Senatskanzlei Runde Tische, um sich mit Akteurinnen und Akteuren der Stadtgesellschaft über 

die Stärkung der Förderung der Teilhabe von studentischen Geflüchteten auszutauschen.  

 

Die in der Entwicklungsphase des Gesamtkonzepts gestartete Zusammenarbeit mit 

Migrant*innenorganisationen und Neue Deutschen Organisation wurde auch von der für 

Jugend und Familie zuständigen Abteilung der Senatsverwaltung 2019 weitergeführt. 2019 

haben drei Fachdialoge zur Stärkung der Zusammenarbeit von Verwaltung und den 

Organisationen stattgefunden. Es konnte sich über die unterschiedlichen Interessen, Rollen 

und Funktionen verständigt werden sowie eine konkrete Zusammenarbeit für das Jahr 2020 

vorbereitet werden.  

 

Gesundheit 

Die Umsetzung des Integrierten Gesundheitsprogramms (IGP) wird von einem 

Kooperationsgremium begleitet, das sich aus der für Gesundheit zuständige 

Senatsverwaltung und der Liga der Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege (LIGA)122 in 

Berlin zusammensetzt. Bei der Erarbeitung der gesamtstädtischen und inhaltlichen Planung 

                                                             
122 Zu den Berliner Wohlfahrtsverbänden gehören die AWO, die Caritas, die Diakonie, das DRK, die Parität und die Jüdische 

Gemeinde zu Berlin. 
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sowie der Rahmenvorgaben werden die Erkenntnisse und Erfahrungen der LIGA einbezogen; 

die LIGA unterstützt und berät die Senatsverwaltung bei der Durchführung der Aufgaben.  

 

Die Weiterentwicklung und Steuerung der inhaltlichen Umsetzung erfolgt auf der Ebene der 

drei Handlungsfelder. Das Kooperationsgremium setzt für jedes Handlungsfeld eine 

Projektgruppe ein und benennt Vertreterinnen und Vertreter der verschiedenen Projekte, die 

Mitglieder der Projektgruppe sind. Hier besteht eine enge Vernetzung der für Gesundheit 

zuständigen Senatsverwaltung mit den Projektträgern, welche die Einbeziehung der Expertise 

der Projekte bei der Weiterentwicklung der Handlungsfelder sicherstellt. Die Projektgruppen 

beraten das Kooperationsgremium in fachlichen Angelegenheiten. 

 

Das Integrierte Gesundheitsprogramm bietet insbesondere benachteiligten Zielgruppen einen 

diskriminierungsfreien Zugang zu Prävention und gesundheitlich-sozialer Versorgung. Die 

interkulturelle und (langfristig) transkulturelle Ausrichtung sowie die Förderung der 

Partizipation sind übergeordnete Ziele des IGP; die Projektträger berücksichtigen diese im 

Rahmen der Umsetzung der Projekte. Geflüchtete Menschen sind aufgrund der Ausrichtung 

des Programms überdies grundsätzlich Zielgruppe der meisten Projekte. Fünf der im 

Gesamtkonzept verorteten Maßnahmen werden von Projekten innerhalb des IGP 

umgesetzt123.  

 

In 

weiteren Handlungsfeldern hat die Senatsverwaltung Kooperationsverträge mit Akteuren der 

Stadtgesellschaft geschlossen. Im Bereich Kinderschutz wurde ein Projekt mit der 

internationalen Nichtregierungsorganisation „Save the Children“ und der Senatsverwaltung 

für Bildung, Jugend und Familie aufgesetzt, ein Kooperationsvertrag abgeschlossen und 

erfolgreich durchgeführt. Auf Grundlage des Konzepts, das von der Senatsverwaltung, dem 

LAF, den Bezirken und „Save The Children“ entwickelt wurde, schult das Mobile 

Schulungsteam Kinderschutz (MSK) sukzessive die ca. 2.000 Mitarbeitenden der Unterkünfte 

für Geflüchtete124. „Save the Children“ arbeitet auch mit dem LAF und der Senatsverwaltung 

für Integration, Arbeit und Soziales, um Mindeststandards für die Unterbringung geflüchteter 

Kinder zu entwickeln125. 2019 wurde das Pilotprojekt Qualitätscheck für geflüchtete Kinder 

erstellt, das 2020 mit der Veröffentlichung von Mindeststandards abgeschlossen wurde. Diese 

umfassen sieben Module zur Umsetzung von Kinderrechten in Unterkünften, die jeweils über 

ein Checklist verfügen126. 2020 hat das LAF mit der Entwicklung von allgemeinen 

Qualitätschecks begonnen.  

 

Ein anderes Beispiel sind die von der für Frauen und Gleichstellung mit Unterstützung der 

LADS finanzierten Fortbildungen zur praktischen Umsetzung der Handreichung „Was tun bei 

Gewalt gegen geflüchtete Frauen und LSBTI in den Unterkünften“, die von Organisationen der 

Stadtgesellschaft durchgeführt werden. Die Berliner Initiative gegen Gewalt an Frauen – BIG 

e. V., LARA – Fachstelle für sexualisierte Gewalt gegen Frauen und LesMigraS – der 

Antigewalt- und Antidiskriminierungsbereich der Lesbenberatung Berlin e. V.- dar127. Diese 

Organisationen der Stadtgesellschaft führen Fortbildungen in den Unterkünften durch, um 

Kenntnisse der Prävention von Gewalt, akuten Gewaltsituationen und Nachsorgen zu 

vermitteln. Aufgrund der nachlassenden Nachfrage der Unterkünfte hat BIG e. V. die 

Zielgruppe der Fortbildungen auf andere Einrichtungen der Arbeit mit Geflüchteten erweitert. 

 

Fachdialoge 

Die Senatsverwaltungen haben im Berichtszeitraum mehrere Veranstaltungen mit 

Geflüchteten, mit Organisationen der Stadtgesellschaft und mit anderen Berliner Bürgerinnen 

                                                             
123 Für eine detaillierte Beschreibung vergleiche die Darstellungen im Handlungsfeld Gesundheit bzw. die Maßnahmen 3.1 

(Guidance), 3.4 (Gesundheitslotsen), 3.9 (Aufsuchende Beratung in den Not-Aufnahmeeinrichtungen und 
Gemeinschaftsunterkünften sowie niedrigschwelliges Hebammencafé), 3.10 (Gesundheitsberatung für chronisch kranke 
Kinder) und 3.11 (Psychosoziale Unterstützung für LSBTI Geflüchtete) im Anhang.  

124 Maßnahme 4.2.1. 
125 Maßnahme 2.9. 
126 Die Module sind: Schutzrechte, Recht auf Gesundheit, Recht auf Bildung, Beteiligungsrechte Lage, Infrastruktur, Personal.  
127 Maßnahme B. 1.1. 
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und Bürgern organisiert. Bei diesen Gesprächsformaten hatten Geflüchtete die Gelegenheit, 

ihre Anliegen vorzubringen und sich mit Politik und Verwaltung auszutauschen. Ziel waren 

neben gegenseitiger Information, die Verbesserung der Kommunikation, die Netzwerkbildung 

und der Vertrauensaufbau. Die Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und 

Migration und die Landeszentrale für politische Bildung organisierten einen Austausch von 

Geflüchteten mit Berliner Abgeordneten am 23. Mai 2019 sowie einen im Bundestag am 9. 

August 2019.  

Die Landeszentrale für politische Bildung organisierte darüber hinaus im Jahr 2019 fünf 

Begegnungen mit 98 Teilnehmende zwischen Politik und Geflüchteten128. Der persönliche 

Austausch wurde von den Teilnehmenden als besonders anregend bewertet, auch das 

Kennenlernen des Abgeordnetenhauses oder der Rathäuser129.  

 

Handlungsfeld 9: Sicherheit und Demokratieförderung 
 

Mit den Maßnahmen des Handlungsfelds 9 will der Senat die Sicherheit der Geflüchteten 

gewährleisten. Wie das Handlungsfeld 8 ist die Förderung der Demokratie und der Sicherheit 

eine ressortübergreifende Aufgabe. Ein weiteres wichtiges Element des Handlungsfelds sind 

Maßnahmen im Rahmen des Berliner Landesprogrammes Radikalisierungsprävention sowie 

Projekte zur Demokratieförderung.  
 

Sicherheit 
 

Zur Gewährleistung der Sicherheit dienten 2019 insbesondere folgende Maßnahmen: 

 
Ansprechpartnerkonzept der Polizei Berlin für Unterkünfte für Geflüchtete 

Feste polizeiliche Ansprechpersonen wurden für jede Unterkunft für Geflüchtete in Berlin 

benannt und sie stehen seither für Fragen und Probleme der Bewohnenden, der in den 

Unterkünften engagierten Projektträgern und der Unterkunftsbetreibern zur Verfügung130. Die 

Ansprechpersonen pflegen einen engen Kontakt zu den Einrichtungen und sind für die 

Bewohnenden sowie für die Betreibenden und die Angestellten der Einrichtungen regelmäßig 

ansprechbar. Der Kontakt wurde individuell an den Bedarfen der jeweiligen Unterkunft 

angepasst. Es fanden gegenseitige anlassunabhängige Kontaktaufnahmen und vereinbarte 

Treffen zwischen der Polizei und den Unterkunftsbetreibenden, den Unterkunftsleitungen, den 

Mitarbeitenden und nicht zuletzt den Bewohnenden der Unterkünfte statt. Indem die 

Ansprechpersonen direkt vor Ort beraten, haben sie die Möglichkeit, frühzeitig Probleme in 

den Unterkünften und im Wohnumfeld zu erkennen und entsprechende Maßnahmen zu 

ergreifen. In der eigens eingerichteten Unterkunft für LSBTI Geflüchtete besteht zusätzlich der 

Kontakt mit den polizeilichen Ansprechpersonen für LSBTI131. 

 

Wertedialoge  

Das Programm „Wertedialog“132 der Stiftung SPI/Mobiles Beratungsteam konnte im 

Berichtszeitraum 2019 erfolgreich 30 Beratungen und 34 Fortbildungen zu den Themen 

Religion und Kultur im Kontext von Wertekonflikten für Haupt- und Ehrenamtliche, die sich für 

Geflüchtete engagieren, durchführen. Außerdem wurden Beratungen zum Thema praktische 

Umsetzung von Partizipation von Neuzugewanderten sowie demokratische Gestaltung von 

Einrichtungen durchgeführt. Das mobile Beratungsteam der Stiftung SPI hat durch ihre 

Angebote weiterhin zur Diskriminierungssensibilisierung und zum Umgang mit Alltagsrassismus 

geschult und beraten.  

 

                                                             
128 Maßnahme 9.2.12. 
129 Für weitere Informationen vgl. auch S. 59. 
130 Maßnahme 9.1.2. 
131 Maßnahme 9.1.9. 
132 Maßnahme 9.1.34. 
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Daneben wurden auch verschiedene Workshops zu politischen kontroversen und 

wertebasierten Themen für Inhaftierte der Jugendstrafanstalt in Kooperation mit dem 

Sozialdienst vor Ort angeboten und durchgeführt. Dabei verfolgt das mobile Beratungsteam 

insbesondere das Ziel zur Reflexion anzuregen, um auf diese Weise demokratiedistanzierte 

Haltungen vor dem Hintergrund lebensgeschichtlicher Angebote zu verhindern. 

 

Themenbezogene Informationsveranstaltungen an Schulen 

Die Polizei Berlin bietet in Schulen themenbezogene Informationsveranstaltungen, so auch 

zum Thema Hasskriminalität/ Geflüchtete und von Antigewaltveranstaltungen in 

Willkommensklassen an133. Ziel ist unter anderem eine Vertrauensbildung zur Polizei. 

 

Angebote zur Verkehrsunfallprävention 

Im Rahmen der regelmäßigen Präventionsveranstaltungen in Schulen bieten die 

Verkehrssicherheitsberatenden der Polizeiabschnitte proaktiv Verkehrsunterricht mit 

geflüchteten Kindern und Jugendlichen an134. Sie werden für die besonderen Gefahren des 

Straßenverkehrs sensibilisiert. Das Vermitteln von verkehrsrechtlichen Kenntnissen, das 

Entwickeln und Ausprägen von Fähigkeiten im Zusammenhang mit verantwortungsbewusstem 

Verhalten im Straßenverkehr steht dabei im Fokus. Dies wird oft mit praktischen Elementen, 

wie z. B. Radfahrübungen in den Verkehrsschonräumen, kombiniert. Darüber hinaus ist die 

Durchführung von Präventionsmaßnahmen in dieser Zielgruppe als vertrauensbildende 

Maßnahme gegenüber uniformierten Personen zu sehen. Zusätzlich wird in der 

Polizeidirektion 3 in Zusammenarbeit mit den Berliner Verkehrsbetrieben (BVG) eine 

sogenannte Busschule in den Ferienzeiten angeboten. Dabei werden die Kinder und 

Jugendliche durch die Polizei auf dem Weg zur BVG begleitet und dort im Umgang mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln vertraut gemacht. 

 

Landesprogramm kiezorientierte Gewalt- und Kriminalitätsprävention 

Im Kontext der kiezorientierten Gewalt- und Kriminalitätsprävention, die von der 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt gefördert wird, wurden in den Bezirken Lichtenberg, 

Pankow und Spandau eigenverantwortlich gewaltpräventive Projekte durchgeführt, die an der 

besonderen Lebenssituation und den Lebensbedingungen von Geflüchteten ansetzen und die 

darauf zielen, Risikofaktoren zu reduzieren und Schutzfaktoren zu stärken. Ein wichtiger 

Schwerpunkt der Maßnahmen stellt die Zielgruppe der jungen Geflüchteten dar, so z. B. im 

Projekt „Aufsuchende Arbeit mit Geflüchteten“ im Bezirk Spandau. 

 

Berliner Landesprogramm Radikalisierungsprävention 

Die Begegnung und Bewältigung von islamistischem Extremismus ist eine 

gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Dazu bedarf es ganzheitlicher und bedarfsgerechter 

präventiver Ansätze, um ein Abrutschen in diese Szene zu unterbinden und Ausstiegswillige 

bei der Abwendung zu unterstützen. Daher wurde das Berliner Landesprogramm 

Radikalisierungsprävention an die Landeskommission Berlin gegen Gewalt angegliedert. 

Dieses ressortübergreifend arbeitende Präventionsgremium bindet die verschiedenen 

betroffenen staatlichen Ressorts ein und wendet sich gleichzeitig auch an 

zivilgesellschaftliche Akteure. Fokussiert ist das Programm auf die sekundäre- und tertiäre 

Präventionsarbeit im Phänomenbereich Islamismus. So sind grundsätzlich alle Angebote und 

Maßnahmen des Berliner Landesprogramms Radikalisierungsprävention für Geflüchtete 

nutzbar, da eine Differenzierung nicht nach ethnischer Zugehörigkeit, sondern nach 

Radikalisierung bzw. Ideologisierung erfolgt. 

 

Um auf die seit 2016 steigende Zahl von geflüchteten Personen in Berlin zu reagieren, wurden 

zusätzlich zielgruppenspezifische Angebote entwickelt. Menschen, die ohnehin schon 

aufgrund ihrer Lebenssituation herausgefordert sind oder existentiellen Bedrohungslagen 

gegenüberstehen, zum Beispiel auch durch entstandene Vulnerabilitäten oder den Verlust der 

                                                             
133 Maßnahme 9.1.5. 
134 Maßnahme 9.1.9. 
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Familie im Rahmen einer Flucht oder Orientierungs- und Perspektivlosigkeit, können für 

ideologisch gefärbte Narrative und andere Instrumentalisierungsversuche salafistischer 

Ansprachen besonders empfänglich sein. Für die Zielgruppe der Geflüchteten bedeutet dies 

nicht, dass sie sich häufiger radikalisieren, jedoch sind die benannten Problemlagen, die als 

Risikofaktoren für eine Radikalisierung identifiziert wurden, auch bei Geflüchteten zu 

beobachten. 

 

Mit dem Projekt Al-Manara des Trägers Violence Prevention Network e. V. sollen Geflüchtete 

durch Beratung und Begleitung gegen Rekrutierungsversuche extremistischer Gruppen aus 

dem islamistischen Spektrum gestärkt werden135. Die Maßnahmen richteten sich direkt an die 

Zielgruppe der Geflüchteten und deren soziales Umfeld. Des Weiteren sollen Menschen, die 

hauptberuflich oder ehrenamtlich mit Geflüchteten arbeiten, sensibilisiert und 

professionalisiert werden, um ihr Bewusstsein für Radikalisierung zu stärken und mögliche 

Gefahrenlagen zu erkennen. 

 

Islamistischer Extremismus ist kein statisches Phänomen, sondern befindet sich im steten 

Wandel. Aus dieser Erkenntnis heraus sind alle Angebote des Berliner Landesprogramms 

Radikalisierungsprävention bedarfsorientiert und unterliegen einer fortlaufenden Entwicklung 

durch Anpassung an gesellschaftliche Anforderungen. Insbesondere bei Geflüchteten stellen 

sich Mitarbeitende in den Maßnahmen und Projekten aufgrund der heterogenen Herkunft, 

erlebter Traumata, bestehender Sprachbarrieren und anderer gruppenbezogenen Spezifika 

in der Praxis auf unterschiedlichste Rahmenbedingungen ein. 

 

Sicherheit für Geflüchtete und Schutz vor Ausgrenzung und Diskriminierung 

Laut Verfassungsschutzbericht 2019 wurden auch in diesem Jahr in Berlin geflüchtete 

Menschen und Engagierte für Geflüchtete bedroht. So versuchten Aktivisten der 

rechtsextremen Szene, mittels öffentlichkeitswirksamer Aktionen und Kampagnen, die sich 

gegen Geflüchtete oder die Geflüchtetenpolitik richten, in die Gesellschaft zu wirken und 

versuchten, das „gesellschaftliche Klima durch ihre muslimenfeindliche Agitation zu 

vergiften“136. Um der Ausgrenzung und Diskriminierung entgegen zu treten und die Sicherheit 

von Geflüchteten zu verbessern, setzte der Senat auch 2019 verschiedene Maßnahmen um. 

Hierzu zählt, um nur zwei Beispiele zu nennen, das Ansprechpartnerkonzept der Polizei in 

Unterkünften für Geflüchtete oder themenbezogene Informationsveranstaltungen an Schulen, 

u. a. zum Thema Hasskriminalität/Flüchtlinge, durch die Berliner Polizei137. 

 

Demokratieförderung 
 

Das Interesse an politischer Partizipation ist bei Geflüchteten in Berlin bereits kurz nach der 

Ankunft relativ ausgeprägt.  

 

Das Interesse an politischer und bürgerschaftlicher Teilhabe trifft allerdings auf Hürden der 

Beteiligung. Das Wissen, wie Politik in Deutschland sich organisatorisch abbildet und damit, 

welche Möglichkeiten zur aktiven Teilhabe bestehen, ist nicht immer vorhanden. Darüber 

hinaus ist das System der Beteiligung noch nicht ausreichend auf die Bedarfe der 

Geflüchteten ausgerichtet.  

 

Es ist zu bemerken, dass die Erwartung an Geflüchtete, ihre eigene politische Position aktiv zu 

vertreten und Möglichkeiten der Mitwirkung und Mitbestimmung zu nutzen (wie zum Beispiel an 

Schule und Kita), manchmal Verunsicherungen hervorrufen kann. 70% der Teilnehmenden an 

den Maßnahmen138 gaben an, grundsätzlich politisch interessiert zu sein, was auch das 

Interesse an Beteiligungsmöglichkeiten miteinschließt. Als Barrieren, die zu Verunsicherungen 

                                                             
135 Maßnahme 9.1.12. 
136 Verfassungsschutzbericht 2019 Pressefassung, S. 82. Zugriff unter: 

https://www.berlin.de/sen/inneres/verfassungsschutz/publikationen/verfassungsschutzberichte/ 
137 Maßnahme 9.1.5. 
138 Maßnahme 9.2.9 und Maßnahme 9.2.12. 
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führen, wurden genannt: Sprachbarrieren, fehlende Selbstwirksamkeitserfahrungen („positive 

Erfahrungen“) im demokratischen System und Erfahrungen der politischen Verfolgung. Hinzu 

können das fehlende Vertrauen in staatliche Institutionen und damit verbunden die Sorge um 

den eigenen Aufenthaltsstatus kommen. Zum Abbau dieser Verunsicherungen trugen die 

Projekte „Angebote politischer Bildung mit Geflüchteten“ und „Begegnungen mit Politik“ bei. 

Das erste Angebot wurde im Berichtszeitraum von 292 Menschen wahrgenommen. 

Demokratie als Staats- und Lebensform wurde erläutert, hierbei wurde auch die Alltagsebene 

im Sinne eines weiten Politikbegriffs einbezogen. An dem Angebot zur Begegnung zwischen 

Politikerinnen und Politikern und Geflüchteten nahmen insgesamt 98 Geflüchtete teil. Eine 

weitere Hürde der Beteiligung ist, dass Geflüchtete zwar zur Mitwirkung aufgefordert werden, 

sie aber zeitgleich in mehreren Bereichen ihres Lebens nur eingeschränkt über 

Handlungsmacht verfügen (Arbeit, Ausbildung etc.). 

 

Im Jahr 2019 konnten fünf Projekte der Landeszentrale für politische Bildung beginnen, die 

sich speziell an Geflüchtete richteten139. So fanden Begegnungen zwischen Politikerinnen und 

Politikern und Geflüchteten und Seminare für Geflüchtete, vor allem im Kontext der 

Sprachkurse an den VHS und in Kooperation mit den OSZ, statt. So besuchten am 23. 

September 2019 Teilnehmende das Rathaus Schöneberg und trafen den stellvertretenden 

Bezirksbürgermeister, Herrn Jörn Oltmann. Am 28. November 2019 wurde ein Besuch des 

Abgeordnetenhauses durchgeführt, das Gespräch fand mit Frau M.d.A. Ina Czyborra statt, 

anschließend wurde eine Sitzung des Parlaments verfolgt. Bei beiden Besuchen waren rund 

20 Teilnehmende anwesend. Besonders hervorzuheben ist die Ausbildung von Geflüchteten 

selbst, um Angebote der politischen Bildung anbieten zu können. Zudem fanden 

Fortbildungen für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren der politischen Bildung statt140. 

Insgesamt vier zweitägige Fortbildungsmodule als Präsenzseminare für Geflüchtete wurden 

2019 an 37 Teilnehmende angeboten. Themen waren dabei:  

‒ Demokratie und Bildung-Begriffe und Definitionen: Demokratie als Staats- und 

Lebensform, eine eigene Meinung bilden und vertreten, 

‒ Verstehen und gestalten: Zentrale Moderationsmethoden und 

Visualisierungstechniken, Privilegien und Diskriminierung, Sprachanimation, 

‒ Deine Methoden: Methoden der politischen Bildung, Umgang mit Methodenbüchern, 

Diversity im Bildungskontext,  

‒ Du hast den Plan: Transfer von Theorie in die Praxis, Organisation und Durchführung 

einer Bildungsveranstaltung, Erarbeitung und Auswertung eigener Workshops. 

 

Darüber hinaus können die, in diesem Bericht zahlreich dargelegten, partizipativen 

Maßnahmen auch als praktische politische Bildung gesehen werden. 

 

Im Rahmen des Programms „Wir im Rechtsstaat“141 werden Grundsatzthemen des deutschen 

Rechtssystems durch Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in 

Volkshochschulen und Schulklassen vermittelt. 2019 konnte das Rechtsbildungsprogram eine 

hohe Nachfrage verzeichnen142. Das Programm konnte auch den Besuch von 

Gerichtsverhandlungen organisieren und insbesondere in Kooperation mit dem 

Kriminalgericht Moabit einen umfassenden Exkursionstag für fast 150 Teilnehmende 

organisieren. Aufgrund der hohen Nachfrage durch Schulen und Volkshochschulen wurde das 

ursprünglich für Geflüchtete konzipierte Programm auch für Menschen ohne Fluchtgeschichte 

geöffnet.  

  

                                                             
139 Dargestellt unter 9.2.1. 
140 Maßnahme 9.2.6. 
141 Vgl. Maßnahme 9.1.40. 
142 Bisher wurde die Anzahl der Teilnehmenden nicht erfasst. Kurse finden grundsätzlich erst ab einer Teilnehmenden Anzahl von 

15 Personen pro Kurs statt. (142x mind. 15 Tn = mind 2.130 Tn). 
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Ressortübergreifende Themen 
 

Sprachmittlung 
 

Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie hat ein Sprachmittlerinnen- und 

Sprachmittlerpool für Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe insbesondere für 

Einrichtungen der Kindertagesförderung aufgebaut143. Der Pool besteht aktuell aus 159 

Sprachmittlerinnen und Sprachmittlern und umfasst 42 Sprachen. 2019 wurde eine 

Onlinebuchungsplattform aufgebaut, die es Einrichtungen ermöglich schnell und 

unkompliziert Sprachmittlung in Anspruch zu nehmen. Ziel ist insbesondere dadurch die 

Zusammenarbeit der Einrichtungen mit den Eltern und damit die Partizipation von Familien in 

unterschiedlichen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe zu fördern, indem 

Sprachbarrieren abgebaut werden. Das Angebot ist weitestgehend, bis auf einen geringen 

Eigenanteil von 5 Euro, kostenfrei. 

 
Die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales, Abteilung Soziales und das LAF 

legten 2019 als Schwerpunkt die Bereitstellung einer ausreichenden und bedarfsgerechten 

Sprachmittlung an allen dem Publikumsverkehr zugänglichen Standorten des LAF sowie den 

entsprechenden Verwaltungsstellen. Dies beinhaltet die Bereitstellung und das Hinzuziehen 

von Präsenzsprachmittlern im Rahmen der Kundenbetreuung und Fallbearbeitung in den 

Bereichen Registrierung, in der Leistungsgewährung und im Mietsachgebiet sowie im Bereich 

Sozialdienst an den LAF-Standorten Ankunftszentrum, Bundesallee und Darwinstraße. 

Sprachmittlung erfolgt auch im Ankunftszentrum für die Charité im Zusammenhang mit der 

Erstuntersuchung nach § 62 AsylG als Teil des Registrierungsprozesses neu eintreffender 

Asylbegehrender sowie im Rahmen der Amtshilfe für die Polizei im Dienstgebäude des LAF in 

der Bundesallee. Sprachmittlung in 26 Sprachen144 sind möglich. Es wurden mehr als 100 

Honorarsprachmittelnde eingesetzt. Auch das Willkommenszentrum für Berlin der Abteilung 

Integration und Migration berät und informiert mehrsprachig und bedarfsorientiert. Im 

Berichtszeitraum wurden Beratungen in Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch, Kroatisch, 

Polnisch, Russisch, Türkisch und Vietnamesisch angeboten. Zudem wurden 

Sprachmittler*innen für Arabisch, Dari, Farsi, Kurdisch sowie Amharisch/Tigrinja im Rahmen 

der Beratung im Willkommenszentrum eingesetzt. 

 

 

Im Rahmen eines von der Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 

finanzierten Projekts ist Sprachmittlung - auch per Video und Telefon – für die bezirklichen 

Gesundheitsämter, zuwendungsfinanzierte Projekte der Gesundheitsverwaltung sowie 

Unterkünfte des LAF kostenlos145. Der Bedarf an Sprachmittlung in der gesundheitlichen 

Versorgung sowie der Sozialberatung ist trotz der bereits getroffenen Maßnahmen weiterhin 

hoch. Die Sprachmittlung leistet einen wesentlichen Beitrag, um Zugänge zur Versorgung zu 

ermöglichen und eine Versorgung und Beratung von hoher Qualität zu gewährleisten. Nicht 

immer können alle Sprachmittlungsbedarfe gedeckt werden, das betrifft sowohl die 

benötigten Sprachen, die angefragten Zeiten, als auch das gewünschte Geschlecht der 

Sprachmittelnden. Die Senatsverwaltung hat 2019 das Angebot der Sprachmittlung erweitert, 

sodass zusätzlich zur face-to-face Sprachmittlung auch Sprachmittlung über Telefon und 

Video zur Verfügung steht. Damit wird Projekten ein schneller Zugriff auf Sprachmittlung, auch 

von kurzer Dauer, möglich und Sprachmittlungsressourcen stehen umfänglicher als bisher zur 

Verfügung. So konnten 2019 auch weitere Projekten aus dem Bereich der psychosozialen und 

psychiatrischen Versorgung die kostenfreie Sprachmittlung nutzen. Das Angebot der 

                                                             
143 Vgl. Maßnahme 4.4.5. 
144 Albanisch, Amharisch, Arabisch, Armenisch, Bengali, Bosnisch, Dari, Englisch, Farsi, Französisch, Georgisch, Hindi, Kurdisch 

(Dialekt: Kurmanci, Sourani, Badini, Zaza), Mazedonisch, Pashto, Punjabi, Rumänisch, Russisch, Serbisch, Somali, Spanisch, 
Tigrinja, Türkisch, Ukrainisch, Vietnamesisch, Urdu. Hauptsprachen mit einem Anteil von fast zwei Dritteln sind Arabisch, Farsi 
und Russisch. 

145 Maßnahmen 3.1. und 3.8. 
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kostenfrei zur Verfügung stehenden Sprachen konnte auf Polnisch, Türkisch und (zeitweise) 

Vietnamesisch ausgeweitet werden. 

 

Die für Frauen und Gleichstellung zuständige Abteilung finanziert einen bei der BIG-Hotline 

angesiedelten Sprachmittlungspool, auf den die Projekte des Berliner Hilfesystems für 

gewaltbetroffene Frauen in ihrer Arbeit mit geflüchteten Frauen niedrigschwellig zugreifen 

können. 

 

Die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales, Abteilung Integration und 

Migration prüft weiterhin eine umfassende Implementierung von Audio-Videodolmetschen in 

den Berliner Behörden, um die täglichen Verwaltungsprozesse zu optimieren und Beratung 

und Betreuung der aufsuchenden mehrsprachigen Kundinnen und Kunden (z. B. 

Neuzugezogene/ -ziehende sowie Menschen mit einem Flucht-/ Migrationshintergrund ohne 

ausreichende Deutschkenntnisse) zu gewährleisten. 

 

Projektförderung 
 

Die Berliner Senatsverwaltungen haben 2019 in großem Umfang Mittel zur Verfügung gestellt, 

um Projekte von und mit Geflüchteten zu fördern. Ziel der Berliner Förderpolitik ist es, 

Geflüchteten lokal passende Projekte anzubieten, die ihnen beim Ankommen und der 

Teilhabe in der Stadtgesellschaft behilflich sind.  
 
Die Förderungen der Abteilung Integration und Migration der Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales fokussierten sich 2019 zum einen auf die Unterstützung der 

Beratungsstrukturen, z. B. zum Asylverfahren. Hier sei beispielhaft die Förderung der 

Psychotherapeutischen Beratungsstelle XENION sowie der Verfahrensberatung für 

Geflüchtete durch Kontakt- und Beratungsstelle für Flüchtlinge und Migrant_innen e. V. (KUB e. 

V.) zu nennen. Ein weiteres wichtiges Förderprogramm ist das Partizipations- und 

Integrationsprogramms, in dem insbesondere Migrantenorganisationen gefördert werden, um 

die gesellschaftliche Teilhabe und die politische Partizipation von Menschen mit 

Migrationsgeschichte zu stärken. 2019 hatten 42% der im Partizipations- und 

Integrationsprogramm geförderten Projekte die Zielgruppe der Geflüchteten im Fokus. Die 

Projekte waren oftmals herkunftsübergreifend und stärkten die Teilhabe von Geflüchteten 

mittels von Beratungen, Veranstaltungen, Mentoring oder Gruppenarbeiten. Des Weiteren 

erhielten flüchtlingspolitische Organisationen Unterstützung bei ihrem Aufbau und der 

Entwicklung durch die Träger des Interkulturellen Kompetenznetzwerks für 

Migrant*innenorganisationen Berlin (IKMO). IKMO wurde 2019 durch die Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales gefördert. 

 

Die im Absatz zuvor beschriebenen Fördermaßnahmen verfolgten auch das Ziel, die 

Selbstorganisation von Geflüchteten zu stärken. Auf diese Weise engagieren sich Geflüchtete 

bei den geförderten Migrantenorganisationen, die aufgrund ihrer Natur nah an den 

Migranten-Communities und somit auch an den Geflüchteten sind. Des Weiteren organisierten 

Migrantenorganisationen, unterstützt durch die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und 

Soziales, 2019 die erste Landeskonferenz Berliner Migrant*innenorganisationen, 

Geflüchteteninitiativen und neuen deutschen Organisationen. Ziel der Konferenz war es, die 

Perspektiven und Themen der Organisationen zu bündeln und somit die Arbeit der drei 

Organisationsformen zu stärken. Beispielhaft für eine Geflüchtetenselbstorganisation ist der 

Träger Gemeinsamer Horizont e.V.. 2018 gegründet, verfolgt die Organisation das Ziel, 

Kennenlernräume für Geflüchtete und nicht-Geflüchtete zu schaffen und Geflüchteten über 

Maßnahmen der politischen Bildung eine Stimme zu geben. Im Berichtszeitraum wurden zwei 

Projekte umgesetzt, in denen die journalistischen und technischen Fähigkeiten des Videodrehs 

gelehrt und umgesetzt werden. Der Träger wird durch den Bezirk Marzahn-Hellersdorf 

unterstützt. 
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Die Senatskanzlei hat das Ziel „Empowerment und Partizipation“ teilweise als 

Zuwendungskriterium für Projektförderungen aufgenommen. Dies ermöglicht eine 

bedarfsgerechtere Umsetzung und nachhaltige Effekte der Projekte. In Zuwendungen und 

Kooperationsprojekten des Bereichs Bürgerschaftliches Engagement und 

Demokratieförderung der Senatskanzlei (Referat I C) ist das Empowerment sowie die 

Partizipation von unterrepräsentierten Gruppen ein wichtiges Kriterium. In jedem Projekt wird 

in engem Kontakt mit Kooperationspartnerinnen und Zuwendungsempfängern 

herausgearbeitet, welches angemessene Schritte wären, um im Rahmen des Projekts 

Empowerment und Partizipation zu stärken. Als Beispiel kann der Berliner Demokratietag 

aufgeführt werden, für dessen Umsetzung ein Konzept zur niedrigschwelligen Ansprache 

verschiedener Communities entwickelt wurde. 

 

Die Berücksichtigung der Bedarfe von geflüchteten Menschen zeigt sich insbesondere auch 

bei der Förderung der Freiwilligenagenturen. Die im Jahr 2018 erstmals erlassenen 

Verwaltungsvorschriften zur Förderung der Freiwilligenagenturen in den Bezirken regeln die 

Förderung des Aus- und Aufbaus der Freiwilligenagenturen. Unter anderem findet sich in den 

Verwaltungsvorschriften ein Hinweis darauf, dass Freiwilligenagenturen Berlin- und bezirksweit 

im freiwilligen Engagement unterdurchschnittlich repräsentierte Gruppen (bzw. Gruppen, die 

strukturell diskriminiert werden und deren Engagement noch nicht ausreichend sichtbar 

gemacht wird) zielgruppenspezifisch und niedrigschwellig angesprochen werden (Nr. 2.2 i). 

Außerdem wird eine mehrsprachige Beratung und Vermittlung, ausgerichtet insbesondere auf 

die zahlenmäßig größten Migranten-Communities im Bezirk, als wünschenswertes Ziel 

beschrieben. 

 

Wie bereits in Kapitel 4 „Ergebnisse des Integrationsfonds“ im Detail dargestellt, werden den 

Bezirken über den Integrationsfonds Mittel für flüchtlingsspezifische Projekte zur Verfügung 

gestellt. Die Bezirke setzten mit den Mittel in Höhe von 9.2 Millionen EUR im Jahr 2019 

berlinweit 322 Maßnahmen um. Hierbei schufen sie Maßnahmen, die den Bedarfen des 

jeweiligen Bezirks entsprachen. Oftmals stand im Fokus Begegnungen zu fördern und Inhalte 

zu vermitteln, die ein Ankommen sowie langfristige Integrationsprozesse im Bezirk und in der 

Berliner Stadtgesellschaft erleichtern und einen besseren Zugang zu den bezirklichen 

Regelstrukturen fördern. 

 

Geburtsmonatsregelung 
 

Die Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales hat mit Bekanntmachung vom 21. 

Mai 2019 die Ausführungsvorschriften über die örtliche Zuständigkeit für Leistungen der 

Sozialhilfe nach dem SGB XII146 und die Ausführungsvorschriften über die Zuständigkeit für die 

Leistungsgewährung nach dem Asylbewerberleistungsgesetz147 geändert. Auf Anregung von 

mehreren Akteuren der Stadtgesellschaft wurden die Regelungen über die örtliche 

Zuständigkeit für die Gewährung der Sozialhilfe geändert. Bisher richtete sich die örtliche 

Zuständigkeit der Bezirksämter für Sozialhilfeleistungen für Personen ohne melderechtliche 

Einträge in Berlin nach dem Geburtsmonat der Person. Darunter fallen geflüchteten Personen 

bis zur rechtskräftigen Entscheidung ihres Asylantrags. Es ergab sich eine überproportionale 

Mehrbelastung des Bezirksamts Mitte, das für im Januar Geborene örtlich zuständig ist, da in 

vielen Herkunftsländer üblich ist, den 1. Januar eines Jahres als Geburtsdatum festzulegen. 

 

Ab dem 1. Juli 2019 ist der Wohnsitz von einer neu vorsprechenden Person 

zuständigkeitsbegründend. Als Wohnsitz gilt auch, wenn eine nach SGB II, SGB XII oder 

AsylbLG leistungsberechtigte Person in einer Gemeinschaftsunterkunft des LAF wohnt. Die 

Zuständigkeit für Personen, die am 1. Juli 2019 bereits vom Sozialamt oder Jobcenter 

Leistungen erhalten haben, wird ab 01.01.2020 sukzessive auf die Behörde am Wohnort 

umgestellt. Die Wohnsitzregelung soll zum 01.01.2022 vollständig umgesetzt werden. Dies 

führt insbesondere auch dazu, dass Geflüchteten die Wahrnehmung von 

                                                             
146 ABl. 2019, S. 3959. 
147 ABl. 2019, S. 3972. 
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Verwaltungsangelegenheiten erleichtert wird, beispielsweise bei der Beantragung von 

Leistungen im nunmehr zuständigen Wohnortbezirk.  
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Querschnittsthemen 
 

In diesem Abschnitt wird die Umsetzung der Querschnittsthemen „Frauen“, „LSBTI 

Geflüchtete“, Geflüchtete mit Behinderungen“, „Antidiskriminierung“ dargestellt. Die 

Querschnittsthemen „unbegleitete Minderjährigen“ und „Bürgerschaftliches Engagement 

werden hier nicht mehr weiterausgeführt, da sie schon Bestandteil der Darstellungen zum 

Handlungsfeld 4 (unbegleitete Minderjährige) und zur ressortübergreifenden Auswertung 

(Bürgerschaftliches Engagement) sind.  
 

Frauen 
 

Etwa ein Drittel aller volljährigen Geflüchteten in Berlin sind Frauen. Sie unterscheiden sich im 

Hinblick auf ihr Herkunftsland, ihren sozialen Hintergrund, ihr Bildungsniveau, ihre familiäre 

Situation, ihre persönlichen Ressourcen und Potenziale. Unter ihnen sind Opfer von 

geschlechtsspezifischer Gewalt, Menschenhandel oder anderen, auch schweren Formen von 

Gewalt. Insbesondere allein reisende Frauen sind auch nach ihrer Ankunft in Deutschland 

nicht selten geschlechtsspezifischer Gewalt ausgesetzt. Das Ankommen in der Stadt gestaltet 

sich für die Frauen unterschiedlich, wobei viele von ihnen sich mit zahlreichen Schwierigkeiten 

und Barrieren auseinandersetzen müssen. 
 

Der Senat hat sich deshalb zum Ziel gesetzt, bessere Perspektiven für geflüchtete Frauen zu 

schaffen, um ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe in allen Lebensbereichen sowie ein 

selbstbestimmtes Leben frei von Gewalt zu ermöglichen. Hierfür wurden Maßnahmen zur 

Verbesserung des Zugangs zum Deutscherwerb und zu arbeitsmarktorientierten Bildungs- und 

Qualifizierungsmöglichkeiten sowie zu Verbesserungen der Unterbringungssituation und 

insbesondere des Gewaltschutzes in den Unterkünften ergriffen.  

 

Ein weiteres zentrales Vorhaben war die Sensibilisierung von Behörden und betroffenen 

Berufsgruppen für die spezifischen Belange insbesondere gewaltbetroffener geflüchteter 

Frauen. Die Implementierung nachhaltiger und geschlechtersensibler Maßnahmen in allen 

Bereichen behördlichen Handelns ist Voraussetzung dafür, dass geflüchtete Frauen die 

vielfältigen Angebote kennenlernen können, über ihre Rechte Bescheid wissen und diese auch 

wahrnehmen können, um gleichberechtigt an allen gesellschaftlichen Bereichen teilzuhaben. 

 

Die Maßnahmen, die seit 2016 zur Verbesserung des Zugangs zum Spracherwerb, zur 

Bildung und zum Arbeitsmarkt sowie zur Verstärkung der Beratungs- und 

Unterstützungsstrukturen für gewaltbetroffene geflüchtete Frauen umgesetzt wurden, sind auch 

im Jahr 2019 gut angenommen worden und leisten einen wichtigen Beitrag zur Teilhabe 

geflüchteter Frauen in Berlin. Die Mitarbeiterinnen der Projekte berichten von einem 

zunehmenden Selbstbewusstsein bei den geflüchteten Frauen und einem größeren Wissen 

über die eigenen Rechte und die Unterstützungsstrukturen in Berlin. Die Träger haben sich als 

Anlaufstellen für die Frauen als auch für kooperierende Einrichtungen etabliert. Die Angebote 

sind bekannt und gut miteinander vernetzt. 

 

Eine ursprünglich im Kontext des Masterplans Integration und Sicherheit begonnene 

Maßnahme, das Projekt Welcome Baby Bags, konnte in die Regelversorgung überführt und auf 

weitere Zielgruppen ausgedehnt werden148. 

Auch wenn sich die Situation seit 2016 deutlich und nachhaltig verbessert hat, so besteht 

nach wie vor Handlungsbedarf sowohl hinsichtlich der Sensibilisierung der Behörden und 

Institutionen für die besonderen Bedarfe geflüchteter Frauen, bezüglich spezifischer 

Unterbringungsangebote als auch hinsichtlich des Wissens der geflüchteten Frauen über 

Versorgungsangebote und der tatsächlichen Möglichkeiten der Partizipation. 

                                                             
148 Maßnahme 1.2. 
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LSBTI Geflüchtete 
 

LSBTI Geflüchtete haben nicht nur in ihrem Herkunftsland Repressalien, Diskriminierungen und 

Gewalt erlebt, sondern insbesondere auch während der Flucht, wodurch sie häufig nochmals 

zusätzlich traumatisiert werden. Auch nach der Flucht stehen LSBTI-Geflüchtete vor großen 

Herausforderungen. Deshalb hat das Land Berlin als erstes Bundesland die besondere 

Schutzbedürftigkeit von LSBTI Geflüchteten anerkannt. Es ist ein erklärtes Ziel des Senats, 

LSBTI Geflüchtete zu unterstützen, zu schützen und ihre Situation zu verbessern. In diesem 

Zusammenhang wurden die Maßnahmen des "Berliner Modells zur Unterstützung von LSBTI 

Geflüchteten" weiter erfolgreich fortgesetzt. Die Fachstelle für erwachsene LSBTI Geflüchtete 

ist bei der Schwulenberatung Berlin gGmbH angesiedelt und erhält eine Zuwendung von der 

Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung – Landesstelle für 

Gleichbehandlung - gegen Diskriminierung. Dabei erfolgt eine enge Zusammenarbeit mit 

dem Berliner Netzwerk für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge (BNS)149. 

 
Am 23. Juli 2019 beschloss der Senat die Initiative „Berlin tritt ein für Selbstbestimmung und 

Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller Vielfalt“. Im Einzelnen sind insbesondere folgende 

Maßnahmen der LADS hervorzuheben, welche die Grundlage des Berliner Modells zur 

Unterstützung von LSBTI Geflüchteten bilden:  

 

‒ niedrigschwellige Erstberatungsangebote und Case Management, 

‒ spezifische Antigewalt- und Antidiskriminierungsberatung, 

‒ Fachstelle für erwachsene LSBTI Geflüchtete, 

‒ Empowerment und Aufbau von Selbsthilfegruppen, 

‒ Koordination des ehrenamtlichen Engagements im Handlungsfeld geflüchtete LSBTI, 

‒ Durchführung von Fortbildungen für verschiedene Berufsgruppen im Kontext Flucht 

und Asyl zur besonderen Situation von LSBTI Geflüchteten, insbesondere für Leitungen 

und Mitarbeitenden von Unterkünften, Sprachmittler/innen, Beratungsstellen und 

andere. 

 

2019 wurde ein Antrag zur Prüfung des behördlichen Handlungsspielraums bei der Auslegung 

und Anwendung des Aufenthaltsrechts sowie von „Verfahrenshinweisen der Ausländerbehörde 

Berlin“ (VAB) mit Blick auf die besondere Situation von LSBTI-Geflüchteten in der Kommission 

zu den Verfahrenshinweisen zum Aufenthaltsrecht Berlin (VAB-Kommission) gestellt. Am 

07.08.2019 wurde dieser Punkt behandelt und die Entscheidung obliegt nun dem Senator für 

Inneres. (Steht in Verbindung zur IGSV-Maßnahme 39). Des Weiteren wurden in 2019 

durchgeführte Schulungen zur Sensibilisierung der Behördenmitarbeitenden des Landesamtes 

für Einwanderung für die besonderen Bedürfnisse besonders schutzbedürftiger 

Personengruppen (u. a. LSBTI) verstetigt (bezieht sich auf IGSV Maßnahme 44 „Prüfung der 

Verwaltungspraxis in der Ausländerbehörde“). 

 

In den vorherigen Kapiteln wurde weitere Angebote und Maßnahmen für LSBTI Geflüchtete 

dargelegt150. 

 

Geflüchtete mit Behinderungen 
 

Die Bedarfe Geflüchteter mit Behinderungen zu berücksichtigen, ist eine 

Querschnittsaufgabe, d.h., ihre Belange sollten sowohl von den für Geflüchtete als auch von 

den für Menschen mit Behinderung zuständigen Berliner Verwaltungen berücksichtigt werden.  

 
Die Identifizierung, Beratung und Betreuung von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten 

findet an allen Standorten des LAF durch den Sozialdienst statt. Grundsätzlich versucht der 

Sozialdienst, einen Termin bei der Fachstelle für Flüchtlinge mit Behinderung zu vereinbaren. 

                                                             
149 Maßnahme 1.3. 
150 Vgl. z. B. Kapitel 5.1.1 oder 5.1.3. 
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Das Berliner Zentrum für selbstbestimmtes Leben behinderter Menschen e. V. ist die BNS-

Fachstelle für Geflüchtete mit Behinderungen, chronischen Erkrankung und ältere Flüchtlinge. 

Geflüchtete Menschen werden durch die Fachstelle ermittelt, festgestellt und beim Zugang zur 

Versorgung unterstützt. 

 

Die barrierefreie Gestaltung der Unterkünfte für Geflüchtete erfolgt gemäß Berliner 

Bauordnung (BauO Bln) und befindet sich in einem kontinuierlichen Überarbeitungsprozess. 

2019 konnte sich der Gesamtanteil der barrierefreien Plätze in Gemeinschaftsunterkünften 

erhöhen, da Bestandsgebäude, die den Qualitätsanforderungen des LAF nicht genügen, zum 

Teil aufgegeben und dafür im Jahr 2019 Gemeinschaftsunterkünfte neu gebaut wurden151. Bei 

den Erstaufnahmeeinrichtungen und den Gemeinschaftsunterkünften, die ein hohes 

Betreuungs- und Beratungsangebot vorhalten, wurden Zugänge und Infrastruktureinrichtungen 

barrierefrei ausgeführt. In Anlehnung an § 11 Musterbeherbergungsstätten-Verordnung 

werden 10 % der Gastbetten entsprechend den Anforderungen des § 50 BauO Bln 

ausgeführt, sofern es die baulichen Gegebenheiten bei Bestandsbauten zulassen. Bei 

weiteren Gemeinschaftsunterkünfte erhöht sich der Anteil auf ein Drittel. Die Bedarfe von 

Geflüchteten mit Behinderungen werden außerdem in den Qualitäts- und 

Leistungsbeschreibungen berücksichtigt.  

 

Im Berichtszeitraum wurde der Zugang zu den Teilhabeangeboten für Geflüchtete mit 

Behinderungen weiterentwickelt. Geflüchtete mit Zugang zu den Deutschförderangeboten des 

Bundes können an speziellen Integrationskursen teilnehmen. Diese gibt es bislang für 

Menschen mit Sehbeeinträchtigungen und Blinde sowie für Hörgeschädigte und Taube. Allen 

Geflüchteten, die keinen Zugang zu den vom Bund geförderten Integrationskursen oder 

berufsbezogenen Deutschkursangeboten haben, werden von den Berliner Volkshochschulen 

Deutschkurse angeboten. Im Oktober 2019 bis Dezember 2019 wurde ein Pilot-Deutschkurs 

mit 150 Unterrichtseinheiten für geflüchtete Menschen mit Sehbehinderung in Kooperation mit 

dem Sehzentrum Berlin entwickelt. Dieses Pilot-Projekt wurde im Jahr 2020 verfestigt.  

 

Die Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und Migration unterstützt weitere 

Angebote zur Partizipation von Geflüchteten. Mit dem Projekt Ankommen im Gesundheits-, 

Hilfe- und Bildungssystem – Begleitung und Beratung von geflüchteten Menschen und ihren 

Angehörigen des Trägers InterAktiv e. V. soll die gesellschaftliche Teilhabe Geflüchtete mit 

Behinderungen oder chronischen Erkrankungen und ihre Angehörige verbessert werden. Die 

Zielgruppen werden im Sozial-, Gesundheits- und Bildungssystem betreut. Junge Geflüchtete 

mit kognitiven Beeinträchtigungen werden bei der Freizeitgestaltung unterstützt. Der Träger 

sensibilisiert Verwaltungen, Träger und politische Akteure für Zugangsbarrieren für 

Geflüchtete mit Behinderung. Das Projekt „Stark im Leben“ des Trägers Mina – Leben in 

Vielfalt e. V. unterstützt geflüchtete Familien mit Kindern mit Behinderung beim Zugang zu 

Angeboten der Behindertenhilfe (Sozialdienste, Schulen und Werkstätte). Dies erfolgt 

insbesondere durch aufsuchende und muttersprachliche Beratung (ggf. mit Dolmetscherinnen 

und Dolmetschern) in Gemeinschaftsunterkünften. Treffpunkte, perspektivisch auch 

muttersprachliche Selbsthilfegruppen) für geflüchtete Familien und insbesondere Väter von 

Kindern mit Behinderung werden etabliert. Des Weiteren bietet Mina e. V. im Bezirk 

Tempelhof-Schöneberg Beratung und Begleitung für Fragen der Behindertenhilfe und des 

Schwerbehindertenrechts und Unterstützung bei der Antragstellung für geflüchtete Familien 

an. 

 

Das Fördersystem für Geflüchtete mit Behinderungen ist sehr komplex. Im Rahmen des 

Handlungsschwerpunkts „Integration von Asylsuchenden und Flüchtlingen“ der 

Integrationsrichtlinie Bund (ESF-Bundesprogramm) – die Förderungsgrundlage für das bridge-

Netzwerk – wurde 2019 und 2020 eine Schulung konzipiert, die sowohl an Einrichtungen aus 

dem Reha- und Inklusionsbereich richtete als auch an Beratungseinrichtungen für Geflüchtete. 

Die ca. 4-stündige Schulung vermittelt Wissen über aufenthaltsrechtliche Besonderheiten 

beim Zugang zu Behinderungs-spezifischen Sozialleistungen, die u. a. die Inklusion in Bildung 

                                                             
151 Maßnahme 2.7. 



UMSETZUNGSBERICHT GESAMTKONZEPT INTEGRATION UND PARTIZIPATION GEFLÜCHTETER 2019 

 

68 
 

und Arbeitsmarkt unterstützen sollen. Die Schulung wurde von der bridge-Koordination bei der 

Beauftragten des Senats von Berlin für Integration und Migration 2020 bereits online für 

Mitarbeiter*innen der Mobilen Bildungsberatung für Geflüchtete eingesetzt. Darüber hinaus 

wurde auf Initiative des bridge-Netzwerks ein Arbeitskreis gegründet, der 2020 mehrfach 

getagt hat und unter der Zielsetzung der Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten mit 

Behinderungen Reha-Träger, spezielle Unterstützungsstrukturen für Geflüchtete, bridge-

Träger sowie Reha-Zuständige aus Regelinstitutionen zusammenbringt und den gegenseitigen 

Austausch sowie Wissensaufbau fördert. Darüber hinaus wurde durch die Koordinierung des 

Berliner Netzwerks für Bleiberecht bridge bei der Beauftragten des Senats von Berlin für 

Integration und Migration ein Arbeitskreis zwischen relevanten Akteuren zu Geflüchteten mit 

Behinderungen ins Leben gerufen, um die Vernetzung voran zu bringen. 

 

Bei der Berücksichtigung der Bedarfe von Geflüchteten mit Behinderungen in der Verwaltung 

spielt auch der Landesbeirat für Menschen mit Behinderung eine Rolle. In Zusammenarbeit 

mit dem oder der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung will der Landesbeirat 

die Behindertenpolitik des Landes Berlin in dem Sinne beeinflussen, dass die 

Lebensbedingungen für Menschen mit Behinderungen in der Stadt verbessert und ihre 

Gleichstellung gefördert werden. Hierzu gehören auch die Bedarfe der geflüchteten 

Menschen mit Behinderungen. In den Sitzungen des Beirats werden bestehende juristische, 

politische sowie gesellschaftliche Mängel thematisiert, diskutiert und Lösungsvorschläge 

erarbeitet. Die Lösungsvorschläge werden an die zuständigen Senatsverwaltungen, das 

Abgeordnetenhaus oder anderen Dienststellen bzw. Einrichtungen weitergeleitet. 

 

Antidiskriminierung 
 

Die Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung (LADS) bei der 

Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung betrachtet das Thema 

Flucht und Ankommen in Berlin aus Antidiskriminierungsperspektive und verfolgt dabei 

insbesondere einen intersektionalen Ansatz.  

 
Ein Beispiel für Verwaltungshandeln im Bereich Antidiskriminierung ist die bereits unter 5.1.4. 

beschriebene Antidiskriminierungs-App AnDi der LADS. Die App wurde 2019 entwickelt und 

ermöglicht Berlinerinnen und Berlinern, die diskriminiert wurden oder diskriminierende Vorfälle 

beobachtet haben, einen niedrigschwelligen und mobil verfügbaren Zugang zu 

Unterstützungsangeboten. Die App ist bisher in sieben Sprachen verfügbar und ermöglicht 

somit den Zugang für Geflüchtete und neuzugewanderte Menschen in Berlin. Die 

Antidiskriminierungs-App vermittelt passende Beratungsstellen und ermöglicht es, 

Diskriminierungen direkt über die App an die Berliner Meldestellen zu versenden. Auf diese 

Weise sollen Betroffene von Diskriminierung unterstützt und Diskriminierungen gleichzeitig 

sichtbar gemacht werden.  

 

Ein wichtiges Anliegen der LADS ist die Information einer breiten Öffentlichkeit zu 

verschiedenen Themenbereichen der Antidiskriminierungsarbeit. Vor diesem Hintergrund 

wurde bereits vor einigen Jahren die Arbeit an der Kampagne „Diskriminierung hat viele 

Gesichter-Gleichbehandlung ist Ihr gutes Recht“ gestartet. Die Kampagne richtet sich unter 

dem Slogan „…zu unwillkommen für den Kindergeburtstag?“ und „… zu unwillkommen für eine 

freundliche Auskunft?“ auch an neuzugewanderte und geflohene Menschen. Ziel der 

Kampagne ist die Sensibilisierung und Information der Berliner Bürgerinnen und Bürger zum 

Thema Diskriminierung. Es soll erkennbar werden, dass von Diskriminierungstatbeständen 

viele verschiedene Gruppen betroffen sind. Neben der Aufklärung über Diskriminierung soll 

vor allem auch Mut gemacht werden, Ausgrenzung und strukturelle Ungleichheit nicht zu 

akzeptieren, sondern dagegen vorzugehen und sich als Betroffene oder Betroffener zu 

wehren. Dazu müssen auch Geflüchtete sensibilisiert werden – auch für die alltäglich 

stattfindende Diskriminierung, z. B. im Job, in Schulen oder bei der Suche nach einer 

Wohnung.  
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Auch im Jahr 2019 war die LADS Kampagne in ganz Berlin sichtbar. U. a. im Berliner Fenster, 

in Form von Flyern und Plakaten und mehrsprachigen Spots im „Warte-TV“. Die in der 

Kampagne gezeigten Personen sind keine Models, sondern tatsächlich von Diskriminierung 

betroffene Menschen, die sich selbst zu einem großen Teil gegen Ausgrenzung engagieren. 

Bei der Planung der Kampagne kamen aus den jeweiligen Communities auch Hinweise zu 

Formulierungen oder der Motivwahl, die in die Umsetzung eingeflossen sind. Die hier zum 

Ausdruck kommende gezielte Einbeziehung der Communities z. B. Geflüchteter ist 

gleichermaßen ein Markenzeichen der Kampagne. 

 

Um Diskriminierungserfahrungen Geflüchteter zu entgegnen, hat der Sozialdienst des LAF 

eine Ansprechpartnerin für Geflüchtete, Unterkünfte und Externe (wie z. B. Ehrenamtliche) im 

Standort Darwinstraße benannt. Eine weitere Person ist für das Ankunftszentrum vorgesehen, 

um an beiden Standorten sichtbar zu sein. 
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